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Mitteilung des Senats vom 21. Juni 2022

Ortsgesetz liber vorhabenbezogene Stellplatze fiir Kraftfahrzeuge,
Fahrradabstellplatze und Mobilitaitsmanagement bei Bauvorhaben in der
Stadtgemeinde Bremen (Mobilitats-Bau-Ortsgesetz - MobBauOG HB)

Der Senat tberreicht der Stadtbiirgerschaft den Entwurf der Neufassung eines
Ortsgesetzes uber vorhabenbezogene Stellplatze fir Kraftfahrzeuge, Fahr-
radabstellpldatze und Mobilitdtsmanagement bei Bauvorhaben in der Stadtge-
meinde Bremen (Mobilitdats-Bau-Ortsgesetz — MobBauOG HB) mit der Bitte,
das Ortsgesetz zu beschlieBen, um ein Inkrafttreten nach Verkiindung im Ge-
setzblatt der Freien Hansestadt Bremen zum 1. Oktober 2022 zu ermdglichen.

Das aktuell fir die Stadtgemeinde Bremen giltige Stellplatzortsgesetz (Stell-
plOG) vom 18. Dezember 2012 (Brem.GBIl. S. 555) ist als eine sogenannte ortli-
che Bauvorschrift auf der Grundlage der zwischenzeitlich fortgeschriebenen
Ermaéch-tigung in § 86 Absatz 1 Nummer 4 und 5 der Bremischen Landesbau-
ordnung (BremLBO) vom 4. September 2018 (Brem.GBIl. S. 320), zuletzt gedn-
dert durch Gesetz vom 22. September 2020 (Brem.GBL. S. 963) erlassen worden.

Die Regelungen tiber den Umfang dieser gesetzlichen Verpflichtung zur Schaf-
fung einer ausreichenden Anzahl von vorhabenbezogenen Stellplatzen fir
Kraftfahrzeuge und Fahrradabstellpldatzen oder alternativen Mobilitatsformen
zur Entlastung des o6ffentlichen Verkehrsraums vom ruhenden Verkehr sind
seit vielen Jahren immer wieder Gegenstand einer kontroversen Diskussion
verschiedenster Akteure der Stadtgesellschaft.

Gleichzeitig sollen die Regelungen des bisherigen Stellplatzortsgesetzes an die
aktuelle Entwicklung einer stadtgerechten Mobilitat im Rahmen der ange-
strebten ,Verkehrswende fiir den Klimaschutz" angepasst werden, um ein Um-
denken ,weg vom eigenen Auto" hin zu einer dynamisch-flexiblen Verkehrs-
mittelwahl zu beschleunigen.

Das bisherige Stellplatzortsgesetz (StellplOG) fiir die Stadtgemeinde Bremen
soll deshalb neu gefasst, in ,Mobilitats-Bau-Ortsgesetz” (MobBauOG) umbe-
nannt werden und gleichzeitig auch Forderungen der Enquete-Kommission fir
mehr Klimaschutz umsetzen.

Der hiermit vom der Senatorin fiir Klimaschutz, Umwelt, Mobilitat, Stadtent-
wicklung und Wohnungsbau vorgelegte Gesetzentwurf enthdlt folgende we-
sentliche Anderungen gegeniiber dem noch giiltigen Stellplatzortsgesetz 2012:

1. Fur den Bereich des inneren Stadtgebietes wird eine neue Gebietszone I
geschaffen, in der die Herstellung von Kraftfahrzeugstellpldatzen nur noch
ausnahmsweise zuldassig ist.

2. Die bisherige Gebietszone I wird um den Bereich der Uberseestadt-Nord,
die Universitdat/Technologiepark und den Ortsteil Grohn erweitert und in
Gebietszone Il umbenannt.

3. Fir Vorhaben des Wohnungsbaus soll hinsichtlich der Richtzahlen zukiinf-
tig nach WohnungsgroBen und Gebietszonen differenziert werden, ebenso
soll eine abgeminderte Richtzahl fiir den geforderten Wohnungsbau und
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10.

11.

12.

13.

14.

Studierendenwohnheimen aufgenommen werden. Die Errechnung der er-
forderlichen Fahrradabstellplatze im Wohnungsbau soll neu in 30-m?2-
Schritten an die Gesamtwohnflache aller Wohnungen im Gebaude gekop-
pelt werden.

Die bisherige Bagatellgrenze zum Verzicht auf die Herstellung von Stell-
platzen fiir Kraftfahrzeuge soll nicht wie bisher nur bei Anderungen/Nut-
zungsanderungen Anwendung finden, sondern auch auf den Neubau
ausgeweitet werden. Gleichzeitig soll der Schwellenwert um eine Stell-
platzeinheit angehoben werden, sodass die Erfiilllungspflicht erst einsetzt,
sofern der nach den mathematischen Rundungsregeln ermittelte Stell-
platznormbedarf mindestens vier Stellplatzeinheiten betragt.

Zur Forderung des Wohnungsbaus wird als ,Riickausnahmeprivileg” auf
die Erfullungspflicht im Hinblick auf den Stellplatznormbedarf fiir Kraft-
fahrzeuge verzichtet, sofern durch Aufstockungen, Ausbau oder Umnut-
zungen von bestehenden Gebdauden zusatzliche Wohneinheiten geschaf-
fen werden sollen.

Notwendiges Mobilitdtsmanagement soll mit Bezug auf den ermittelten
Stellplatznormbedarf mit nachfolgenden Mindestanteilen verpflichtend
eingefiithrt werden.

6.1 In der Gebietszone I (inneres Stadtgebiet) drei Viertel der Stellplatze
(Faktor 0,75),

6.2 in der Gebietszone II (innenstadtnahe Quartiere) die Halfte der Stell-
platze (Faktor 0,50),

6.3 in der Gebietszone III (ibriges Stadtgebiet) ein Viertel der Stellplatze
(Faktor 0,25), sofern der Stellplatznormbedarf mindestens acht Stell-
platzeinheiten betrdgt und es sich nicht um dinn besiedelte Auien-
bereichslagen handelt.

Zulassige MobilitdtsmanagementmafBnahmen werden in einem nicht ab-
schlieBenden Aufzdahlungskatalog gelistet und sind unter bestimmten Vo-
raussetzungen miteinander und auch mit anderen Bauvorhaben kombi-
nierbar (,Pooling").

geplante MobilitatsmanagementmaBnahmen sind mit Einreichung des
Bauantrages bei der fiir das Mobilitdtsmanagement zustandigen Stelle an-
zuzeigen, die untere Bauaufsichtsbehorde entscheidet abschlieBend tiber
deren Zuléassigkeit.

Die prozentuale Verpflichtung zur Herstellung von Stellplatzen fir Men-
schen mit Behinderungen wird auf vier von Hundert angehoben.

Der Schwellenwert fiir die Baum-Pflanzpflicht wird auf vier zusammen-
hédngende oberirdische Stellpldatze herabgesetzt und ist dann auf jeweils
vier Stellpldtze anzuwenden.

Die vollstandige oder anteilige Ablosung von Stellpldatzen fur Kraftfahr-
zeuge ist wahlweise als Alternative zur Realherstellung oder zum Mobili-
tatsmanagement immer méglich (Rechtsanspruch).

Die Hohe der Ablosungsbetrage fiir je Stellplatz fir Kraftfahrzeuge und
Fahrradabstellplatz sind unter Berticksichtigung der aktualisierten Her-
stellungskosten sachgerecht fortgeschrieben worden.

Die generierten Ablosungsbetrdge koénnen entsprechend § 49 Absatz 2
BremLBO zur Forderung der 6ffentlichen Verkehrsinfrastruktur oder nach
vertraglicher Vereinbarung auch fiir kommunale Mobilitdtsmanagement-
maBnahmen verwendet werden.

Es werden neue Abweichungstatbestande geschaffen, die nach behoérdli-
cher Prifung einzelfallbezogen sachgerechte Losungen ermoglichen.



Weitere Erlauterungen und Einzelheiten kénnen der anliegenden Begriindung
des Gesetzentwurfs entnommen werden.

Die angestrebten gesetzlichen Anderungen kénnen jedoch nicht personalneut-
ral umgesetzt werden. Zur Verbesserung der Prozesse hinsichtlich der Mobili-
tatskonzepte im Neubau, der Erhéhung der Wirksamkeit der umgesetzten
MobilitdatsmanagementmaBnahmen sowie um einen wirksamen Vollzug des
angepassten Rechtsrahmens zum Mobilitatsmanagement sicherzustellen, er-
fordert dies Personalmehrbedarfe in Form von zwei zusétzlichen Stellen im
Fachbereich Verkehr bei der Senatorin fiir Klimaschutz, Umwelt, Mobilitat,
Stadtentwicklung und Wohnungsbau.

Der Gesetzentwurf ist mit allen Ressorts, der Senatskanzlei, der Bremischen
Zentralstelle fiir die Verwirklichung der Gleichberechtigung der Frau, dem
Landesbehindertenbeauftragten und der Landesbeauftragten fiir Datenschutz
und Informationsfreiheit abgestimmt, die rechtsférmliche Priifung durch die Se-
natorin fur Justiz und Verfassung ist erfolgt.

Das Anhoérungsverfahren mit Beteiligung aller Senatsressorts, Ortsamter/Bei-
rate und der Kammern und Verbdande hat vom 2. Juni bis zum 3. September
2021 stattgefunden.

Mit den Erkenntnissen aus dem Anhoérungsverfahren ist der Gesetzentwurf
nochmals iiberarbeitet worden und stellt in seiner jetzigen Ausgestaltung einen
ausgewogenen Kompromiss dar, der in der Rechtsanwendung einzelfallbezo-
gen sachgerechte Losungen ermoglicht.

Die stadtische Deputation fir Mobilitat, Bau und Stadtentwicklung hat dem
Gesetzentwurf zur Neufassung des Mobilitats-Bau-Ortsgesetzes (MobBauOG
HB) am 28. April 2022 zugestimmt und um Weiterleitung tiber den Senat an die
Stadtbirgerschaft gebeten.

Ortsgesetz iiber vorhabenbezogene Stellpldtze fiir Kraitiahrzeuge, Fahr-
radabstellpldtze und Mobilitditsmanagement bei Bauvorhaben in der Stadt-
gemeinde Bremen

(Mobilitdats-Bau-Ortsgesetz — MobBauOG HB)

Der Senat verkiindet das nachstehende von der Stadtbiirgerschaft aufgrund
des § 86 Absatz 1 Nummer 4 und 5 der Bremischen Landesbauordnung vom 4.
September 2018 (Brem.GBI. S. 320 — 2130-d-1a), zuletzt gedndert durch Gesetz
vom 22. September 2020 (Brem.GBIL. S. 963) beschlossene Ortsgesetz:

§1
Anwendungsbereich und Zustdndigkeiten
(1) Dieses Ortsgesetz gilt fiir das Gebiet der Stadtgemeinde Bremen ein-
schlieBlich des stadtbremischen Uberseehafengebiets Bremerhaven, so-
weit nicht durch Bebauungspldne oder andere stadtebauliche oder als

ortliche Bauvorschriften erlassene Ortsgesetze entgegenstehende Rege-
lungen getroffen worden sind.

(2) Dieses Ortsgesetz regelt
1. allgemeine Anforderungen

a) an die Erforderlichkeit, Anzahl, Gro3e, Beschaffenheit und Ge-
staltung von Stellplatzen fiir Kraftfahrzeuge und Fahrradabstell-
platzen im Sinne des § 49 Absatz 1 der Bremischen Landesbau-
ordnung,

b) an ein notwendiges, vorhabenbezogenes Mobilitatsmanagement,

c) an eine Beschrankung zur Herstellung von Stellplatzen fiir Kraft-
fahrzeuge in bestimmten Teilen des Gemeindegebietes, soweit
Griinde des Verkehrs oder stadtebauliche Griinde dies erfordern,



Q)

d) an eine nach § 49 Absatz 2 der Bremischen Landesbauordnung
mogliche Ablosung der Herstellungspflicht sowie die Hohe und
Verwendung der Ablésungsbetrage.

2. die Gestaltung der Stellplatze sowie die Notwendigkeit einer Bepflan-
zung.

Zustandig fur den Vollzug dieses Gesetzes ist die untere Bauaufsichtsbe-
horde. Sofern MobilitdatsmanagementmafBnahmen nach § 7 umzusetzen
sind, ist die fiir Mobilitdt zustandige Stelle verantwortlich; eine Bekannt-
machung der jeweils zustandigen Stelle erfolgt im Amtsblatt der Freien
Hansestadt Bremen.

§2

Gebietszonen

Das Gebiet der Stadtgemeinde Bremen ist in der als Anlage 1 beigefligten
Ubersichtskarte im MaBstab 1: 25 000 dargestellt und wird unter Berticksichti-
gung der ortlichen Verkehrsverhaltnisse in folgende Gebietszonen eingeteilt:

1.
2.

in die Gebietszone I, welche das innere Stadtgebiet umfasst,

in die Gebietszone II, welche auBerhalb der Gebietszone I die innenstadt-
nahen Quartiere sowie die Ortsteile Vegesack und Grohn umfasst und

die Gebietszone III, welche das tbrige Stadtgebiet und die AuBenbereiche
einschlieBlich des stadtbremischen Uberseehafengebiets Bremerhaven
umfasst.

§3
Pilicht zur Erfilllung des Mobilitatsbedarfs

Bauliche Anlagen und sonstige Anlagen, bei denen ein Zu- oder Abgangs-
verkehr zu erwarten ist, diirfen entsprechend § 49 Absatz 1 der Bremischen
Landesbauordnung nur errichtet, geandert oder in ihrer Art der Nutzung
gedandert werden, wenn der durch das Vorhaben ausgeloste Mobilitatsbe-
darf nach §§ 4 und 5 ermittelt und mit den Instrumenten nach § 6 erfullt
wird. Dies gilt auch fiir mégliche Mehrbedarfe aufgrund von baulichen An-
derungen oder Nutzungsanderungen. Die Bagatellgrenze nach § 5 Absatz
3 bleibt unberiihrt.

Absatz 1 gilt nicht, wenn durch Aufstockungen, Ausbau oder Umnutzung
von bestehenden Gebduden zusatzliche Wohneinheiten geschaffen wer-
den sollen. Fir zusatzlich erforderliche Fahrradabstellplatze gilt dies je-
doch nur, sofern deren Herstellung nach den Anforderungen dieses Ge-
setzes nicht oder nur mit einem unverhéaltnismaBigen Mehraufwand mog-
lich ist.

§4
Ermittlung des Mobilitatsbedarfs

Der vorhabenbezogene Mobilitdtsbedarf ist fiir jede vorhabenbezogene
Art der Nutzung anhand der Anzahl an rechnerisch benétigten Stellplatz-
einheiten fir Kraftfahrzeuge (Stellplatznormbedarf) und notwendigen
Fahrradabstellplatzen entsprechend der Richtzahlentabelle nach Anlage 2
zu ermitteln. Fir Hochschulen und Fachhochschulen einschlieBlich ihrer
Forschungsbereiche nach Nummer 8.5 der Anlage 2 kann die untere Bau-
aufsichtsbehorde eine abweichende Nachweisfiihrung zulassen.

Die Richtzahlen fiir den Stellplatznormbedarf beziehen sich auf den Ein-
stellplatzbedarf fiir Personenkraftwagen. Einstellplatze fiir Lastkraftwagen
und Autobusse sind zuséatzlich oder kompensatorisch in ausreichender An-
zahl nachzuweisen, sofern die Art der Nutzung der baulichen Anlage dies
erfordert.



Fur bauliche Anlagen, deren Nutzungsart in der Anlage 2 nicht aufgefiihrt
ist, oder bei atypischer Art der Nutzung bemisst sich der Stellplatznormbe-
darf und die Anzahl an notwendigen Fahrradabstellpldtze nach dem vo-
raussichtlichen tatsachlichen Bedarf. Dabei ist auch zu prifen, ob ver-
gleichbare Richtzahlen nach der Anlage 2 herangezogen werden koénnen.

Bei Vorhaben mit verschiedenartigen Nutzungen bemisst sich der Stell-
platznormbedarf und die Anzahl an notwendigen Fahrradabstellpldatzen
nach dem groBten gleichzeitigen Bedarf. Eine wechselseitige Benutzung
der Stellplatze fir Kraftfahrzeuge ist zulassig, sofern die Verfiigbarkeit je-
derzeit sichergestellt ist.

Ergeben sich bei der Berechnung des vorhabenbezogenen Mobilitatsbe-
darfs Dezimalstellen, so sind diese erst nach der Addition der einzelnen
Stellplatznormbedarfe verschiedener Nutzungen nach mathematischen
Regeln zu runden. Satz 1 gilt fiir die Berechnung der Anzahl an notwendi-
gen Fahrradabstellplatzen entsprechend.

§5
Reduzierung des Stellplatznormbedarfs, Bagatellgrenze

Der sich aus der Anlage 2 ergebene Stellplatznormbedarf wird vorbehalt-
lich des Absatzes 2 unter Berticksichtigung integrativer Lagen und der un-
terschiedlichen ErschlieBung der Stadtgemeinde durch den o6ffentlichen
Personennahverkehr wie folgt verringert:

1. in den Gebietszonen I und II um 40 Prozent,
2. in der Gebietszone III um 20 Prozent.

§ 4 Absatz 5 gilt entsprechend mit der MaBgabe, dass eine Rundung erst
nach der prozentualen Verringerung erfolgt.

Von der Reduzierung nach Absatz 1 ausgenommen sind:

1.  Wohnnutzungen nach Nummer 1 der Richtzahlentabelle der Anlage 2
sowie

2. kraftfahrzeugaffine Nutzungen nach Nummer 9.3 bis 9.5 der Richt-
zahlentabelle der Anlage 2.

Eine anteilige Pflicht zur Erfiillung des vorhabenbezogenen Mobilitatsbe-
darfs mit den Instrumenten nach § 6 besteht nicht, soweit der nach Mal-
gabe dieses Gesetzes rechnerisch ermittelte Stellplatznormbedarf fir
Kraftfahrzeuge weniger als vier Stellplatzeinheiten betragt. Die Verpflich-
tung zur Herstellung notwendiger Fahrradabstellplatze bei Nichtwohnge-
bauden und Wohngeb&duden mit mehr als zwei Wohnungen bleibt hiervon
unberiihrt.

§6
Instrumente zur Erfiilllung des Mobilitatsbedarfs

Der vorhabenbezogene Mobilitatsbedarf ist in Bezug auf den nach §§ 4
und 5 ermittelten Stellplatznormbedarf fir Kraftfahrzeuge kombinierbar
zu erfiillen durch:

1.  MobilitatsmanagementmaBnahmen nach § 7,
2. Herstellung von Stellplatzen fur Kraftfahrzeuge nach § 8,
3. Zahlung eines entsprechenden Ablésungsbetrages nach § 10.

In der Gebietszone list die Herstellung von Stellplatzen fur Kraftfahrzeuge
nur ausnahmsweise nach Erteilung einer Abweichung gemaB § 13 Absatz
2 Nummer 2 zulassig (ausnahmsweise zuldssige Stellplatze).

Der vorhabenbezogene Mobilitdtsbedarf ist in Bezug auf die ermittelte An-
zahl an notwendigen Fahrradabstellplatzen zu erfiillen durch:
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(4)

1. Herstellung nach § 9,

2. ausnahmsweise durch Zahlung eines entsprechenden Ablésungsbe-
trages gemaB § 11 nach Erteilung einer Abweichung gemas § 13 Ab-
satz 2 Nummer 7.

Die beabsichtigte Umsetzung der Erfiillungspflicht nach den Absatzen 1
bis 3 ist als Bauvorlage nach § 9 Absatz 5 Nummer 3 der Bremischen Bau-
vorlagenverordnung durch die Bauherrin oder den Bauherren mit Einrei-
chung des Bauantrages bei der unteren Bauaufsichtsbehoérde in Textform
zu dokumentieren. Die Feststellung der Erfiillung des vorhabenbezogenen
Mobilitatsbedarfs, insbesondere die Zulassung von MaBnahmen des Mo-
bilitatsmanagements nach § 7 und die Festlegung ihrer Dauer sind Gegen-
stand der Baugenehmigung. Sofern bei Vorhaben, die gemdaB § 62 der
Bremischen Landesbauordnung keiner Baugenehmigung bedirften, Zu-
lassungsentscheidungen nach § 7 oder Abweichungen nach § 13 erforder-
lich sind, sind diese Gegenstand einer isolierten Priifung.

§7
Mobilitatsmanagement

Von dem nach §§ 4 und 5 ermittelten Stellplatznormbedarf sind fiir die Er-
fullung des vorhabenbezogenen Mobilitdatsbedarfs vorbehaltlich des § 10
Absatz 3 durch ein notwendiges Mobilitdtsmanagement im Sinne von § 86
Absatz 1 Nummer 4 Buchstabe b der Bremischen Landesbauordnung min-
destens folgende Anteile mit Mainahmen nach Absatz 2 zu ersetzen:

1. in der Gebietszone I drei Viertel der Stellplatze,
2. in der Gebietszone II die Halfte der Stellplatze und

3. in der Gebietszone III ein Viertel der Stellplédtze, sofern der nach Ma@3-
gabe dieses Gesetzes rechnerisch ermittelte Stellplatznormbedarf
mindestens acht Stellplatz-einheiten betragt, wobei der Stellplatz-
normbedarf mehrerer Vorhaben des gleichen Vorhabentrdagers, die in
einem engen zeitlichen und rdaumlichen Zusammenhang entstehen
sollen, dabei zusammengerechnet wird.

Die Verpflichtung nach Satz 1 Nummer 3 besteht in der Gebietszone III
unabhéngig von dem ermittelten Stellplatznormbedarf nicht, sofern das
Vorhabengrundstiick in den Ortsteilen Blockland, Strom, Seehausen, Wer-
derland, im stadtbremischen Uberseehafengebiet Bremerhaven oder im
AuBenbereich im Sinne von § 35 des Baugesetzbuches liegt.

MaBnahmen eines Mobilitdtsmanagements im Sinne dieses Gesetzes sind
alle MaBnahmen, die unter Berticksichtigung der ortlichen Verkehrsver-
héltnisse und der zu erwartenden Nutzung der baulichen Anlage geeignet
sind, den Bedarf an Stellplatzen fur Kraftfahrzeuge dauerhaft zu reduzie-
ren oder zu einer Verringerung des motorisierten Individualverkehrs bei-
zutragen. Als geeignete MafBnahmen des Mobilitatsmanagements im
Sinne des Satzes 1 konnen insbesondere zugelassen werden:

1. Zurverfiigungstellung von

a) Zeitkartenkontingenten fiir den Offentlichen Personennah- und
Fernverkehr sowie

b) Carsharing-Mitgliedschaften fiir die Nutzer der Anlage,

2. Errichtung und Einbindung von Car-Sharing Stationen auf dem Bau-
grundstick oder einem anderen geeigneten Grundstiick in der ndhe-
ren Umgebung und

3. Errichtung von zusatzlichen Fahrradabstellpldtzen, insbesondere mit
Ausstattungsmerkmalen nach § 9 Absatz 4.

In Kombination mit MaBnahmen nach Satz 2 kénnen insbesondere ergan-
zend zugelassen werden:
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1. Zurverfiigungstellung von Lastenradsharing oder Bikesharing-Mit-
gliedschaften sowie weitere Sharing-Angebote, wie zum Beispiel
Elektro-Tretrollersharing, fiir die Nutzerinnen und Nutzer der Anlage,

2.  Anschaffung und Zurverfiigungstellung von Lastenfahrradern, Fahr-
radanhdngern oder vergleichbare Angebote fiir Nutzerinnen und Nut-
zer der Anlage,

3. Einrichtung und Betrieb einer Fahrradwerkstatt und

4. gebrauchsfertige Ausstattung von Ladeinfrastruktur fir elektronisch
betriebene Carsharing-Pkw, E-Lastenrader, E-Bikes und Pedelcs.

Die Kategorisierung der zuldssigen MobilitdtsmanagementmaBnahmen
nach Satz 2 und 3 entsprechend ihrer verkehrlichen Wirkung ergibt sich
aus Anlage 3. Weitere MaBnahmen konnen zugelassen werden, sofern im
Rahmen eines Mobilitatskonzeptes glaubhaft dargestellt wird, dass da-
durch auf die Nutzung von Kraftfahrzeugen verzichtet oder der durch die
Art der Nutzung verursachte Zu- und Abgangsverkehr dauerhaft verrin-
gert und deshalb die Herstellung von Stellplatzen fiir Kraftfahrzeuge ent-
behrlich wird. AusschlieBlich vertragliche Regelungen zum Verzicht auf
die Nutzung von Kraftfahrzeugen sind unzuldssig. Samtliche Mobilitéats-
managementmafBnahmen sind miteinander kombinierbar und wahrend
der Laufzeit durch ein Kommunikationskonzept fiir die Nutzerschaft der
Anlage zu begleiten. Der Kapitaleinsatz fiir Mobilitdtsmanagementmas-
nahmen soll sich am jeweiligen Ablésedaquivalent nach § 10 Absatz 1 oder
2 orientieren.

Es ist zuldssig, den vorhabenbezogenen Mobilitatsbedarf verschiedener
Bauvorhaben ganz oder teilweise durch gebiindelte Mobilitdtsmanage-
mentmalBnahmen zu erfiillen.

Geplante MobilitatsmanagementmafBnahmen sind mit Einreichung des
Bauantrages durch die Bauherrin oder den Bauherren im Rahmen des nach
§ 6 Absatz 4 zu erstellenden vorhabenbezogenen Mobilitatsnachweises bei
der fir das Mobilitdatsmanagement zustandigen Stelle in Textform anzu-
zeigen. Die untere Bauaufsicht entscheidet tiber deren Zulassigkeit nach
Beteiligung der fiir das Mobilitatsmanagement zustdandigen Stelle entspre-
chend § 69 Absatz 1 der Bremischen Landesbauordnung.

Die Verantwortung fiir die Durchfithrung der Mainahmen des Mobilitats-
managements sowie der Nachweis hieriiber obliegt dem Eigentiimer oder
der Eigentiimerin der Anlage. Die fiir das Mobilitdtsmanagement zustan-
dige Stelle kann verlangen, dass ihr die Nachweise nach Satz 1 vorgelegt
werden. Wird eine MaBnahme des Mobilitdtsmanagements vorzeitig abge-
brochen, ist dies der fiir das Mobilitatsmanagement zustandigen Stelle un-
verzlglich anzuzeigen. Die untere Bauaufsichtsbehdérde kann die Eigen-
timerin oder den Eigentiimer zur Zahlung eines anteiligen Ablésungsbe-
trags verpflichten. Werden die zugelassenen MaBnahmen des Mobilitats-
managements Uber die gesamte Dauer einer nach § 6 Absatz 4 Satze 2 oder
3 festgelegten Laufzeit vorgehalten, gilt die Pflicht zur Deckung des vor-
habenbezogenen Mobilitatsbedarfs nach § 3 als erfiillt.

§8
Herstellung von Stellplatzen fiir Kraftfahrzeuge

Stellplatze fur Kraftfahrzeuge sind entweder auf dem Baugrundstiick oder
nach Absatz 2 in zumutbarer Entfernung auf einem anderen geeigneten
Grundstiick herzustellen.

Werden Stellplatze auf einem anderen Grundstiick hergestellt, darf die
fuBlaufige Entfernung von der Grundstiicksgrenze des Baugrundstiickes

a. bei gewerblichen Stellplatzen in allen Gebietszonen und bei aus-
nahmsweise zulassigen Stellplatzen in der Gebietszone I hoéchstens
500 Meter,
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b. bei Stellpldatzen fiir Wohnungsbauvorhaben in der Gebietszonen II
und III hochstens 300 Meter

betragen.

Die Herstellung von Stellpldtzen nach Satz 1 auf einem anderen Grund-
stiick muss fur diesen Zweck 6ffentlich-rechtlich gesichert sein. Die 6ffent-
lich-rechtliche Sicherung ist der unteren Bauaufsichtsbehoérde vor Bau-
beginn nachzuweisen, sofern diese nicht bereits Voraussetzung fur die Er-
teilung einer Baugenehmigung ist. Unter den Voraussetzungen von Satz 1
bis 3 ist es auch zuldssig, Stellplatze verschiedener Bauvorhaben auf einem
Grundstiick zusammengefasst nachzuweisen.

Stellplatze miissen erreichbar sein, ohne dass andere Stellplatze tiberquert
werden missen. Hintereinanderliegende Stellplatze sind nur bei Wohnge-
bauden der Gebaudeklassen 1 und 2 mit nicht mehr als zwei Wohnungen
zulassig.

Von dem nach §§ 4 und 5 ermittelten Stellplatznormbedarf sind mindes-
tens vier Prozent, bei Wohngebduden mit Wohnungen nach § 50 Absatz 1
der Bremischen Landesbauordnung mindestens jedoch ein Stellplatz fiir
Menschen mit Behinderungen auf dem Baugrundstiick entsprechend den
nach § 85 Absatz 5 der Bremischen Landesbauordnung als Technische
Baubestimmung eingefiihrten technischen Regeln barrierefrei herzustel-
len und entsprechend zu kennzeichnen. Wird die Anlage erfahrungsge-
maB von einer groBeren Zahl von Menschen mit Behinderungen besucht,
ist die Anzahl dieser Stellplatze entsprechend dem tatsachlichen Bedarf zu
erhohen. Weitergehende Anforderungen nach § 51 Nummer 15 und 16 der
Bremischen Landesbauordnung oder Herstellungseinschrankungen nach
§ 6 Absatz 2 bleiben unbertihrt.

Samtliche Stellpldtze miissen so angeordnet und hergestellt werden, dass
sie die Anlage von Kinderspielplatzen nach § 8 Absatz 3 der Bremischen
Landesbauordnung nicht verhindern.

Stellplatze duirfen nicht zweckentfremdet benutzt werden. Folgende Nut-
zungen gelten nicht als zweckfremde Nutzung im Sinne des Satzes 1:

a. Abstellen von Fahrradern aller Art und deren Zubehor,
b. Nutzung als Carsharing-Stellplatz,

c. Nutzung als Ladestation fiir Elektromobilitét,

d. Einrichtung einer Mobilitatsstation und

e. die Vermietung von Stellpldtzen an andere Personen.

Werden auf einem Grundstiick mehr als vier zusammenhédngende oberir-
dische Stellplatze geschaffen, ist fiir je vier Stellplatze mindestens ein ge-
eigneter Laubbaum zu pflanzen. Die Anpflanzungen sind so zu platzieren,
dass durch die Baume der Eindruck einer groen befestigten Grundstiicks-
flache abgemildert wird; sie sollen moglichst zwischen den einzelnen Stell-
platzen liegen. Die Baume sind fachgerecht zu pflanzen und zu unter-
halten sowie bei Verlust durch Neupflanzung zu ersetzen.

Samtliche Stellplatze miissen spatestens zum Zeitpunkt der Nutzungsauf-
nahme der baulichen Anlage hergestellt sein. Die erganzenden Anforde-
rungen an die Forderung der Elektromobilitét sind zu beachten.

§9
Herstellung von Fahrradabstellplatzen

Notwendige Fahrradabstellpldatze sind in der baulichen Anlage oder auf
dem Baugrundstiick in unmittelbarer Nahe des Eingangsbereichs herzu-
stellen. Sie missen von der offentlichen Verkehrsflache aus ebenerdig



oder tiber Rampen verkehrssicher und leicht erreichbar sein. Die Sicher-
heit fiir die Nutzerinnen und Nutzer der Fahrradabstellplatze ist durch
gute Einsehbarkeit und Beleuchtung zu gewahrleisten.

Notwendige Fahrradabstellplatze durfen ausnahmsweise auf einem ande-
ren geeigneten Grundstiickstiick hergestellt werden, wenn

1. die Herstellung auf dem Baugrundstiick nicht oder nur unter groen
Schwierigkeiten moglich ist,

2. die fuBlaufige Entfernung von der Grundstiicksgrenze des Baugrund-
stiickes in allen Gebietszonen hochstens 100 Meter betragt und

3. das andere Grundstiick fir die Herstellung entsprechend § 8 Absatz 2
Satze 2 bis 4 offentlich-rechtlich gesichert ist.

Notwendige Fahrradabstellpldtze mussen

1. einzeln leicht zuganglich sein,

2. eine Flache von mindestens 1,5 Quadratmetern haben,

3. die Moglichkeit bieten, ein Fahrrad am Rahmen anzuschliefen und
4

einem Fahrrad durch einen Anlehnbiigel einen sicheren Stand ermog-
lichen; sofern Anlehnbiigel beidseitig nutzbar sind, sind diese im Ab-
stand von einem Meter zueinander anzuordnen; dienen sie nur zum
AnschlieBen eines Fahrrades, ist ein Abstand von 0,6 Metern ausrei-
chend.

Die Anforderungen des Satzes 1 Nummern 3 und 4 gelten nicht fir not-
wendige Fahrradabstellplatze in Abstellraumen fiir Wohngeb&dude der Ge-
baudeklassen 3 bis 5.

Flachen mit mehr als zehn notwendigen Fahrradabstellpldtzen sind zu
uberdachen. Jeder zehnte notwendige Fahrradabstellplatz muss durch
eine zusatzliche Flache von mindestens 1,5 Quadratmetern zum Abstellen
von Lasten- oder Kinderanhédngern geeignet sein.

§ 8 Absatz 5, Absatz 6 Satz 1 und Absatz 8 Satz 1 gelten entsprechend.
§ 10
Abloésung von Stellplatzen fur Kraftfahrzeuge

Fir die Ablésung des vorhabenbezogenen Mobilitatsbedarfs wird vorbe-
haltlich des Absatzes 2 die Hohe des Ablosungsbetrages je Stellplatz wie
folgt festgelegt:

1. bei Nutzungen nach Nummer 2 bis 10 der Anlage 2 unter Zugrunde-
legung von 60 Prozent der durchschnittlichen Herstellungskosten

a) in den Gebietszonen I und II: 18 600 Euro,
b) in der Gebietszone III: 8 400 Euro,

2.  bei Vorhaben von Wohnnutzungen nach Nummer 1 der Anlage 2 un-
ter Zugrundelegung von 40 Prozent der durchschnittlichen Herstel-

lungskosten
a) in den Gebietszonen I und II: 12 600 Euro,
b) in der Gebietszone III: 5600 Euro.

Abweichend von Absatz 1 wird der Ablosungsbetrag bei Vorhaben
1. in Bezug auf Kulturdenkmaler,

2. in Bauliicken nach Absatz 4,

3. des geforderten Wohnungsbaus nach Absatz 5 oder

4

des Ausbaus, der Aufstockung oder der Nutzungsanderung im Be-
stand zu Nichtwohnzwecken,
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unter Zugrundelegung von 25 Prozent der durchschnittlichen Herstel-
lungskosten wie folgt festgelegt:

a) in den Gebietszonen I und II: 7 900 Euro,
b) in der Gebietszone III: 3 500 Euro.

Es ist zuldssig, auch den nach § 7 Absatz 1 festgelegten Umfang an not-
wendigem Mobilitdtsmanagement vollstandig oder anteilig durch Ablo-
sung zu erfullen.

Bauliicken im Sinne von Absatz 2 Nummer 2 sind im Zeitpunkt der Ablo-
sung mindestens seit vier Jahren unbebaute oder geringfiigig bebaute
Grundstiicke im Innenbereich, die an einer im Ubrigen bebauten StraBe
zwischen anderen bebauten Grundstiicken liegen und so innerhalb des
Ortsbildes eine Unterbrechung der Bebauung darstellen. Das Vorliegen
dieser Voraussetzungen ist bei Vorhaben in Bauliicken durch ein Bauli-
cken-Testat der Stadtgemeinde nachzuweisen.

Fur Vorhaben des geférderten Wohnungsbaus im Sinne von Absatz 2
Nummer 3 ist ein Nachweis von der fiir das Wohnungswesen zustandigen
Stelle erforderlich.

Eine Ablésung von Stellplatzen fiir Menschen mit Behinderungen nach § 8
Absatz 4 ist nur zuldssig, sofern

a. in allen Gebietszonen die Herstellung nicht oder nur mit unverhalt-
nisméaBigem Mehraufwand méglich ist oder

b. in der Gebietszone I die fiir die Herstellung nach § 13 Absatz 2 Num-
mer 2 erforderliche Abweichung nicht erteilt werden kann.

Die Zahlung des Ablésungsbetrages ist der unteren Bauaufsichtsbehorde
vor Erteilung der Baugenehmigung nachzuweisen. Bei Vorhaben, die ge-
maB § 62 der Bremischen Landesbauordnung keiner Genehmigung be-
durften, ist der Nachweis der Zahlung den erforderlichen Bauvorlagen
beizufliigen. Eingezahlte Ablosungsbetrage werden ganz oder anteilig zu-
rickerstattet, wenn das Bauvorhaben nicht ausgefiihrt oder vor Auf-
nahme der Nutzung so geédndert wird, dass sich Anderungen im Stellplatz-
normbedarf oder dessen geplanter Erfiillung ergeben.

Die Einnahmen aus Ablésungsbetragen sind gemas § 49 Absatz 2 der Bre-
mischen Landesbauordnung zu verwenden.

§ 11
Ablosung von Fahrradabstellplatzen

Notwendige Fahrradabstellpldtze diirfen nur abgeldst werden, sofern die
Herstellung nach § 9 nicht oder nur mit unverhaltnismaBigem Mehrauf-
wand moglich ist. 2§ 10 Absatz 7 und 8 gelten entsprechend.

Fur die Ablésung notwendiger Fahrradabstellplatze wird die Hohe des Ab-
lésungsbetrages unter Zugrundelegung von 80 Prozent der durchschnittli-
chen Herstellungskosten wie folgt festgelegt:

1. in den Gebietszonen I und II: 1 000 Euro,
2. in der Gebietszone III: 400 Euro.
§ 12

Beseitigung von Stellplatzen fur Kraftfahrzeuge und Fahrradabstellplatzen

(1)

Stellplatze fiir Kraftfahrzeuge sowie notwendige Fahrradabstellplatze dir-
fen nur mit Zustimmung der unteren Bauaufsichtsbehorde ganz oder teil-
weise beseitigt werden. Die Beseitigung ist in Textform bei der unteren
Bauaufsichtsbehorde zu beantragen; der Antrag ist zu begrinden.
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Die Zustimmung nach Absatz 1 kann mit Auflagen oder Bedingungen ver-
sehen werden. 2Insbesondere kann ein Ersatz durch MaBnahmen des Mo-
bilitdtsmanagements nach § 7 oder eine Ablosung nach §§ 10 oder 11
gefordert werden.

Die fir eine zu beseitigende Anlage abgeldsten Stellplatze sind bei einer
anschlieBenden Neubebauung auf den Bedarf des neuen Vorhabens an-
zurechnen.

§ 13
Abweichungen

Abweichungen von den Anforderungen dieses Ortsgesetzes konnen unter
den Voraussetzungen des § 67 der Bremischen Landesbauordnung auf An-
trag zugelassen werden.

Die Erteilung einer Abweichung nach Absatz 1 ist insbesondere moglich,
soweit

1. esin besonders begrindeten Ausnahmefallen unter Beriicksichtigung
der Art und Lage des Vorhabens sowie der Grundstiickssituation
sachgerecht erscheint, den notwendigen Anteil an Mobilitatsmanage-
mentmafBnahmen nach § 7 Absatz 1 zugunsten der Realherstellung
von Stellplatzen fir Kraftfahrzeuge zu reduzieren

oder zu ersetzen,

2. in der Gebietszone I die Herstellung von Stellplatzen fir Kraftfahr-
zeuge entsprechend § 6 Absatz 2 ausnahmsweise zugelassen werden
soll; dies kann insbesondere in Betracht kommen, sofern

a) esunter Beriicksichtigung der Art und Lage des Vorhabens sowie
der Grundsttickssituation sachgerecht erscheint oder

b) essichum
aa) Tiefgaragenstellplatze oder

ab) Stellplatze fiir Menschen mit Behinderungen nach § 8 Absatz
4 handelt.

3. von den Entfernungsvorgaben nach § 8 Absatz 2 abgewichen werden
soll,

4. nach § 8 Absatz 4 notwendige Stellplatze fir Kraftfahrzeuge fiir Men-
schen mit Behinderungen abgeldst werden sollen,

5. Stellplatzanlagen als Zwischennutzung nur befristet angelegt werden
und deshalb auf die Pflanzpflicht nach § 8 Absatz 7 verzichtet werden
soll,

6. notwendige Fahrradabstellpldtze ausnahmsweise auf einem anderen
Grundstiick hergestellt werden sollen und die Voraussetzungen nach
§ 9 Absatz 2 vorliegen oder sie nach § 11 Absatz 1 abgeloést werden
sollen oder

7. ermaBigte Ablosungsbetrdage nach § 10 Absatz 2 in Anspruch genom-
men werden sollen.

Der vollstandige oder anteilige Verzicht auf die Erfiillung des Mobilitats-
bedarfs nach § 6 kann im Wege einer Abweichung nach § 67 der Bremi-
schen Landesbauordnung insbesondere zugelassen werden, bei

1. Aufstockung, Erweiterung, Umbau oder Nutzungsdnderung beste-
hender Gebdude zu Nichtwohnzwecken, sofern die Erfiillung auf-
grund der Art und Lage des Vorhabens nicht und auch Mobilitéats-
management nicht funktionsgerecht maoglich ist,

2. Nachberechnungen des Stellplatznormbedarfs fiir Kraftfahrzeuge und
der Anzahl notwendiger Fahrradabstellplatze auf Grundlage dieses
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Gesetzes bei Umbau, Sanierung oder Nutzungsdanderungen im Be-
stand,

3. Zwischennutzungen bestehender Gebaude und Grundstticke.
§ 14
Ordnungswidrigkeiten

Ordnungswidrig im Sinne des § 83 Absatz 1 Nummer 1 der Bremischen Lan-
desbauordnung handelt, wer entgegen den Vorschriften dieses Ortsgesetzes

1. entgegen den Vorschriften dieses Ortsgesetzes die festgesetzten Mobili-
tatsmanagementmafBnahmen nicht erfillt und der Bauaufsichtsbehorde
nicht anzeigt, dass die vereinbarten Voraussetzungen fiir Mobilitdtsma-
nagementmafnahmen nicht mehr vorliegen,

2. Stellplatze fur Kraftfahrzeuge sowie notwendige Fahrradabstellplatze
nicht in der erforderlichen Anzahl und Beschaffenheit herstellt oder ablost,

3. Stellplatze fur Kraftfahrzeuge sowie notwendige Fahrradabstellplatze
zweckentifremdend benutzt oder

4. Stellplatze fur Kraftfahrzeuge sowie notwendige Fahrradabstellpldtze be-
seitigt.

§ 15
Ubergangsvorschrift

Auf Bauvorhaben, deren bauaufsichtliche Verfahren bereits vor dem 1. Okto-
ber 2022 eingeleitet worden sind, sind die Bestimmungen dieses Ortsgesetzes
nur insoweit anzuwenden, als sie gegentiber dem bis dahin geltenden Recht
eine gunstigere Regelung enthalten.

§ 16
Inkrafttreten, AuBerkrafttreten

Dieses Ortsgesetz tritt am 1. Oktober 2022 in Kraft. 2Gleichzeitig tritt das Stell-
platzortsgesetz Bremen vom 18. Dezember 2012 (Brem.GBI. S. 555 — 2130-d-
1a) auBer Kraft.
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Anlage 1 (zu § 2) — Ubersichtskarte der Gebietszonen
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Gebietszone I = inneres Stadtgebiet

Gebietszone II = innenstadtnahe Quartiere, Uberseestadt, Universitdt, Ortsteile
Grohn und Vegesack

Gebietszone III = {ibriges Stadtgebiet, stadtbremisches Uberseehafengebiet
Bremerhaven
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Anlage 2 (zu § 4 Absatz 1)

Richtzahlentabelle zur Ermittlung des Stellplatznormbedarfs fir Stellplatze fur
Kraftfahrzeuge und der Anzahl an notwendigen Fahrradabstellplatzen

Nr. Verkehrsquelle Stellplatznormbedarf fur notwendige
Kraftfahrzeuge Fahrradabstellplatzel

1. Wohngebaude?2 Gebiets-zo- | Gebiets- nur fir Wohngebaude mit
nen I zone III mehr als 2 Wohnungen
und II

1.1 Gebaude mit bis zu 3 Wohnungen keiner, 1 je 30 m? Gesamt-Wohn-
da Bagatellgrenze nach flache mindestens 3
§ 5 Absatz 3,

1.2 Gebaude mit mehr als 3 Wohnungen 0,6 je 0,8 je 1 je 30 m? Gesamt-Wohn-
uber jeweils 40 m? Wohnflache oder Wohnung Wohnung flache mindestens 6
Reihenhauszeilen

1.3 Gebaude mit mehr als 3 Wohnungen 0,25 je 0,5je 1 je Wohnung unter 40 m?
unter jeweils 40 m? Wohnflache Wohnung Wohnung Wohnflache

1.4 Gebaude mit mehr als 3 Wohnungen 0,25 je 0,5je 1 je 30 m? Gesamt-Wohn-
des geforderten Wohnungsbaus mit Wohnung Wohnung flache mindestens 6
Nachweis

1.5 Wochenend- und Ferienhduser 1 je Wohnung 1 je 30 m?> Wohnflache

1.6 Kinder- Jugend-, und Studierenden- 1 je 15 Betten, 1 je Bett
wohnheime mindestens 2

1.7 Sonstige Wohnheime 1 je 4 Betten, 1 je 2 Betten

mindestens 2

1.8 selbstbestimmte Wohnformen fir dltere | 0,25 je Wohnung 0,5 je Wohnung
Menschen oder Menschen mit Behin- mindestens 2 mindestens 2
derungen

2. Gebdaude mit Biiro-, Verwaltungs- und Praxisrdéumen3

2.1 Biiro- und Verwaltungsraume allge- 1 je 40 m? Nutzflache 1 je 40 m? Nutzflache
mein

2.2 Réaume mit erheblichem Besucherver- 1 je 25 m? Nutzflache 1 je 25 m? Nutzflache
kehr (Schalter-, Abfertigungs- oder Be-
ratungsraume, Arztpraxen u. dgl.)

3. Verkaufsflachen in Verkaufsstatten3

3.1 Laden, Geschaftshauser 1 je 40 m? Verkaufsnutz- 1 je 40 m? Verkaufsnutz-

flache flache

3.2 Laden und Geschaftshauser mit beson- | 1 je 50 m? Verkaufsnutz- 1 je 50 m? Verkaufsnutz-
ders geringem Besucherverkehr flache flache

3.3 Einkaufszentren, groBflachige Einzel- 1 je 15 m? Verkaufsnutz- 1 je 50 m? Verkaufsnutz-
handelsbetriebe mit einer Verkaufs- flache flache
nutzflache von insgesamt mehr als 1000
m? auBlerhalb von Kerngebieten

4. Versammlungsstatten (auBer Sportstatten), Kirchen

4.1 Versammlungsstatten (z.B. Theater, 1 je 5 Sitzplatze 1 je 10 Sitzplatze
Konzerthauser, Mehrzweckhallen, Ki-
nos)

4.2 Kirchen oder andere Gebaude der Reli- | 1 je 30 Sitzplatze 1 je 20 Sitzplatze
gionsausiibung

5. Sportstatten

5.1 Sportplatze, Sportstatten und Sportsta- | 1 je 500 m? Sportflache, 1 je 250 m? Sportflache,
dien zusatzlich 1 je 15 Besu- zusatzlich 1 je 15 Besu-

cherplatze cherplatze

5.2 Sporthallen 1 je 50 m? Hallenflache, 1 je 30 m? Hallenflache,

zusatzlich 1 je 15 Besu- zusatzlich 1 je 15 Besu-
cherplatze cherplatze

5.3 Freibader 1je 250 m? Grundstiicks- | 1 je 250 m? Grundstiicks-

flache

flache
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Nr. Verkehrsquelle Stellplatznormbedarf fur notwendige
Kraftfahrzeuge Fahrradabstellplatzel
54 Hallenbader 1 je 10 Kleiderablagen zu- | 1 je 10 Kleiderablagen zu-
satzlich 1 je 15 Besucher- | satzlich 1 je 10 Besucher-
platze platze
5.5 Tennisplatze, Squash-Anlagen 2 je Spielfeld, zusatzlich 1 | 2 je Spielfeld, zusatzlich
je 15 Besucherplatze 1 je 15 Besucherplatze
5.6 Tanzschulen, Fitnesscenter, Saunabe- 1 je 5 Kleiderablagen 1 je 5 Kleiderablagen
triebe, Solarien, und ahnliche gewerbli-
che Einrichtungen
5.7 Minigolfplatze 5 je Minigolfanlage 5 je Minigolfanlage
5.8 Kegel- und Bowlingbahnen 2 je Bahn 2 je Bahn
5.9 Bootsliegeplatze 1 je 5 Liegeplatze 1 je 5 Liegeplatze
5.10 | Reitanlagen 1 je 5 Pferdeeinstellplatze | 1 je 5 Pferdeeinstellpldtze
6. Gaststatten und Beherbergungsbetriebe4
6.1 Gaststatten von ortlicher Bedeutung, 1 je 15 m? Nutzflache 1 je 15 m? Nutzflache
Imbissbetriebe
6.2 Gaststatten von tiberortlicher Bedeu- 1 je 9 m? Nutzflache 1 je 18 m? Nutzflache
tung
6.3 Hotels, Pensionen, Kurheime und an- 1 je 3 Beherbergungs- 1 je 10 Beherbergungs-
dere Beherbergungsbetriebe raume, fir zugehoérigen raume, fir zugehoérigen
Restaurationsbetrieb Restaurationsbetrieb
Zuschlag nach 6.1 Zuschlag nach 6.1
6.4 Jugendherbergen 1 je 10 Betten 1 je 5 Betten
7. Krankenhauser
7.1 Krankenhadauser, Privatkliniken 1 je 5 Betten 1 je 15 Betten
7.2 Pflegeheime und andere Einrichtungen | 1 je 8 Betten 1 je 15 Betten
zur Pflege oder Betreuung von Perso-
nen mit Pflegebedirftigkeit oder Behin-
derung
8. Schulen, Einrichtungen der Kinder- und Jugendférderung
8.1 Grundschulen 0, 5 je Klassenraum ohne | 6 je Klassenraum ohne
Fachraume Fachraume
8.2 Sonstige allgemeinbildende Schulen, 0, 5 je Klassenraum ohne | 10 je Klassenraum ohne
Fachraume Fachraume
8.3 Berufsschulen 2 je Klassenraum ohne 10 je Klassenraum ohne
Fachraume Fachraume
8.4 Sonderschulen fiir Menschen mit Be- 1 je Gruppenraum 2 je Gruppenraum
hinderung, Bildungseinrichtungen und
Werkstatten fiir Menschen mit Behin-
derung
8.5 Fachhochschulen, Hochschulen inkl. 1 je 10 Studierende 1 je 4 Studierende
ihrer Forschungsbereiche
8.6 Tageseinrichtungen fiir Kinder 1 je Gruppenraum 2 je Gruppenraum
8.7 Jugendfreizeitheime und dgl. 1 je 20 Besucherplatze 1 je 2 Besucherplatze
9. Gewerbliche Anlagen
9.1 Handwerks- und Industriebetriebe 1 je 70 m? Nutzflache 1 je 70 m? Nutzflache
oder 3 je Beschaftigte oder 3 je Beschaftigte
9.2 Lagerraume, Lagerplatze, Ausstel- 1 je 100 m? Nutzflache 1 je 100 m? Nutzflache
lungs- und Verkaufsplatze oder je 3 Beschaftigte oder je 3 Beschaftigte
9.3 Kraftfahrzeugwerkstatten5 6 je Wartungs- und 1 je 70 m? Nutzflache
Reparaturstand
9.4 Tankstellen mit Pflegeplatzen5 4 je Pflegeplatz, 1 je 50 m? Verkaufsnutz-
zusatzlich 1 je 50 m? Ver- | flache
kaufsnutzflache
9.5 Automatische Kraftfahrzeugwaschstra- | 4 je Waschanlage6 entfallt
Ben und Selbstbedienungswasch-
platzed
10. Verschiedenes
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Nr. Verkehrsquelle Stellplatznormbedarf fur notwendige
Kraftfahrzeuge Fahrradabstellplatzel

10.1 | Kleingartenanlagen 1 je 3 Kleingarten 1 je 3 Kleingarten

10.2 | Friedhofe 1 je 2.000 m? Grund- 1 je 1.000 m? Grund-
stucksflache stucksflache

10.3 | Spielhallen, Wettburos und sonstige 1 je 20 m? Nutzflache, 1 je 20 m? Nutzflache,

Vergnugungsstatten mindestens 3 mindestens 3
Anmerkungen:

— Fur die Berechnung der Wohnflachen (Nummern 1.1 bis 1.5) ist die »Ver-
ordnung uber wohnungswirtschaftliche Berechnungen (Zweite Berech-
nungsverordnung — II. BV)« zugrunde zu legen.

— Der Begriff Nutzflache ist grundsatzlich entsprechend den Regelungen der
DIN 277 zu definieren.

1. Je nach Lage und Sortiment kann eine geringere Anzahl von Fahrradab-
stellplatzen zugelassen werden.

2. Fur diese Nutzungsarten ist nach § 5 Absatz 2 Nummer 1 keine Reduzie-
rung des Stellplatznormbedarfs moglich.

3.  Grundflache aller dem Kundenverkehr dienenden Raume mit Ausnahme
von Fluren, Treppenrdaumen, Toiletten, Waschraumen und Garagen.

4. Flachen fur Kantinen, Erfrischungsraume, Cafeterien und ahnliches blei-
ben auller Betracht.

5. Fur diese Nutzungsarten ist nach § 5 Absatz 2 Nummer 2 keine Reduzie-
rung des Stellplatznormbedarfs moglich.

6. Bei automatisierten Waschstrallen muss zusatzlich ein Stauraum fiir min-
destens 40 Kraftfahrzeuge vorhanden sein.
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Anlage 3 (zu § 7 Absatz 2)

Ubersicht der zuldssigen MobilitdtsmanagementmaBnahmen und Kategorisierung nach Wirkung

Die Mafinahmen des Mobilitdtsmanagements, die gemall § 7 MobBauOG HB umgesetzt werden, missen zu einer Verringerung des moto-
risierten Individualverkehrs oder des ruhenden Verkehrs fithren, damit sie den Bedarf an der Herstellung von Stellplatzen fur Kraftfahr-
zeuge dauerhaft reduzieren koénnen. Die nachfolgende Kategorisierung der zuldssigen MaBnahmen bezieht sich jeweils auf die ver-
kehrliche Wirkung.

Kategorie

MaRnahme

Art der Umsetzung

Zulassiqg fur Vorhaben nach Anlage 2
(Richtzahlentabelle)

OPNV-Zeitkarten

Ubertragbare OPNV-Zeitkarte (MIA/MIAplus) fur private Nutzung

nur fir Wohnnutzungen nach Nummer 1

Dauerhafte Jobticket-Angebote flir Arbeitnehmer*innen

Ubertragbare OPNV-Karte (MIA/MIAplus) fir Dienstwege

nur fur sonstige Vorhaben nach
Nummern 2 bis 10

Bahncard 25, 50 oder 100 fur Arbeitnehmer*innen

nur fur sonstige Vorhaben nach

Bahncard Nummern 2 bis 10
Einrichtung einer Station auf Grundstlick alle
Kategorie 1 Carsharin Betriebskostenzuschuss zu einem Carsharing-Angebot in der alle
Mobilitatsan- 9 naheren Umgebung
ebote mit der
%Ochsten Wir- Mitgliedschaft fiir Bewohner*innen oder Arbeitnehmer*innen alle
kung Taxi Taxi-Gutscheine fur Bewohner*innen oder Arbeitnehmer*innen alle
Dauerhafte Vermittlung und Anreize fir Fahrgemeinschaften nur fir sonstige Vorhaben nach
. Nummern 2 bis 10
Fahrgemeinschaften - : :
Premium-Parkplatze fir Fahrgemeinschaften nur fir sonstige Vorhaben nach
Nummern 2 bis 10
Einrichtung zuséatzlicher Fahrradabstellplatze alle
Fahrradabstellplatze Einrichtung zusétzlicher Fahrradabstellplatze mit Ausstattungs- | alle
merkmalen nach § 10 Absatz 4
_ Station (inkl. Anschaffung von Réder) alle
Kategorie 2 Lastenrader — : - :
Mitgliedschaft fir Bewohner*innen oder Arbeithnehmer*innen alle
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Kategorie MaRnahme Art der Umsetzung Zulassig fur Vorhaben nach Anlage 2
- (Richtzahlentabelle)
In der Regel Station auf Grundstiick alle
nur zulassig in
Kombination ) . Mitgliedschaft fir Bewohner*innen oder Arbeitnehmer*innen alle
mit MaRnah- Bikesharing
men aus Kate-
gorie 1
Bahncard Bahncard 25 oder 50 fur Bewohner*innen nur fir Wohnnutzungen nach Nummer 1
E-Tretrollersharing/E- Station auf Grundstuick alle
Kategorie 3 Mopedsharing Mitgliedschaft fiir Bewohner*innen oder Arbeitnehmer*innen alle
In der__Re_ge_I (Fahrrad-) Werkstatt Herstellung und Betrieb einer gemeinnitzigen Fahrradwerkstatt | alle
nur zulassig in
Kombination Zusatz- Beschaffung und Angebot von Fahrradanhanger, zweiradrige alle
mit MalR3nah- ) Einkaufswagen (,Hackenporsche®), Bollerwagen, Sackkarren
men aus Kate- Transportmittel etc. fiir den geteilten Gebrauch
guor::jezl Paketwinde Einrichtung einer Packstation auf dem Grundsttick zur Vermei- alle
dung von Lieferverkehre
Ladeinfrastruktur fur Einrichtung von Ladeinfrastruktur fir Carsharing, E-Lastenrader, | alle
Sharing-Angebote E-Bikes und Pedelecs
Erstellung eines Kommunikationskonzeptes und dauerhafte Aus- | alle
héngeschilder am oder im Objekt
I direkte Nutzerinformation (z.B. bei Einzug, Einstellung, Newslet- | alle
Kommunikationskonzept
ter, etc.)
regelméaRige ,,offene Kommunikationsveranstaltungen“ mindes- alle

tens 1x jahrlich

Anmerkungen:

1. Die aufzuwendende Gesamtsumme fiir das Mobilitatsmanagement soll mindestens 90 Prozent des nach § 10 alternativ notwendigen
Ablosebetrages betragen. Liegt der ermittelte Kapitaleinsatz bei einem ansonsten zustimmungsfahigen Mobilitatskonzept deutlich un-
ter diesem Schwellenwert, so ist der Differenzbetrag bis zu 90 Prozent der ansonsten erforderlichen Ablésesumme als Teilablosung im

Sinne des § 10 zu entrichten.

2. MaBnahmen der Kategorie 3 konnen nur in Kombination mit den MaBnahmen aus der Kategorie 1 und 2 umgesetzt werden.
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Mobilitatskonzepte miissen eine Laufzeit von mindestens fiinf Jahre betragen

Fir jedes Mobilitatskonzept ist ein Kommunikationskonzept verpflichtend. Bei Bauantrag muss dargestellt werden, wie die Mobilitats-
angebote der Nutzerschaft der baulichen Anlage:

1.1 vor dem Einzug/Einstellung (zum Beispiel bei der Bekanntmachung)
1.2 bei dem Einzug

1.3 und wahrend des dortigen Wohnens/Arbeitens

1.4 kommuniziert und zuganglich gemacht werden.

Der gemeinsame Nutzen der Mobilitatsangebote steht im Vordergrund.

In Einzelfallen ist es moglich von den oben genannten Regeln abzuweichen, wenn die Mobilitatsbedtrfnisse der Nutzergruppe von
der Norm abweichen.

Einem Mobilitatskonzept konnen folgende Mafinahmen/Kosten nicht angerechnet werden:
7.1 Herstellungskosten von Pkw-Stellplatze (Ausnahmen kénnen im Zusammenhang mit Carsharing gelten)

7.2 Ladeinfrastruktur fir rein private Fahrzeuge (keine Sharing-Fahrzeuge)
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Neufassung eines Ortsgesetzes Uber vorhabenbezogene Stellplatze fur Kraftfahr-
zeuge, Fahrradabstellplatze und Mobilitditsmanagement bei Bauvorhaben in der Stadt-
gemeinde Bremen

(Mobilitats-Bau-Ortsgesetz - MobBauOG HB)

Begrindung

A. Allgemeiner Teil

Die landesrechtlichen und kommunalen Regelungen tiber den Umfang einer gesetzlichen
Verpflichtung zur Schaffung einer ausreichenden Anzahl von vorhabenbezogenen Stellplat-
zen fur Kraftfahrzeuge und Fahrradabstellplatzen auf privaten Grundsttcksflachen, oder al-
ternativen Mobilitatsformen zur Entlastung des 6ffentlichen Verkehrsraums vom ruhenden
Verkehr sind seit vielen Jahren immer wieder Gegenstand einer kontroversen Diskussion
verschiedenster Akteure der Stadtgesellschatft.

In der 6ffentlichen Diskussion tber eine mogliche Neuregelung oder Abschaffung der Stell-
platzpflicht sprechen sich Vertreter der Wirtschaft wegen der umstrittenen Lenkungswirkung
bereits im Interesse eines Abbaus von Investitionshemmnissen und zur Verfahrensbeschleu-
nigung tendenziell fir eine Lockerung / Abschaffung der Stellplatzpflicht aus.

Umweltverbande lehnen hingegen aus dkologischen Gesichtspunkten eine gesetzliche
Pflicht ab, die im Wesentlichen auf die Realherstellung von Stellplatzen fur Kraftfahrzeuge
fokussiert ist, weil sie der Auffassung sind, dass erst Gber die Verfugbarkeit der Stellplatze
zusatzlicher Verkehr erzeugt wird und fordern alternative Instrumente.

Die Kommunen votieren dagegen tberwiegend fir die grundsatzliche Beibehaltung der Stell-
platzpflicht, damit die Kosten fur den zusatzlichen ruhenden Verkehr nicht auf die Allgemein-
heit Uberwalzt werden und sie ein ,bewéhrtes Instrument* fiir die gewiinschte Lenkungswir-
kung zur Deckung von Mobilitdtsbediirfnisse nicht aus der Hand geben. Letztlich sollen aber
auch wesentliche Finanzausfalle aus den generierten Ablosungsbetragen vermieden wer-
den, um diese Mittel auch zukinftig zweckentsprechend im Sinne von § 49 Absatz 2 der Bre-
mischen Landesbauordnung (BremLBO) verwenden zu kénnen.

Bereits mit der Novelle der Bremischen Landesbauordnung aus dem Jahr 2010 wurde die
Stellplatzpflicht entsprechend dem Vorbild der Musterbauordnung ,kommunalisiert®, d.h. den
beiden Stadtgemeinden Bremen und Bremerhaven wurde die Entscheidung Uberlassen, ob
und mit welchem Umfang sie an der Stellplatzpflicht festhalten wollen.

Das aktuell gultige Ortsgesetz Uber Stellplatze und Fahrradabstellpléatze in der Stadtge-
meinde Bremen (Stellplatzortsgesetz / StellplOG) vom 18. Dezember 2012 (Brem.GBI.
S. 555) ist auf Grundlage der Erméachtigung nach § 86 Absatz 1 Nummer 4 BremLBO am
1. Januar 2013 in Kraft getreten.

Es enthélt die liberalen Elemente der Beibehaltung einer Wahlfreiheit zwischen der Realher-
stellung und Ablésung von notwendigen Stellplatzen und fithrt MaRnahmen des Mobilitats-
managements als ,freiwillige” innovative Alternative ein.

Seitdem gibt es immer wieder Wiinsche und Vorschlage aus dem politischen Raum oder aus
den Beirdten, das ,noch relativ neue” Stellplatzortsgesetz an die aktuelle Entwicklung einer
stadtgerechten Mobilitat und einer ,Verkehrswende fur den Klimaschutz“ anzupassen.

Anknupfend an die damalige Diskussion zum StellplOG-2012 hat sich die Architektenkam-
mer der Freien Hansestadt Bremen im Rahmen einer Resolution vom Oktober 2018 per-
spektivisch flr eine vollstéandige Abschaffung der Stellplatzpflicht eingesetzt.

Das Bau- und Mobilitatsressort bleibt nach kritischer Uberpriifung jedoch bei seiner bisheri-
gen Auffassung, dass eine nahezu vollstindige oder teilweise alternativiose Abschaffung der
gesetzlichen Stellplatzpflicht, wie in Hamburg oder Berlin teilweise umgesetzt, fur die Stadt-
gemeinde Bremen nicht zielfiihrend sei, sondern stattdessen ein novelliertes Mobilitats-Bau-
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Ortsgesetz aufgrund seiner verkehrlichen und stadtebaulichen Lenkungswirkung der durch
Bauvorhaben auf privaten Grundstiicksflachen ausgelésten Mobilitatsbedurfnisse weiterhin
als erforderlich angesehen wird.

Nur in Verbindung mit dem neuen, verpflichtenden Hebel des Mobilititsmanagements kann
in den Kopfen der Stadtbevélkerung ein Umdenken ,weg vom eigenen Auto* hin zu einer dy-
namisch-flexiblen Verkehrsmittelwahl beschleunigt werden. Hierbei spielen neben kommuna-
len insbesondere auch vorhabenbezogene MobilitatsmanagementmalRnahmen eine wichtige
Rolle, da beide das Ziel verfolgen, mit den eingesparten Stellplatzflachen ,autofreie Stadt-
raume” und damit insbesondere in verdichteten Lagen perspektivisch eine ,neue Urbanitat"
entstehen zu lassen.

Die Koalitionsvereinbarung fur die 20. Wahlperiode der Bremischen Burgerschaft 2019-
2023? enthalt auf den Seiten 37 ff. die Vereinbarung, das aktuell gultige Stellplatzortsgesetz
mit dem Ziel zu modernisieren, zukinftig bei jedem Bauvorhaben einen verpflichtenden An-
teil der Stellplatze durch MalRnahmen des Mobilitdtsmanagements wie Carsharing oder Zeit-
karten zu ersetzen.

Im April 2021 ist eine von der Firma team red Deutschland GmbH im Auftrag des Mobilitats-
ressorts erstellte Studie zur Evaluation tber die Wirksamkeit von Mobilitditsmanagement-
maRnahmen, die im Rahmen des § 9 StellplOG-2012 umgesetzt worden sind, der Offentlich-
keit vorgestellt worden?.

Die Studie kommt zu dem Ergebnis, dass sich die umgesetzten MaRnahmen zur Reduzie-
rung des tatsachlichen Stellplatzbedarfs grundsatzlich als wirksam herausgestellt haben. Es
erscheint deshalb sachgerecht, Mobilitdtsmanagement nunmehr als verpflichtendes Instru-
ment im Rahmen dieser Neufassung des Mobilitats-Bau-Ortsgesetzes anteilig abgestuft un-
ter Zugrundelegung der Gebietszoneneinteilung, welche die Mobilitatsbedirfnisse des Stadt-
gebietes bertcksichtigt, zu verankern.

Auf Basis eines vorherigen Senatsbeschlusses hat die Deputation fur Mobilitat, Bau und
Stadtentwicklung am 28. November 2019 der Vorlage 20/519 ,Verkehrswende fir den Klima-
schutz gestalten” durch Teilfortschreibung und Umsetzung des Verkehrsentwicklungsplanes
.Bremen 2025" zugestimmt. Der nun vorliegende Berichtsentwurf (Version 0.5, Stand
27.03.2021) erlautert Konzepte und Handlungsempfehlungen zu folgenden Teilstrategien

1. Malnahmen Autofreie Innenstadt (Kapitel 2)

2. MaRRnahmen OPNV-Strategie Bremen (Kapitel 3)

3. MalRnahmen Parken in Quartieren (Kapitel 4)

4. MaRnahmen Stadt-Regionales OV-Konzept Bremen-Niedersachsen (Kapitel 5)

die nicht Gegenstand der Betrachtung im Rahmen dieses Gesetzgebungsverfahren sind.
Dennoch sind gewisse verkehrspolitische Regelungsziele wie z. B. ,autofreie Innenstadt” fir
das bauordnungsrechtliche Verfahren insoweit maf3geblich, dass diese sich z. B. bei der Bil-
dung der neuen Gebietszone | wiederspiegeln.

Hinsichtlich der geplanten Ausbaumafinahmen fur das StralRenbahnnetz wird ergéanzend auf
die Vorlage VL 20/4979 verwiesen, die von der Stadtischen Deputation fur Mobilitat, Bau und
Stadtentwicklung auf ihrer Sitzung am 25.11.2021 zur Kenntnis genommen wurden.

Die Novellierung des Mobilitdts-Bau-Ortsgesetzes ist dennoch in enger Abstimmung mit dem
Fachbereich Verkehr erfolgt, da das neue Ortsgesetz bei ganzheitlicher Betrachtung der Mo-

! https://gruene-bremen.de/wp-content/uploads/2019/09/Koalitionsvereinbarung-RGR-2019-2023. pdf
2Vgl. Die Studie von der Firma team red Deutschland GmbH steht unter
https://www.bauumwelt.bremen.de/wohnungsbau/planen_und_bauen/rechtsgrundlagen-3559

zum Download fir jedermann bereit.
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bilitatsthematik als ein ,Baustein“ im Rahmen der angestrebten ,Verkehrswende 2030" ange-
sehen wird und mit den vereinbarten Zielen der aktuellen Teilfortschreibung des Verkehrs-
entwicklungsplanes 2025 im Einklang stehen soll.

Da die durch eine bauliche Anlage auf privaten Grundstucksflachen ausgeldsten Mobilitats-
bedurfnisse jedoch direkt dem jeweiligen Bauvorhaben zuzurechnen sind, handelt es sich im
Wesentlichen unverdndert um einen im Kern bauordnungsrechtlichen Regelungsinhalt auf
Grundlage der Erméachtigung in § 86 Absatz 1 Nummer 4 BremLBO.

Im Januar 2020 wurde durch die Fraktion der GRUNEN ein Positionspapier zur ,Novellierung
der Stellplatzverordnung” verdéffentlicht. Die dort aufgestellten Thesen sind im Sommer 2020
im Rahmen einer schriftlichen Fachanhdrung mit ausgewahlten Akteuren diskutiert worden.

Vor diesem Hintergrund ist vom Bau- und Mobilitatsressort die anschlieRende Grundsatzent-
scheidung getroffen worden, fir das Gebiet der Stadtgemeinde Bremen die bisherige ,Stell-
platzpflicht* der Vorgangerregelungen dem Grundsatz nach als ein verkehrspolitisch und fis-
kalisch nach wie vor fir sinnvoll gehaltenes Instrument beizubehalten, aber dieses zu einer
Verpflichtung zur Erfullung des vorhabenbezogenen Mobilitatsbedarfs weiterzuentwickeln.

Der vorgelegte Gesetzentwurf ist so ausgestaltet, dass die gewlinschten Regelungsziele zu-
kunftig nicht mehr ,nur” auf die Realherstellung von Stellplatzen fur Kraftfahrzeuge oder der
wahlweisen Zahlung eines Ablosebetrages basieren, sondern vielmehr als neue ,dritte
Saule* auch verpflichtende Anteile von vielfaltigen Mobilitaitsmanagementmalnahmen umzu-
setzen sind, wobei diesbeziiglich die differenzierte stadtebauliche Einteilung des Stadtgebie-
tes mit unterschiedlichen Mobilitdtsbediirfnissen Berlicksichtigung findet.

Um die vorliegende Novellierung des Ortsgesetzes mit den gewtinschten Regelungszielen
rechtssicher durchfiihren zu kénnen, ist zuvor eine Aufweitung der Ermachtigungsgrundlage
in 8 86 Absatz 1 Nummer 4 BremLBO als erforderlich angesehen worden, welche mit Gesetz
zur Anderung der Bremischen Landesbauordnung vom 22. September 2020 (Brem.GBlI.

S. 963) beschlossen wurde.

Unter Berilicksichtigung der Erfahrungen aus der Baugenehmigungspraxis und verfassungs-
rechtlicher Schranken sind durch das Bau- und Mobilitdtsressort in Abstimmung mit den bau-
politischen Sprechern der Koalitionsfraktion die nachfolgenden wesentlichen Eckpunkte
und Regelungsziele fur die nun vorliegende Neufassung des Mobilitats-Bau-Ortsgesetzes
entwickelt worden:

1. Umbenennung des bisherigen Stellplatzortsgesetzes in , Mobilitats-Bau-Ortsge-
setz" (MobBauOG)

Um die angestrebte Verkehrswende mit einer Abkehr von einer in der Vergangenheit
schwerpunktmafigen Konzentration auf das Kraftfahrzeug als Fortbewegungsmittel
und die damit verbundene Vorhaltung von Stellplatzflachen hin zu einer perspektivisch
ganzheitlichen Mobilitdtsbetrachtung zu erleichtern und das Umdenken in den Kdpfen
der Menschen zu fordern, wird das bisherige Stellplatzortsgesetz (StellplOG) mit der
vorgelegten Neufassung unter Bezug auf die Regelungsinhalte in 8 49 und 8§ 86 Absatz
1 Nummer 4 BremLBO in ,Mobilitéats-Bau-Ortsgesetz” (MobBauOG) umbenannt.

Neue Gebietszoneneinteilung (siehe 8 2i.V.m. Anlage 1)

2.1 Fr das innere Stadtgebiet wird entsprechend § 2 Nummer 1 eine neue Gebietszone |
eingefihrt.

2.2 Der erweiterten Erméchtigungsgrundlage in § 86 Absatz 1 Nr. 4 Buchstabe €)
BremLBO folgend ist in der Gebietszone | nach § 6 Absatz 2 die Herstellung von Stell-
platzen fir Kraftfahrzeuge zukinftig nur noch ausnahmsweise nach Erteilung einer Ab-
weichung entsprechend § 13 Absatz 2 Nummer 2 zulassig.
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2.3

2.4

3.2

4.1

4.2

4.3

4.4

4.5
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Die angrenzenden innenstadtnahen Quartiere werden entsprechend § 2 Nummer 2 der
Gebietszone Il zugeordnet, welche aufgrund ihrer integrativen Lage um die Ubersee-
stadt Nord, den Bereich der Universitat und in Bremen-Nord um den Ortsteil Grohn er-
weitert wird.

Das ubrige Stadtgebiet sowie die AulRenbereiche werden entsprechend § 2 Nummer 3
der Gebietszone lll zugeordnet.

Pflicht zur Erfullung des vorhabenbezogenen Mobilitatsbedarfs (siehe § 3)

Die bisherige , Stellplatzpflicht* wird unter ganzheitlicher Betrachtung der Mobilitatsbe-
darfnisse weiterentwickelt. In Verknipfung mit 8 49 Absatz 1 BremLBO schreibt dieses
Ortsgesetz fur die Stadtgemeinde Bremen in § 3 Absatz 1 nunmehr fest, dass bauliche
Anlagen nur errichtet, geéndert oder in der Art ihrer Nutzung geéndert werden dirfen,
wenn der vorhabenbezogene Mobilitdtsbedarf im Sinne dieses Gesetzes ermittelt und
mit den nach § 6 zur Verfligungen stehenden Instrumenten erfullt wird.

Zur Forderung des Wohnungsbaus wird mit § 3 Absatz 2 ein Riickausnahmeprivileg
geschaffen, wonach auf die Erfullungspflicht nach § 3 Absatz 1 verzichtet wird, wenn
durch Aufstockung, Ausbau oder Umnutzung von bestehenden Gebauden zusétzliche
Wohneinheiten geschaffen werden sollen.

Richtzahlen zur Ermittlung und Reduzierung des Mobilitatsbedarfs
(siehe 88 4 und 5i.V.m. Anlage 2)

Zundachst ist fur jedes Vorhaben nach § 4 Absatz 1 unter Berticksichtigung der Art der
Nutzungen der erforderliche Stellplatznormbedarf in Stellplatzeinheiten zu ermitteln.
Hierzu wird die bisherige Richtzahlentabelle der Anlage 2 unverandert als ,abstrakte
Berechnungsgrundlage” beibehalten.

Die Richtzahlentabelle enthalt aus Vereinfachungsgriinden unverdndert den abstrakt
typisierenden Stellplatznormbedarf einer baulichen Anlage ohne weitere Ausdifferen-
zierung zwischen Bewohnern, Nutzern, Besuchern, Beschaftigten etc., da die Vertei-
lung im Einzelfall sehr unterschiedlich ausfallen und die tatsachliche Nutzung durch die
Bauaufsichtsbehorde nicht kontrolliert werden kann.

Fur Vorhaben des Wohnungsbaus wird nach Nummern 1.2 und 1.3 der Richtzahlen
zukilnftig nach Wohnungsgrof3en und Gebietszonen differenziert, ebenso wird nach
Nummer 1.4 eine abgeminderte Richtzahl fir den geférderten Wohnungsbau und nach
Nummer 1.6 fur Studierendenwohnheime aufgenommen. Die Errechnung der Richt-
zahlen fUr Fahrradabstellplatze im Wohnungsbau soll neu in 30-m2-Schritten an die
Gesamt-Wohnflache aller Wohnungen im Gebaude gekoppelt werden.

Fur Schulen und Kindertageseinrichtungen nach Nummer 8.1 bis 8.6 soll zuktinftig
nicht mehr die Anzahl der Schiiler, sondern aus Vereinfachungsgriinden die Anzahl der
Klassenraume mafgeblich sein. Fir den Bereich der Universitét / Technologiepark
kann nach § 4 Absatz 1 Satz 2 abweichend von der sonst maf3geblichen Richtzahl eine
abweichende Gesamtnachweisfuhrung zugelassen werden.

Die pauschale Reduzierung des Stellplatznormbedarfs unter Bertcksichtigung der
OPNV-ErschlieRung fiir gewerbliche Bauvorhaben von bisher 40 % in den neuen Zo-
nen | und Il sowie von 20 % in Zone 11l soll in 8 5 Absatz 1 entsprechend dem Stell-
plOG-2012 unverandert beibehalten werden. Ebenso sollen die Richtzahlen fir Fahr-
radabstellplatze im gewerblichen Bereich unverandert bleiben, da im Gegenzug die
Maoglichkeit, zusatzliche Fahrradabstellplatze herzustellen und diese mit weiteren Ser-
viceleistungen zu verknupfen, als Auswahlmaflinahme fir das Mobilititsmanagement
aufgenommen worden wurde.
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Anhebung der Bagatellgrenze (siehe § 5 Absatz 3)

Die bisherige Bagatellgrenze zum Verzicht auf die Erfullungspflicht fur Stellplatze fur
Kraftfahrzeuge gemalR § 3 Absatz 1 findet zukinftig nicht wie bisher nur bei Anderun-
gen und Nutzungsanderungen Anwendung, sondern wird auch auf den Neubau ausge-
weitet.

Gleichzeitig wird die Bagatellgrenze um eine Stellplatzeinheit angehoben, so dass die
Erfullungspflicht erst einsetzt, sofern der nach den mathematischen Rundungsregeln
ermittelte Stellplatznormbedarf mindestens vier Stellplatzeinheiten betragt.

Instrumente zur Erfillung des Mobilitdtsbedarfs (siehe 8§ 6 ff.)

Wird bei der abstrakten Ermittlung des Stellplatznormbedarfs fur Kraftfahrzeuge die
Bagatellgrenze nach Ziffer 5.2 Gberschritten, ist der durch ein Bauvorhaben ausgeléste
Mobilitatsbedarf fur Kraftfahrzeuge anschliel3end entsprechend den gesetzlichen Vor-
gaben durch folgende Instrumente zu erfillen:

Mobilitatsmanagement (siehe § 7)
Herstellung von Stellplatzen (siehe § 8) oder
Ablosung (siehe § 10).

Notwendiges Mobilitdtsmanagement (siehe § 7)

Der erweiterten Erméchtigungsgrundlage in 8 86 Absatz 1 Nr. 4 b BremLBO folgend,
sind nach 8§ 7 Absatz 1 von dem ermittelten Stellplatznormbedarf fir die Erflllung
durch notwendiges Mobilitatsmanagement wie folgt verpflichtend umzusetzen:

7.1.1 in der Gebietszone | drei Viertel der Stellplatze (Faktor 0,75),
7.1.2 in der Gebietszone Il die Halfte der Stellplatze (Faktor 0,50) und,

7.1.3 in der Gebietszone Il ein Viertel der Stellplatze (Faktor 0,25), sofern der rech-
nerisch ermittelte Stellplatznormbedarf mindestens acht Stellplatzeinheiten be-
tragt.

Alternativ zu einer Erfillung durch notwendiges Mobilitdtsmanagement kann nach § 10
Absatz 3 auch vollstéandig oder anteilig das Instrument der Ablésung gewahlt werden
(,Freikauf*). Andererseits kdnnen Mobilititsmanagementmalinahmen auch tUber den
nach § 7 Absatz 1 notwendigen Anteil hinaus auf freiwilliger Basis angewéahlt werden.
Ist notwendiges Mobilitatsmanagement in besonders begriindeten Ausnahmefallen
nicht sachgerecht, kann tber eine Abweichung nach § 13 Absatz 2 Nummer 1 der zu-
lassige Anteil an der Herstellung von Stellplatzen fur Kraftfahrzeuge erhéht werden.

Zuldssige Mobilitatsmanagementmalinahmen werden nach 8§ 7 Absatz 2 in einem nicht
abschliel3enden Aufzahlungskatalog gelistet und sind unter bestimmtem Voraussetzun-
gen miteinander kombinierbar.

Samtliche Mobilitdtsmanagementmal3inahmen sollen sich hinsichtlich des Kapitalein-
satzes am ansonsten erforderlichen Ablosedquivalent orientieren, missen dieses aber
nicht vollstandig erreichen. Damit soll grundsatzlich eine finanzielle Gleichstellung des
Kapitaleinsatzes fur Mobilitdtsmanagement und Abldsung sichergestellt werden.

Samtliche geplante Mobilitaitsmanagementmalnahmen sind nach 8§ 7 Absatz 4 mit Ein-
reichung des Bauantrages durch die Bauherrin oder den Bauherren im Rahmen des
nach 8§ 6 Absatz 4 zu erstellenden vorhabenbezogenen Mobilitatsnachweises bei der
fur das Mobilitdtsmanagement zustandigen Stelle in Textform anzuzeigen. Die untere
Bauaufsicht entscheidet nach vorheriger behdrdeninterner Abstimmung mit Erteilung
der Baugenehmigung abschliel3end Uber deren Zulassigkeit.

Samtliche Mobilitatsmanagementmalinahmen sind nach 8 7 Absatz 5 in der Eigenver-
antwortung der Bauherren auf dem Baugrundstiick oder einem geeigneten Grundstick
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der naheren Umgebung durchzufiihren. Dabei sind nach § 7 Absatz 3 auch gemein-
same Pooling-Losungen flr mehrere Bauvorhaben zulassig.

Durch den verpflichtend umzusetzenden Stellplatzanteil an Mobilititsmanagement oder
alternativer Ablosung soll die Anzahl der real herzustellenden Stellplatze fir Kraftfahr-
zeuge verringert werden, was auf dem Baugrundstiick gleichzeitig die Flachenverfig-
barkeit fur eine verbesserte Freiflachengestaltung im Sinne des § 8 BremLBO erhoht,
insbesondere zur Herstellung notwendiger Kinderspielflachen bei Wohnungsbauvorha-
ben.

Aktualisierung der Ablésungsbetréage (siehe 88 10 und 11)

Die Hohe der Ablosungsbetréage soll Berticksichtigung der ge&dnderten Herstellungs-
kosten wie folgt festgelegt werden:

Regelablésung fur gewerblichen Bauvorhaben nach § 10 Absatz 1 Nummer 1 unter Zu-
grundelegung von 60 % der durchschnittlichen Herstellungskosten:

Gebietszonen | und Il: 18.600,00 € Gebietszone llI: 8.400,00 €

Regelablésung fur den Wohnungsbau nach § 10 Absatz 1 Nummer 2 unter Zugrunde-
legung von 40 % der durchschnittlichen Herstellungskosten:

Gebietszonen | und Il b: 12.600 € Gebietszone IlI: 5.600 €

ErmaRigte Ablosung nach 8§ 10 Absatz 2 unter der Voraussetzung einer Abweichung
nach § 13 Absatz 2 Nummer 7 unter Zugrundelegung von 25 % der durchschnittlichen
Herstellungskosten fur Vorhaben:

8.3.1 in Bezug auf Kulturdenkméler,
8.3.2  in Bauliicken laut § 10 Absatz 4,
8.3.3  des geforderten Wohnungsbaus laut § 10 Absatz 5 und

8.3.4 des Ausbaus, der Aufstockung oder der Nutzungsanderung im Bestand zu
Nichtwohnzwecken

Gebietszonen lund Il 7.900 € Gebietszone IlI: 3.500 €

Die Ablosung von notwendigen Fahrradabstellplatzen ist nur ausnahmsweise nach Er-
teilung einer Abweichung nach 8 13 Absatz 2 Nummer 6 unter Zugrundelegung von
80 % der durchschnittlichen Herstellungskosten zulassig:

Gebietszonen lund Il 1.000 € Gebietszone lll: 400 €.
neue Abweichungstatbestande (siehe § 13)

Der Gesetzentwurf enthalt neben Abweichungen vom materiellen Recht in § 13 Ab-
satz 2 in Absatz 3 neue Abweichungstatbestande, wonach vollstédndig oder anteilig auf
den Nachweis der Erfullung des Mobilitatsbedarfs verzichtet werden kann, unter ande-
rem bei:

Aufstockung, Erweiterung, Umbau oder Nutzungsanderung bestehender Gebaude zu
Nichtwohnzwecken, sofern die Erfullung aufgrund der Art und Lage des Vorhabens
nicht und auch Mobilitaitsmanagement nicht funktionsgerecht méglich ist,

Dieser Abweichungstatbestand kann auch zur privilegierten Férderung von ,kultureller

Subkultur® herangezogen werden, sofern diese in der Rechtsform gemeinnitziger Ver-

eine oder sonstiger, nicht auf Gewinnerzielung ausgerichteten kulturellen Einrichtungen
organisiert sind und die zuvor genannten Abweichungstatbestande zutreffend sind.

Nachberechnungen des Stellplatznormbedarfs fir Kraftfahrzeuge und der Anzahl not-
wendiger Fahrradabstellplatze auf Grundlage dieses Gesetzes bei Umbau, Sanierung
oder Nutzungsanderungen im Bestand,

Zwischennutzungen bestehender Gebéude und Grundstticke.
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10. Vom MobBauOG abweichende Feinsteuerung ist weiterhin Giber Bebauungsplane
maoglich (siehe § 1 Absatz 1)

Der Gesetzentwurf behalt in 8 1 Absatz 1 dem StellplOG-2012 folgend, eine klarstel-
lende Regelung bei, dass eine quartiersbezogene Feinsteuerung vorhabenbezogener
Mobilitatsbedirfnisse mit von diesem Gesetz abweichenden Anforderungen, Verbote
oder Beschrénkungen der Realherstellung von Stellplatzen fur Kraftfahrzeuge und
Fahrradabstellplatzen im Bebauungsplan mit konkreter stadtebaulicher Wirdigung auf
der Grundlage von 8§ 12 Absatz 6 BauNVO sowie der Erméachtigungsgrundlage nach

§ 86 Absatz 1 Nummer 4 Buchstabe e) BremLBO erganzend oder alternativ moglich
ist.

Die dargestellten Eckpunkte sind nach Abstimmung mit den baupolitischen Sprechern der
Koalitionsfraktion durch das Bau- und Mobilitatsressort zu einem konkreten Gesetzentwurf
weiterentwickelt worden, dessen Einzelvorschriften nachstehend néher erlautert werden:

B. Zu den einzelnen Vorschriften:

Zu 8 1 — Anwendungsbereich und Zustdndigkeiten

Absatz 1 entspricht unverandert Absatz 1 a.F. und setzt flr das Mobilitats-Bau-Ortsgesetz
einen ausschlieRlich auf die Stadtgemeinde Bremen und das stadtbremische Uberseehafen-
gebiet Bremerhaven festgelegten ortlichen Geltungsbereich fest. Gleichzeitig wird ausdriick-
lich darauf hingewiesen, dass entgegenstehende ,quartiersbezogene Regelungen® in Bebau-
ungsplanen oder anderen stadtebaulichen oder als 6rtliche Bauvorschriften erlassenen Sat-
zungen Vorrang gegenuber den im Mobilitatsortsgesetz getroffenen ,grof3flachigen Anforde-
rungen“ haben, die fur das gesamte Stadtgebiet Anwendung finden.

.Entgegenstehende” Regelungen in Bebauungsplanen im Sinne des Absatzes 1 kénnen zu-
nachst ortsgesetzliche Bestimmungen auf der erweiterten Ermachtigungsgrundlage des § 86
Absatz 1 Nummer 4 BremLBO in der Anderungsfassung vom 22. September 2020
(Brem.GBI. S. 963) sein, die nach 8§ 86 Absatz 3 BremLBO in Verbindung mit den Regelun-
gen des Baugesetzbuches (BauGB) durch Bebauungsplan erlassen werden, um die Erfil-
lung des Mobilitatsbedarfs unter Beriicksichtigung besonderer Umstande abweichend von
dieser Satzung zu regein.

Die grundsatzliche Méglichkeit, dass die Kommunen von der Erméachtigung nach § 86 Ab-
satz 1 Nummer 4 BremLBO keinen Gebrauch machen, lasst auch Raum fir eine Regelung,
die z. B. fur den Bereich eines Bebauungsplanes aus stadtebaulichen Griinden auf die Mobi-
litatspflicht ganz oder anteilig verzichtet (Verzichtssatzung).

Gleichzeitig raumt § 86 Absatz 1 Nummer 4 Buchstabe d) BremLBO den Stadtgemeinden
eine neue Erméachtigung ein, fir bestimmte Teile des Gemeindegebiets die Herstellung von
Stellplatzen fir Kraftfahrzeuge vollstandig oder teilweise untersagen zu kdnnen, soweit stad-
tebauliche Grinde oder Griinde des Verkehrs dies erfordern.

Wahrend zur perspektivischen Umsetzung einer ,autofreien Innenstadt” diese mogliche Be-
schrankung mit einer noch nur ausnahmsweisen Zulassigkeit der Herstellung von Stellplat-
zen fur Kraftfahrzeuge in 8§ 6 Absatz 2 flr das mit der Gebietszone | festgesetzte innere
Stadtgebiet direkt in diesem Ortsgesetz erfolgt, sind solche einschrankenden Regelungen fir
das heterogene Ubrige Stadtgebiet in diesem Ortsgesetz jedoch nicht zielfiihrend, sondern
bedurfen spezieller Regelungen in anderen ortlichen Bauvorschriften mit jeweils eigenstandi-
ger Tragerbeteiligung.

Soll fir bestimmte andere Teile des Gemeindegebiets aus stadtebaulichen Grinden auf
Pflichtstellplatze fur Kraftfahrzeuge verzichtet oder die Zuléassigkeit auch von nicht notwendi-
gen Stellplatzen fir Kraftfahrzeuge beschrankt werden, ist dies durch ,entgegenstehende
Regelungen® im Sinne des § 1 Absatz 1 méglich. Die Offnungsklausel soll deshalb ausdriick-
lich klarstellen, dass solcherlei Beschrankungen als rechtssicher angesehen werden, sofern
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fur den betroffenen Teil des Gemeindegebietes eine konkrete stadtebauliche und verkehrli-
che Wurdigung auf der Grundlage von 8 12 Absatz 6 BauNVO getroffen wurde und der Um-
gang mit den erzeugten Mobilitatsbedirfnissen Gegenstand eines nachvollziehbar darge-
stellten transparenten Abwagungsprozesses ist.

Allerdings ist es aus Rechtsgriinden schwierig, einerseits mit einer értlichen Bauvorschrift, die
Herstellung von Stellplatzen fur Kraftfahrzeuge insbesondere bei Vorhaben des Wohnungs-
baus ganz oder teilweise zu untersagen, anderseits aber in Hohe des abstrakten Stellplatz-
normbedarfs Ablésungsbetrage einzufordern, sofern keine andere Erfullungsmaoglichkeit durch
Mobilititsmanagement ermdglicht wird oder analog 8 6 Absatz 2 nicht mindestens eine aus-
nahmsweise Zulassigkeit der Herstellung von Kraftfahrzeugstellplatzen eingerdumt wird. Bei
gewerblichen Vorhaben kann dies im Ausnahmefall zulassig sein, sofern die Verwendung der
Abldsungsbetrage an ein kommunales Verkehrsprojekt gebunden wird, welches zur Reduzie-
rung des Kraftfahrzeugverkehrs fihren soll (z.B. Bau einer Stral3enbahnlinie mit Haltestelle in
unmittelbarer Nahe zum Vorhaben).

§ 1 Absatz 1 ermdglicht es unter anderem, durch andere Ortsgesetze (z.B. Bebauungsplane)
die weiterhin nach dem MobBauOG bestehende (anteilige) Verpflichtung zur Herstellung von
Stellplatzen fur Kraftfahrzeuge zu reduzieren oder weiter zu beschranken. Diese Regelung
stellt den stadtebaulichen Bezug zu § 12 Absatz 6 BauNVO her. Wird von dieser Moglichkeit
ohne weitere Anforderungen an die Mobilitatsbedurfnisse Gebrauch gemacht, ist die Erful-
lungspflicht im Sinne der 88 3 und 6 fur die Differenz bis zum als typisierend festgesetzten
Stellplatznormbedarf nach diesem Gesetz jedoch ,erloschen®, d.h. es kann auch keine Abl6-
sung oder Mobilitatsmanagement verlangt werden, da diese als ,unzuldssiges Sonderopfer*
und somit als auBerordentliches Investitionshemmnis einzustufen waren (BVerwG, Urteil vom
16. 9. 2004 — 4 C 5.03; BVerwG, NVwZ 2005, 215 (218)). Nach Ansicht des BVerwG wiirden
diejenigen Bauherren, denen die Schaffung von notwendigen Stellpléatzen fur Kraftfahrzeuge
trotz tatséchlicher Moglichkeit der Herstellung untersagt wird, fir Zwecke der Verkehrslenkung
instrumentalisiert und stérker beeintréachtigt als solche Bauherren, die aus tatsachlichen Griin-
den keine Stellplatze auf ihren Grundsticken errichten kénnen. Deshalb dirften ihnen Uber
die Verbotswirkung hinaus nicht noch zuséatzliche Zahlungspflichten auferlegt werden. Die Be-
eintrachtigung durch die fehlende Mdoglichkeit der tatséchlichen Schaffung von Stellplatzen
wiege schwer genug.

Dies ergibt sich daraus, dass sowohl die Ablésung als auch das Mobilititsmanagement denk-
logisch an die alternativ mogliche Herstellung gekoppelt sind und die Instrumente einander
bedingen bzw. sie einer abgestuften Prifung unterliegen, welche Kombinationen der Erflil-
lungsmaoglichkeiten sowohl gebiets- als auch vorhabenbezogen unter Wirdigung der ortlichen
Verkehrsverhéltnisse als sachgerecht angesehen werden.

Absatz 2 nimmt klarstellend hinsichtlich der zulassigen Regelungsinhalte konkreten Bezug
auf die Erméchtigungsgrundlagen in § 86 Absatz 1 Nummer 4 und 5 BremLBO.

Nummer 1 bezieht sich auf 8 86 Absatz 1 Nummer 4 BremLBO:

Buchstabe a) auf die Erforderlichkeit, Anzahl, Gré3e, Beschaffenheit und Gestaltung von
Stellplatzen fur Kraftfahrzeuge und Fahrradabstellplatzen im Sinne des § 49 Absatz 1 der
Bremischen Landesbauordnung (siehe 88 3 bis 6 sowie 8 und 9),

Buchstabe b) auf ein notwendiges, vorhabenbezogenes Mobilitatsmanagement (siehe 8 7),

Buchstabe c) auf eine mdgliche Beschrankung zur Herstellung von Stellplatzen fir Kraft-
fahrzeuge in bestimmten Teilen des Gemeindegebietes, soweit Grinde des Verkehrs oder
stadtebauliche Grinde dies erfordern (siehe 8§ 6 Absatz 2),

Buchstabe d) auf eine nach § 49 Absatz 2 der Bremischen Landesbauordnung mdogliche
Abldsung der Herstellungspflicht sowie die Hohe und Verwendung der Ablésungsbetrage
(siehe 88 10 und 11).
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Nummer 2 bezieht sich auf § 86 Absatz 1 Nummer 5 BremLBO und damit auf Anforderun-
gen an die Gestaltung der Stellplatze sowie die Notwendigkeit einer Bepflanzung ab einer
bestimmten Anzahl der Stellplatze (siehe § 8 Absatz 7).

Absatz 3 stellt mit Satz 1 klar, dass fur den Vollzug dieses Gesetzes die untere Bauauf-
sichtsbehdrde zustandig ist. Sofern Mobilititsmanagementmaflinahmen nach § 7 umgesetzt
werden sollen, ist nach Satz 2 entsprechend § 69 Absatz 1 Nummer 2 BremLBO fiir die Mo-
bilitdt zustandige Stelle mit eigener fachlicher Verantwortung zu beteiligen, da insbesondere
die Wirksamkeit und auch die Vollzugskontrolle eines MaRnahmenbiindels nach § 7 Ab-

satz 2 aus verkehrlicher Sicht zu beurteilen und zu Gberwachen ist. Die Bekanntmachung der
jeweils aktuellen Behordenbezeichnung der fir das Mobilitditsmanagement zustandigen
Stelle erfolgt im Amtsblatt der Freien Hansestadt Bremen.

8 2- Gebietszonen

§ 2 legt entsprechend § 4 Absatz 2 a.F. mit den Nummern 1 bis 3 die fir die Ermittlung des
Stellplatznormbedarfs nach § 4 notwendige Gebietszoneneinteilung fest, um auf dieser
Grundlage entweder

1.  far Wohnnutzungen neu direkt in der Richtzahlentabelle laut Anlage 2 zu § 4 Absatz 1
oder

2. fir alle Nichtwohnnutzungen — der bisherigen bewahrten Regelungssystematik des
StellplOG-2012 folgend — in 8§ 5 Absatz 1 pauschaliert

eine gebietszonenabhéangige Reduzierung des Stellplatznormbedarfs festzuschreiben.

Die Gebietszonenabgrenzung erfolgt entsprechend dem bisherigen Recht unter Berlcksichti-
gung integrativer Lagen der Quartiere und der ErschlieBungsqualitat des OPNV, wird jedoch
unter Bertcksichtigung der perspektivisch anzustrebenden ,autofreien Innenstadt* von bisher
zwei auf drei Gebietszonen erweitert, die sich wie folgt beschreiben lassen:

1. Gebietszone I, welche neu gebildet wird und das innere Stadtgebiet umfasst,

2. Gebietszone Il, welche auRerhalb der Gebietszone | die innenstadtnahen Quartiere
sowie die Ortsteile Vegesack und Grohn umfasst und

3. Gebietszone lll, welche das lUbrige Stadtgebiet und die Aul3enbereiche einschlie3lich
des stadtbremischen Uberseehafengebiets Bremerhaven umfasst.

Da sich die Gebietszonen Il und Il auch weiterhin grundsatzlich an den Ortsteilgrenzen ori-
entieren, ist fur die Darstellung der Abgrenzung der Gebietszonen in der Anlage 1 der ge-
wahlte Maf3stab 1 : 25 000 ausreichend.

Nach Nummer 1 wird in die bisherige Gebietszone | nach dem StellplOG-2012 eine zusatzli-
che Gebietszone eingefligt, welche im Wesentlichen nur das innere Stadtgebiet umfasst und
als Gebietszone | (neu) bezeichnet wird.

Im Vergleich mit dem Kartenmaterial zum Verkehrsentwicklungsplan hat sich herausgestellt,
dass bislang keine einheitliche kartographische Abgrenzung des Innenstadtbegriffs besteht,

sondern die Grenzen je nach Projekt von den Akteuren unterschiedlich gezogen werden. Als
Abgrenzungskriterien werden fir die neue Gebietszone | nach diesem Gesetz deshalb fest-

gelegt:

a) Bauordnungsrechtlich soll im Sinne des § 9 BremLBO eine Verunstaltung durch oberir-
dische Stellplatze reduziert sowie dadurch der Schutz des innerstatischen Ortsbildes
und des historischen Stadtkerns erreicht werden.

b)  Stadtebaulich handelt es sich um ein durchgéngig zusammenhéngend dicht bebautes
Gebiet mit hoher Zentralitat.

c)  Aus verkehrlicher Sicht herrscht aufgrund der stadtebaulichen Dichte einerseits ein ho-
her Parkdruck an kostenlosen Parkflachen und Fahrradabstellplatzen,
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d) anderseits stehen grof3flachige kostenpflichtige Parkeinrichtungen fur Kraftfahrzeuge
zur Verfigung.

e) Das gesamte Gebiet ist durch den offentlichen Personennahverkehr tiberdurchschnitt-
lich gut erschlossen, da diverse Hauptlinien sternférmig auf die zentralen Umsteige-
punkte Am Brill, Domsheide und den Hauptbahnhof zulaufen. Die nachste Haltestelle
ist im Regelfall in einem Radius von 300 Metern zu erreichen.

Da eine Beschrankung nur auf den Bereich des ,inneren Wallrings* unter Berlicksichtigung
der aufgestellten Kriterien als nicht zielfihrend angesehen wurde, erfolgte die Verstandigung
auf eine ausgeweitete Abgrenzung der Gebietszone | auch auf das innere Stadtgebiet nord-
westlich in der Bahnhofsvorstadt, dstlich im Bereich des Ostertors bis zur Sielwall-Kreuzung
und in sudlicher Richtung mit nattrlicher Grenzziehung durch die Weser.

Die Schaffung der neuen Gebietszone | soll bauordnungsrechtlich flankierend als wesentli-
cher Baustein zur Umsetzung der im November 2019 vom Senat beschlossenen Teilfort-
schreibung des Verkehrsentwicklungsplans® dienen. Der Berichtsentwurf mit MaRnahmen-
konzepten und Handlungsentwirfen wurde in der Version 0.5 am 27. Marz 2021 fur die Tra-
gerbeteiligung veroffentlicht. Kapitel 2 stellt die Teilstrategie mit méglichen Maflinahmenvor-
schlagen zur autofreien Innenstadt umfassend dar.

Der stadtischen Deputation fur Mobilitét, Bau und Stadtentwicklung wurden auf ihrer Sitzung
am 5. November 2020° vom Mobilitatsressort die diesbeziglichen verkehrlichen Entwick-
lungsperspektiven wie folgt zusammenfassend erlautert:

»Ziel einer perspektivisch autofreien Innenstadt ist die Reduktion des Kfz-Verkehrs, vor Allem
des Durchgangsverkehrs. Damit einhergehend soll die Aufenthaltsqualitét der Innenstadt
verbessert werden. In vielen StrafRen in der Innenstadt dominiert auch heute noch der moto-
risierte Individualverkehr, weil Kfz-Durchgangsverkehre durch die Innenstadt geleitet werden.
In den meisten NebenstraBen beherrschen parkende Autos das StrafRenbild. Dies entspricht
weder dem Stellenwert der Altstadt als attraktivem Standort flir Wohnen, Gewerbe, Handel
und Kultur noch dem Status von zentralen Teilen der Altstadt als UNESCO-Weltkulturerbe.

Insgesamt orientiert sich Bremen mit der Fortschreibung des VEP zur autofreien Innenstadt
an anderen positiven Beispielen aus dem In- und Ausland, die zeigen, dass verkehrsberu-
higte autoarme Altstadte gleichzeitig attraktive Standorte fir Wohnen, Gewerbe, Handel und
Kultur sein kénnen.

Vorrangiges Ziel der Bestandsanalyse ist es, die gegenwartige Verkehrssituation in der Stadt
unter Einbeziehung aller Verkehrsmittel im Zusammenhang mit der Frage nach einer Erho-
hung der Aufenthaltsqualitat als auch der Wohn- und Lebensqualitat zu untersuchen.

Einleitend wird die Erreichbarkeit der Innenstadt betrachtet — es ist zu gewdhrleisten, dass
die Innenstadt fur alle Menschen und den Wirtschaftsverkehr weiterhin erreichbar bleiben
muss.

Fur alle Verkehrsarten werden gesonderte Analysen durchgefiihrt. Die Analyse zeigt, dass
die StralRenrdume durch eine ungerechte Flachenaufteilung gepréagt sind. Dabei Giberlagern
sich in den meisten StraBenraumen unterschiedliche Problemstellungen (Konflikte zwischen
Verkehrsteilnehmenden, Trennwirkung, begrenzte Flachenverfiigbarkeit, Gestaltqualitat) bei
vielfaltigen Nutzungsanspriichen (Verbindungsfunktion, Aufenthalt, Querung, Parken, Lie-
fern, Umfeldnutzungen). Die angestrebte Starkung sowohl des Ful3- und Radverkehrs als
auch des OPNVs muss im Umkehrschluss also eine Einschrankung des Kfz-Verkehrs bedin-
gen.

3 https://www.bauumwelt.bremen.de/mobilitaet/verkehrsentwicklungsplan-5586

4 https://www.bauumwelt.bremen.de/mobilitaet/verkehrsentwicklungsplan/fortschreibung_des_vep-
343552

5 Siehe Vorlage VL 20/2228
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Die Voraussetzungen in der Innenstadt fir die Férderung einer nachhaltigen, zukunftswei-
senden Mobilitat werden als vorteilhaft eingeschéatzt.”

Um diese verkehrspolitischen Regelungsziele zu erreichen, reagiert die Neufassung dieses
Mobilitats-Bau-Ortsgesetzes im Vergleich zum StellplOG-2012 mit einer weiteren Ausdiffe-
renzierung des Stadtgebietes und der Schaffung einer neuen Gebietszone I. Die konkreten
bauordnungsrechtlich mdglichen Steuerungsmechanismen in Bezug auf die neue Gebiets-
zone | werden nachfolgend unter 8 6 Absatz 2 und 8§ 7 Absatz 1 Nummer 1 festgesetzt und
dort jeweils erlautert.

Die mit dem StellplOG-2012 festgelegten bisherigen zwei Zonen werden mit ihren Abgren-
zungen nach den Nummern 2 und 3 zueinander im Grundsatz beibehalten.

Nach Nummer 2 wird der restliche Teil der bisherigen Zone | in die Gebietszone Il umbe-
nannt und umfasst wie bisher die innenstadtnahen Quartiere rund um die neue Gebiets-
zone |.

Die mal3geblichen Kriterien fir die Einstufung in Gebietszone Il sind gegentber dem Stell-
plOG-2012 unverandert geblieben:

a) Es handelt sich um integrative Lagen mit hoher verkehrlicher Zentralitéat und Urbanitét.

b)  Samtliche innenstadtnahen Quartiere weisen eine liberdurchschnittlich gute OPNV-Er-
schlielBung auf. Die Entfernung zur nachstgelegenen Haltestelle einer OPNV-Hauptlinie
mit hoher Taktdichte (werktags tagsiiber mindestens alle 10 Minuten, in Bremen-Nord
mindestens alle 15 Minuten) betragt in der Regel in bebauten Gebieten nicht mehr als
300 Meter und

c) die Fahrzeit vom OPNV-Verkniipfungspunkt Hauptbahnhof (bei den Linien 2 und 3 von
den Haltestellen Am Brill bzw. Domsheide) bis zur jeweiligen Grenzhaltestelle in der
Gebietszone Il im entsprechenden Ortsteil betrdgt maximal 15 Minuten.

Die AuRengrenzen der Gebietszone Il bleiben im Wesentlichen mit der bisherigen Zone |
nach dem StellplOG-2012 identisch, es werden jedoch unter Berlcksichtigung integrativer
Lagen und der OPNV-Erschlie3ung drei Anpassungen vorgenommen:

1. Der gesamte Ortsteil Uberseestadt wird der Gebietszone Il zugeordnet.

Aufgrund der geanderten Nutzung des Uberseehafengebietes wurden die stadtbremi-
schen Verwaltungsbezirke durch das Ortsgesetz vom 24. Marz 2009 (BremGBI S. 93)
neu geordnet, der Ortsteil Uberseestadt neu geschaffen und dem Stadtteil Walle zuge-
ordnet.

Nach dem bisherigen StellplOG-2012 war nur der sudliche, durch die StralRenbahnli-
nie 3 direkt erschlossene Teil der bisherigen Zone | zugeordnet. Zwischenzeitlich ist
jedoch auch die Bebauung des nérdlichen Teils weit vorangeschritten und das Buslini-
ennetz der BSAG wurde fir eine ,bessere NorderschlieRung“ neu geordnet. Sowohl
die Innenstadt als auch der Bremer Westen sind auf kurzem Wege mit den verschiede-
nen Verkehrsmitteln gut erreichbar.

Seit Fruhjahr 2019 wird der sudliche Teil der Uberseestadt vom Hauptbahnhof aus
auch durch die StraBenbahnlinie 5 erschlossen, welche mittelfristig in die Ubersee-
stadt-Nord Richtung Hafenkante verlangert werden soll. Entsprechende Planungen
werden im Mobilitatsressort mit Hochdruck vorangetrieben.

Da im Regelfall an einer ortsteilscharfen Gebietszonenabgrenzung festgehalten wer-
den soll, die ErschlieBung des Nordbereichs sich in kontinuierlicher Verbesserung be-
findet und auch weitere Teile des Stadtteils Walle aufgrund ihrer integrativen Lage der
Gebietszone Il angehoren, wird nunmehr der gesamte Ortsteil Uberseestadt ebenfalls
der Gebietszone Il zugeordnet, um damit auch sachlich nicht mehr gerechtfertigte Ab-
grenzungskriterien entbehrlich zu machen.
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Der Bereich Universitat / Technologiepark wird der Gebietszone Il zugeordnet.

Der Bereich der Universitat / Technologiepark war nach dem StellplOG-2012 bisher
dem Ortsteil Lehe und damit der Gebietszone Il zugeordnet. Es hat sich zwischenzeit-
lich jedoch herausgestellt, dass es unter Wirdigung der Ortlichen Verkehrsverhaltnisse
in Bezug auf ,integrative Lagen" nach diesem Gesetz sinnvoller erscheint, den Ortsteil
Lehe geteilt zu betrachten.

Der 06stliche Ortsteil Lehe ist durch tberwiegende Wohnnutzung gepragt und verkehr-
lich der Leher Heerstral3e entlang zur Verkehrsachse Horn - Borgfeld ausgerichtet. An-
hand der unveranderten Lagekriterien in Abgrenzung zur Gebietszone Il ist dieser Be-
reich weiterhin der Gebietszone IIl zuzuordnen.

Der westliche Teil des Ortsteils Lehe umfasst die Bereiche der Universitat und des
Technologieparks und soll aufgrund seiner ,integrativen Lage*“ neu der Gebietszone Il
zugeordnet werden, wobei die Abgrenzung ausnahmsweise an den ,natirlichen Umge-
bungsgrenzen* erfolgen soll, die wie folgt von West nach Ost festgelegt werden:

Fleet Kuhgraben - Autobahn 27 - Autobahnzubringer Universitat - Unifleet Std - Gra-
ben an der Villacher Strae — Achterstralie.

Der Bereich der Universitat / Technologiepark wird aus Richtung Innenstadt —Haupt-
bahnhof mit der Stral3enbahnlinie 6 mit attraktiver Taktfolge werktags tagstber mindes-
tens alle 10 Minuten direkt erschlossen, die Fahrtzeit von Hauptbahnhof zum Zentral-
bereich der Universitat betragt 14 Minuten.

Daruber hinaus wird der Bereich von diversen Regionalbuslinien und diversen weiteren
Buslinien der BSAG bedient.

Am 07.06.2012 hat die Bremische Blrgerschaft beschlossen, an der Eisenbahnstrecke
Hamburg — Bremen einen Haltepunkt des Schienenpersonennahverkehrs (SPNV) im
Bereich der Universitat zu errichten. In der Folge dieses Beschlusses wurden in einer
Machbarkeitsstudie zwei potenzielle Standorte herausgearbeitet. Am 02.06.2020 hat
sich der Senat flr die perspektivische Errichtung eines Haltepunktes an der Universitat
/ Hohe Achterstral3e ausgesprochen. Hier ist eine Verknipfung mit der Stral3enbahnli-
nie 6 und den Buslinien der BSAG mdglich.

Da der Bereich der Universitat / Technologiepark dartiber hinaus auch fur Kraftfahr-
zeuge verkehrsglinstig an der Autobahn 27 gelegen ist und sich durch vorhandene
Park & Ride-Mdglichkeiten eine optimale Verkniipfung zum OPNV Richtung Innenstadt
ergibt, erscheint es sachgerecht, diesen Bereich zukiinftig der Gebietszone Il zuzuord-
nen, damit Bauvorhaben in diesem Bereich von einem abgesenkten Stellplatznormbe-
darf profitieren kénnen.

Der Ortsteil Grohn wird der Gebietszone Il zugeordnet.

Aufgrund seiner integrativen Lage mit hoher verkehrlicher und urbaner Zentralitat fur
Bremen-Nord wird neben dem Ortsteil Vegesack auch der Ortsteil Grohn zukiinftig
ebenfalls der Gebietszone Il zugeordnet. Der Ortsteil Grohn weist ahnlich wie Vege-
sack eine tiberdurchschnittlich gute OPNV-ErschlieBung aus, die durch mehrere
BSAG-Hauptlinien und die an den Ortsteil Grohn nérdlich angrenzende Regio-S-Bahn
gebildet wird.

An der Grenze zu Vegesack besteht zudem eine verdichtete stadtebauliche Verknip-
fung, die es in der Gesamtbetrachtung rechtfertigt, hier zukiinftig ebenfalls eine Sen-
kung des Stellplatznormbedarfs vorzunehmen.

Nach Nummer 3 wird die bisherige Zone Il in Gebietszone Il umbenannt, welche unter Be-
riicksichtigung der Anpassungen in Gebietszone Il ansonsten unverandert gegentiber dem
StellplOG-2012 das Ubrige Stadtgebiet und die AuRenbereiche einschlieBlich des stadtbremi-
schen Uberseehafengebiets Bremerhaven umfasst.
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Aus Griunden der Rechtsvereinfachung sind die Gebietszonen | und Il weiterhin deckungs-
gleich sowohl zur Ermittlung des Stellplatznormbedarfs als auch zur Berechnung der Ablo-
sungsbetrage nach 88 10 und 11.

8 3 - Pflicht zur Deckung des Mobilitdtsbedarfs

§ 3 enthdlt die bisher in 8§ 2 Absatz 1 a.F. begrundete grundsatzliche Stellplatz- und Fahr-
radabstellplatzverpflichtung, erweitert diese aber fur die Stadtgemeinde Bremen nunmehr
begrifflich auf eine ,vorhabenbezogene Mobilitatspflicht.* Diese ganzheitliche vorhabenbezo-
gene Mobilitatspflicht ersetzt den bisherigen Begriff der im Wesentlichen kraftfahrzeugorien-
tierten ,Stellplatzpflicht* und stellt auf die notwendige Deckung des durch das Bauvorhaben
ausgelosten Mobilitdtsbedarfs durch bestmégliche Kombination der Erfillungsinstrumente
Mobilitatsmanagement, Realherstellung und Ablésung nach § 6 ab.

Die Vorschrift geht in konkretisierender Verknipfung mit § 49 Absatz 1 BremLBO entspre-
chend den Regelungen der Musterbauordnung (MBO) seit der Fassung vom 01.05.2010 da-
von aus, dass die Freihaltung des offentlichen Verkehrsraumes von ruhendem Verkehr nicht
nur ein bauordnungsrechtliches Anliegen, sondern auch eine Frage der jeweiligen kommuna-
len Verkehrskonzeption ist.

Auch die Kommentierung® der bayerischen Regelung unterstitzt die Auffassung, dass die
Stellplatzregelungen heute stark von Gesichtspunkten der Verkehrs-, Wohnungs-, und Um-
weltpolitik bestimmt werden, die rechtlich vornehmlich als Aspekte des Stadtebau- und Bo-
denrechts zu verorten sind. Die bauordnungsrechtliche Grundanforderung, dass der durch
das Vorhaben erzeugte Mobilitdtsbedarf im Wesentlichen eine durch die Bauherrin oder den
Bauherren zu I6sende Aufgabe bleibt, wird dadurch aber nicht infrage gestellt.

Dieser Sichtweise folgend, entfalten die landesrechtlichen Regelungen in § 49 Absatz 1 und
2 BremLBO somit keine unmittelbare Wirkung, sondern geben lediglich einen Rahmen vor,
der Uber die Erméachtigungsgrundlage in § 86 Absatz 1 Nummer 4 BremLBO in 6rtlichen
Bauvorschriften konkretisiert werden muss. Somit kénnen nur in den kommunalen Mobilitéats-
Bau-Ortsgesetzen, die begrifflich die bisherigen Stellplatzsatzungen ablésen, oder in den Be-
bauungsplanen die gewiinschten Regelungsinhalte verbindlich festgeschrieben werden. Die
Regelungen in Absatz 1 dienen dieser erforderlichen Umsetzung:

Satz 1 héalt somit grundsétzlich an der bauordnungsrechtlichen Mobilitatspflicht fest, formu-
liert diese aber offener und ist von der Terminologie her nicht mehr nur auf die Herstellung
von Stellplatzen fir Kraftfahrzeugen und Fahrradabstellplatzen in ausreichender Anzahl und
GroRe beschrankt. Demnach dirfen bauliche Anlagen und sonstige Anlagen, bei denen ein
Zu- oder Abgangsverkehr zu erwarten ist, entsprechend dem bisherigen Recht nur errichtet,
geandert oder in ihrer Art der Nutzung geandert werden, wenn der durch das Bauvorhaben
durch eine oder verschiedene Nutzergruppen im Sinne des § 4 Absatz 1 abstrakt ausgeloste
Stellplatznormbedarf in Stellplatzeinheiten ermittelt und eine sachgerechte Erfullung mit den
zulassigen Instrumenten nach 8§ 6 ff. nachgewiesen wird.

Satz 2 entspricht 8§ 2 Absatz 2 Satz 1 a.F. Die Regelung begrenzt den Stellplatznormbedarf
auch bei wesentlichen Anderungen dem bisherigen Recht entsprechend auf den durch die
Anderung entstehenden Mehrbedarf an notwendigen Stellplatzen fir Kraftfahrzeuge und not-
wendigen Fahrradabstellplatzen, wobei die Vergleichsnormbedarfe anhand der Richtzahlen
fur die alte und die neue Nutzung nach diesem Gesetz zu ermitteln sind.

Der in 8§ 2 Absatz 1 Satz 2 a.F. enthaltene Grundsatz, dass sich Anzahl und Grof3e dieser

notwendigen Stellplatze fir Kraftfahrzeuge und notwendigen Fahrradabstellplatze nach den
durch die standige Benutzung und den Besuch der Anlage zu erwartenden Kraftfahrzeugen
und Fahrradern richtet, ist nicht tbernommen worden, da er unter Berlicksichtigung der Vor-

6 vgl. Simon/Busse, Online-Kommentierung zu Artikel 47 der Bayerischen Bauordnung, Stand Dezem-
ber 2019.
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gaben dieses Gesetzes und einer marktorientierten Verhaltensweise der Bauherren hinsicht-
lich Anzahl und GroRRe der Stellplatze fur Kraftfahrzeuge entbehrlich erscheint. Es gehort
zum erklarten Regelungsziel dieses Gesetzes, nicht durch unverhaltnismafig viele bauauf-
sichtliche, durch den rechnerischen Stellplatznormbedarf als ,erforderlich* angesehene und
real hergestellte Stellplatze fur Kraftfahrzeuge zusatzliche Kfz-Verkehre ,anzulocken®, son-
dern es zu ermdglichen, das Bauvorhaben mit attraktiven Alternativen auch ohne Auto anzu-
steuern.

Satz 3 ist neu und stellt mit Verweis auf die in 8 5 Absatz 3 festgelegte Bagatellgrenze Klar,
dass eine Erfullungspflicht zur Deckung eines ganzheitlichen Mobilitatsbedarfs mit den Erfl-
lungsinstrumenten nach 8 6 nicht besteht, soweit der nach 88 4 und 5 rechnerisch ermittelte
Stellplatznormbedarf weniger als vier Stellplatzeinheiten betragt. Durch diese ausgeweitete
Bagatellgrenze werden sowohl kleinere Bauvorhaben als auch bauliche Anderungen und
Nutzungsénderungen im Bestand von der oftmals als ,Kostentreiber* angesehenen Mobili-
tatspflicht befreit.

Absatz 2 schafft neu ein Rickausnahmeprivileg fir den Wohnungsbau, indem Satz 1 regelt,
dass die in Absatz 1 festgelegte grundsatzliche Pflicht zur Erflllung des Mobilitdtsbedarfs
nicht fiir bestehende Gebaude greift, wenn dort durch Aufstockungen, Ausbau oder Umnut-
zung zusétzliche Wohneinheiten geschaffen werden sollen. Satz 2 stellt klar, dass diese
Rickausnahme auch fur zusétzlich erforderliche Fahrradabstellplatze gilt, sofern deren Her-
stellung nach den Anforderungen dieses Gesetzes nicht oder nur mit einem unverhaltnisma-
RBigen Mehraufwand moglich ist. Hiermit wird die bestehende Gebéaude- oder Grundstiickssi-
tuation bertcksichtigt, soweit die Herstellung von zusétzlichen Fahrradabstellplatzen nach
den Anforderungen dieses Gesetzes ohne vertretbaren Mehraufwand nicht méglich sein
sollte. Da es fiir diese Falle auch nicht sachgerecht wére, eine Abldsung zu fordern, fallen
diese bei Erflllung der Tatbestandsmerkmale ebenfalls aus dem Anwendungsbereich des
Gesetzes heraus.

Zu beachten ist, dass Aufstockungen, Ausbauten oder Umnutzungen zu Nichtwohnzwecken
weiterhin einem Abweichungsvorbehalt nach § 13 Absatz 3 Nummer 1 unterliegen, ansons-
ten aber von ermaRigten Ablésungsbetrdgen nach 8§ 10 Absatz 2 Nummer 4 profitieren.

8 4 - Ermittlung des Mobilitatsbedarfs

8§ 4 regelt redaktionell gestrafft die bisher in § 3 a.F. enthaltenen Anforderungen zur Ermitt-
lung der Anzahl der notwendigen Stellplatze fur Kraftfahrzeuge und Fahrradabstellplatze.

Absatz 1 entspricht redaktionell gestrafft § 3 Absatz 1 a.F.

Satz 1 verpflichtet die Bauherrin und den Bauherren, den vorhabenbezogenen Mobilitétsbe-
darf zunachst getrennt fir jede vorhabenbezogene Art der Nutzung abstrakt anhand der An-
zahl an theoretisch bendtigten Stellplatze fur Kraftfahrzeuge (Stellplatznormbedarf) und not-
wendigen Fahrradabstellplatzen anhand der Richtzahlentabelle nach Anlage 2 zu ermitteln.

Durch die begriffliche Beibehaltung und gleichzeitige Legaldefinition der bekannten Rechen-
grofl3e des Stellplatznormbedarfs entsprechend dem StellplOG-2012 und dessen Vorganger-
regelungen soll auch das Mobilitats-Bau-Ortsgesetz fir den Rechtsanwender durch be-
kannte Anwendungselemente verstandlich bleiben.

Allerdings soll vor dem Hintergrund einer Umbenennung des , Stellplatzortsgesetzes” in ,Mo-
bilitats-Bau-Ortsgesetz“ und der bisherigen ,Stellplatzpflicht” in eine ,Pflicht zur Erflllung des
Mobilitatsbedarfs” nach 8§ 3 verdeutlicht werden, dass der Mobilitdtsbegriff im Sinne vielfalti-
ger Moglichkeiten der Fortbewegung nicht mehr nur auf das klassische Kraftfahrzeug und die
daran bisher gekoppelte Herstellung von Stellplatzen fir Kraftfahrzeuge beschrénkt ist. Die
Anderung der Begrifflichkeiten soll helfen, auch in den Képfen der Nutzer eine perspektivi-
sche ,Verkehrswende® zu erreichen. Inhaltich &ndert sich im ersten Schritt der Ermittlung des
Stellplatznormbedarfs jedoch nichts, denn notwendige abstrakte Bezugsgrofie ist weiterhin
die nach den Absatzen 2 bis 4 ermittelte Anzahl an theoretischen Stellplatzeinheiten fur
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Kraftfahrzeuge und Fahrradabstellplatze, da sich diese Rechengrof3e bewéhrt hat und auch
in vielen anderen kommunalen Vorschriften weiterhin Anwendung findet.

Entsprechend der bisherigen Rechtsanwendung ist der Stellplatznormbedarf abstrakt typisie-
rend ohne weitere Differenzierung der ermittelten notwendigen Anzahl der jeweiligen Stell-
platze fur Kraftfahrzeuge und Fahrradabstellplatze zwischen Bewohnern, Besuchern, Be-
schaftigten oder sonstigen Nutzern zu berechnen, da die diesbeztiglich ,vorhabeninterne”
Verteilung der Stellplatze je nach Art der Nutzung sehr unterschiedlich ausfallen kann. Auch
wenn eine diesbeziglich vorhabenbezogene gesetzliche Differenzierung im Einzelfall bei be-
stimmten Nutzungsarten sinnvoll erscheinen mag, so ist sie im Ergebnis behdérdlich nicht
Uberprifbar, da die Kontrolle, ob die Stellplatze auch tatséchlich von der richtigen Zielgruppe
genutzt werden, unter Berlicksichtigung eines effizienten Verwaltungshandelns nicht als Auf-
gabe des bauaufsichtlichen Vollzugs angesehen werden kann. Sofern eine ,Binnensteue-
rung” der Stellplatznutzung erfolgen soll, ist diese durch die jeweilige Nutzerschaft der An-
lage privatrechtlich zu organisieren und kenntlich zu machen.

Einen Sonderfall stellen Besucherstellplatze insbesondere bei gréReren Wohnungsbauvor-
haben mit mehr als 20 Wohneinheiten dar. Hier lassen sich die nhach diesem Gesetz notwen-
digen ,dauerhaften“ Bewohnerstellplatze den Wohneinheiten anteilig zuordnen, wahrend
gleichzeitig ein latenter, temporérer zusatzlicher Stellplatzbedarf fur Besucher, Pflege- und
Kurierdienste besteht. Da es dem Regelungszweck dieses Gesetzes widersprechen wirde,
samtliche Richtzahlen fir Wohnungsbauvorhaben geringfligig anzuheben, um diese tempo-
raren Stellplatzbedarfe auf dem Baugrundstiick regelmaRig mit abzudecken und damit eine
maogliche Flachenkonkurrenz weiter zu verscharfen (Unterbringung von Fahrradabstellplat-
zen, Kinderspielflachen, begrinte Freiflachen), hat sich der Fachbereich Bau und Stadtent-
wicklung im Einvernehmen mit dem Fachbereich Verkehr entschieden, fur ,Besucherver-
kehre Stellplatze fur Kraftfahrzeuge im 6ffentlichen Straenraum im Rahmen der Bau-
leitplanung fir Wohnungsbauvorhaben nach folgenden Kriterien entsprechend dem ressort-
internen Erlass vom 11. November 20207 herzustellen:

1. Im gesamten Stadtgebiet sind je Wohneinheit i.d.R. 0,10 Kfz-Stellplatze im 6ffentlichen
Raum erforderlich.

2. Im Bereich zwischen Wall, Weser und Bgm.-Smidt-Stral3e (entspricht Teilen der Ge-
bietszone 1) sind zur Umsetzung des Projektes der ,autofreien Innenstadt* keine 6ffent-
lich anfahrbaren Kfz-Stellplatze erforderlich. Davon ausgenommen sind Kfz-Stellplatze
fur Menschen mit Schwerbehinderung, Mobil.Punkte und Mobil.Piinktchen, Taxen-
stande sowie Haltemdglichkeiten fir offentliche Verkehrsmittel. Deren Anzahl ist ent-
sprechend des Bedarfs im Einzelfall festzulegen.

3.  Abweichungen vom Regelwert (je Wohneinheit 0,10 Kfz-Stellplatze im 6éffentlichen
Raum) sind im Einzelfall zu begriinden und mit der Verkehrsabteilung abzustimmen.

Der Wert kann fur ein zusammenhangendes Gesamtprojekt gerundet werden.

Kdnnen in einem Plangebiet nicht ausreichend Kfz-Stellpléatze im 6ffentlichen StraRen-
raum hergestellt werden, sollen dauerhaft 6ffentlich zugangliche Kfz-Stellplatze auf Pri-
vatgrundsticken hergestellt werden oder es soll bei der Bauaufsichtsbehdrde darauf
hingewirkt werden, im stadtebaulichen Vertrag mit dem Vorhabentrager eine Aus-
gleichszahlung in Hohe der Stellplatzablése nach diesem Gesetz vorzusehen. Diese
Zahlung ist zweckgebunden entsprechend § 10 Absatz 8 fir Mal3hahmen zur Reduzie-
rung des Parkdrucks im Stadtteil zu verwenden.

6.  Fur ein zusammenhangendes Gesamtprojekt mit bis zu 19 Wohneinheiten in den ver-
dichteten, innerstadtischen Lagen der Gebietszone | gemaf diesem Gesetz sind keine
offentlich anfahrbaren Kfz-Stellplatze herzustellen oder abzulGsen.

7 Siehe Schreiben von SKUMS-50 an ASV vom 11. November 2020.
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7. Die Parkdauer auf den im Rahmen der Bauleitplanung fiir Wohnungsbauvorhaben ent-
stehenden Kfz-Stellplatzen im 6ffentlichen StraRenraum wie folgt zeitlich zu befristen:

a) in bestehenden Parkraumbewirtschaftungsgebieten: Kfz-Stellplatze im 6ffentli-
chen Stralenraum sind entsprechend der bestehenden Parkregelungen zu be-
wirtschaften.

b)  aullerhalb bestehender Parkraumbewirtschaftungsgebiete bei Bauvorhaben mit
mindestens 50 Kfz-Stellplatzen in zentraler Sammelparkanlage: Die Parkdauer
der Kfz-Stellplatze im offentlichen StralRenraum ist mit Parkscheibe zu befristen.

c) aulBerhalb bestehender Parkraumbewirtschaftungsgebiete bei Bauvorhaben mit
kleinerer Sammelparkanlage: Kfz-Stellplatze im 6ffentlichen StralRenraum kdénnen
i.d.R. ohne zeitliche Befristung genutzt werden.

d) AuRerhalb bestehender Parkraumbewirtschaftungsgebiete bei Bauvorhaben, bei
denen jeder Wohneinheit mindestens ein Kfz-Stellplatz fest zugewiesen ist: Die
Parkdauer der Kfz-Stellplatze im 6ffentlichen Stralenraum ist mit Parkscheibe zu
befristen.

Die Zulassigkeit einer Parkraumbewirtschaftung ergibt sich aus § 43 Absatz 1 StraRenver-
kehrsordnung (StVO), § 45 Absatz 1 und Absatz 9 StVO sowie der VwV Il. zu § 13 Absatz 1
StVO. Eine Beschrankung der Parkzeit ist notwendig, damit méglichst viele Fahrzeuge nach-
einander fur eine begrenzte Zeit auf den Stellplatzen im offentlichen Raum parken kdnnen
und somit diese Parkplatze nicht durch Langzeitparker der umliegenden Wohnnutzungen
blockiert werden. Wirden Langzeitparker die Stellplatze im offentlichen Stral3enraum mitnut-
zen, ware kein ausreichender Parkraum vorhanden. Auch in Neubaugebieten kann eine
Parkscheibenregelung angeordnet werden.

Bei grolRen Sammelparkanlagen, wie beispielsweise einer Quartiersgarage, kann von einer
ausreichend hohen Fluktuation ausgegangen werden, so dass auch spater hinzuziehende
Bewohnerinnen und Bewohner zeitnah einen Kfz-Stellplatz erhalten kénnen.”

Die Vorschrift bestimmt unveréandert, dass sich der Stellplatznormbedarf und die Anzahl der
notwendigen Fahrradabstellplatze nach der Richtzahlentabelle bemisst, die als Anlage 2 Be-
standteil dieses Ortsgesetzes ist. Dabei ist der Stellplatznormbedarf fiir jede Art der Nutzung
als Verkehrsquelle getrennt zu ermitteln und anschlieRend zu summieren. Fir die rechneri-
sche Ermittlung ist es dabei zunéchst unerheblich, in welchem Umfang spater eine tatsachli-
che Herstellung erfolgt.

Nachstehende Anpassungen der Richtzahlentabelle sind auch vor dem Hintergrund erfolgt,
die jeweiligen Verkehrsquellen lbersichtlicher aufzufiihren und damit eine Vereinfachung zu
erreichen.

Die Richtzahlen fur Stellplatze fir Kraftfahrzeuge sind fur Vorhaben des Wohnungs-
baus nach Nummer 1 vollstandig mit dem Ziel Uberarbeitet worden, unter Beriicksichtigung
der Art und der Lage der Wohnungen im Stadtgebiet eine weitere Feindifferenzierung vorzu-
nehmen, die fur viele Bauvorhaben zu einer Absenkung des abstrakten Stellplatznormbe-
darfs fiihrt. Zu den Anderungen im Einzelnen:

Zu Nummer 1.1 — Bauvorhaben mit bis zu 3 Wohnungen

Die bisherigen Nummern 1.1 und 1.2 a.F. sind hinsichtlich der Anzahl der notwendigen Stell-
platze zusammengefiihrt worden. Aufgrund der Bagatellgrenze in 8§ 5 Absatz 3 sind bei Ge-
bauden mit bis zu drei Wohnungen (insbesondere Ein- und Zweifamilienhauser) unabhangig
von der Wohnungsgrolie keine Stellplatze fir Kraftfahrzeuge mehr zu errichten und auch
keine sonstigen MalRnahmen zur Erflillung des Mobilitatsbedarfs nach diesem Gesetz mehr
erforderlich. Sofern planungsrechtlich zulassig, ist es der Bauherrschaft unbenommen, auf
dem Baugrundsttick auf eigenen Wunsch Stellplatze fur Kraftfahrzeuge zu errichten. Eine
gesetzliche Verpflichtung nach diesem Gesetz besteht jedoch im Gegensatz zum StellplOG-
2012 nicht mehr.

Seite 16



Begriindung zum Mobilitats-Bau-Ortsgesetz fir die Stadtgemeinde Bremen

Bei den Nummern 1.2 bis 1.4 ist neu eine Unterscheidung hinsichtlich der Lage in den Ge-
bietszonen | und Il oder Il vorgenommen worden, um fir das innere Stadtgebiet und die in-
nenstadtnahen Quartiere aufgrund der integrativen Lage ebenfalls eine pauschale Reduzie-
rung des Stellplatznormbedarfs zu erreichen, wie sie fur die Bauvorhaben nach den Num-
mern 2 bis 10 nach § 5 Absatz 1 vorzunehmen ist. Dies soll neben der gewiinschten Verrin-
gerung der Anzahl real hergestellter Stellplatze fur Kraftfahrzeuge auch zu einer Reduzie-
rung der Baukosten beitragen.

Zu Nummer 1.2 — Bauvorhaben mit mehr als 3 Wohnungen Uber jeweils 40 m2 Wohnfla-
che

Die bisherige Richtzahl von 0,8 je Wohnung wird nur noch fir die Gebietszone 1l beibehal-
ten, fur insbesondere Mehrfamilienhduser oder gemischt genutzte Gebaude wird der Faktor
in den Gebietszonen | und Il auf 0,6 abgesenkt.

Wohnungsbauvorhaben erfahren allgemein eine weitere zuséatzliche Privilegierung tber er-
maRigte Ablésungsbetrdge nach 8 10 Absatz 1 Nummer 2.

Zu Nummer 1.3 — Bauvorhaben mit mehr als 3 Wohnungen unter jeweils 40 m2 Wohn-
flache

Diese Feindifferenzierung ist neu und soll insbesondere ,Single-Wohnungen* privilegieren.
Der Schwellenwert von 40 mz2 ist von der Einstiegsschwelle flir hausnahe, private Kinder-
spielflachen ibernommen, die nach § 8 Absatz 3 BremLBO erst bei Wohngeb&uden mit
mehr als 3 Wohnungen mit jeweils mehr als 40 m2 Wohnflache einsetzt. Die Richtzahl wird
mit 0,25 in den Gebietszonen | und Il sowie mit 0,5 in der Gebietszone Il festgesetzt und ist
damit in beiden Gebietszonen deutlich niedriger als die bisher allgemein fir den Geschoss-
wohnungsbau giiltige Richtzahl von 0,8.

Zu Nummer 1.4 — Bauvorhaben mit mehr als 3 Wohnungen des gefdérderten Woh-
nungsbaus mit Nachweis

Diese Feindifferenzierung wird ebenfalls neu hinzugefugt und soll Wohnungsbauvorhaben
beglnstigen, dessen Nutzer aufgrund der Sozialstruktur (iberwiegend nicht als ,autoaffin“
eingestuft werden.

Die Richtzahl wird ebenfalls mit 0,25 in den Gebietszonen | und Il sowie mit 0,5 in der Ge-
bietszone Ill unabhangig von der Wohnungsgré3e festgesetzt und ist damit in beiden Ge-
bietszonen deutlich niedriger als die bisher allgemein fiir den Geschosswohnungsbau giiltige
Richtzahl von 0,8.

Wohnungsbauvorhaben des geférderten Wohnungsbaus erfahren darliber hinaus eine be-
sondere Privilegierung tGiber ermafigte Ablésungsbetrage nach § 10 Absatz 2 Nummer 3.

Die Richtzahl nach Nummer 1.5 fiir Wochenend- und Ferienhé&user bleibt mit 1 Stellplatz-
normbedarf fur Kraftfahrzeuge je Wohnung unverandert.

Die bisher sehr differenzierten ,Heimnutzungen®“ nach Nummer 1.5 bis 1.9 a.F. werden dem
Vorbild der Richtzahlentabellen anderer Kommunen folgend, entsprechend des Kriteriums
der ,Autoaffinitat* der Bewohner wie folgt neu strukturiert:

Zu Nummer 1.6 — Kinder-, Jugend- und Studierendenwohnheime

Hierunter werden unter Zusammenfassung der bisherigen Nummern 1.5 a.F. (Kinder- und
Jugendwohnheime) und 1.6 a.F. (Studentenwohnheime) kinftig alle Wohnheime subsumiert,
deren Nutzer bei typisierender Betrachtungsweise keine oder eine geringe Autoaffinitat auf-
weisen. Die Richtzahl wird mit 1 Stellplatznormbedarf fiir Kraftfahrzeuge je 15 Betten fir Stu-
dierendenwohnheime deutlich gesenkt (bisher Faktor 1 zu 5), bleibt aber fir Kinder- und Ju-
gendwohnheime unverandert.

Um insbesondere fur Handwerker und Kurierdienste etc. als ,Kurzzeitparker* den Parkdruck
im offentlichen Verkehrsraum zu entlasten, wird unabhéngig von der Bettenzahl eine Min-
destanzahl des Stellplatznormbedarfs fur Kraftfahrzeuge von 2 als notwendig angesehen.
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Zu Nummer 1.7 — sonstige Wohnheime

Hierunter werden unter Zusammenfassung der bisherigen Nummer 1.7 a.F. (Schwestern-
wohnheime) und 1.8 a.F. (Arbeitnehmerwohnheime) kiunftig alle Wohnheime subsumiert, de-
ren Nutzer bei typisierender Betrachtungsweise eine ,Autoaffinitat” aufweisen. Auch wenn
diese Wohnheime moglicherweise in der Nahe der Arbeitsstelle liegen und ggf. ohne Auto
oder mit einem Transferdienst erreichbar sind, wird unterstellt, dass die Bewohner zu einem
grol3en Teil nicht ortsansassig sind und deswegen z.B. an Wochenenden oder im Urlaub ,mit
dem eigenen Auto® in den Heimatort zurtickkehren und deshalb eine ausreichende Stellplatz-
anzahl fur Kraftfahrzeuge in unmittelbarer Nahe des Bauvorhabens erforderlich ist.

Die Richtzahl wird deshalb mit 1 Stellplatznormbedarf fur Kraftfahrzeuge je 4 Betten entspre-
chend den bisherigen Schwesternwohnheimen festgesetzt und damit flr Arbeitnehmerwohn-
heime leicht gesenkt (bisher Richtzahl 1 je 3 Betten).

Um insbesondere fur Handwerker und Kurierdienste etc. als zusatzliche ,Kurzzeitparker” den
Parkdruck im 6ffentlichen Verkehrsraum zu entlasten, wird auch bei diesen Wohnheimen un-
abhangig von der Bettenzahl eine Mindestanzahl des Stellplatznormbedarfs fir Kraftfahr-
zeuge von 2 als notwendig angesehen.

Zu Nummer 1.8. — selbstbestimmte Wohnformen fir adltere Menschen oder Menschen
mit Behinderungen

Die bisherige Begrifflichkeit nach der Ziffer 1.9. a.F. ,Altenwohnheime, Altenheime* (mit einer
Richtzahl von 1 je 10 Betten) gibt es bereits nach der BremLBO-2018 nicht mehr, weshalb in
diesem Ortsgesetz ebenfalls eine Anpassung erforderlich ist. Bauordnungsrechtlich werden
diese Einrichtungen nach der BremLBO dahingehend differenziert, ob aufgrund der Selb-
standigkeit der Haushaltsfiihrung der Bewohner noch das Wohnen im Vordergrund steht o-
der dauerhafte Pflege- und Betreuungsleistungen erforderlich sind. Wenn das letztere der
Fall ist, ist die Nutzung nunmehr der Nummer 7.2 ,Pflegeheime und andere Einrichtungen
zur Betreuung von Menschen mit Pflegebeddrftigkeit* mit einem Stellplatznormbedarf fur
Kraftfahrzeuge von 1 je 8 Betten zuzuordnen. Die Kfz-Affinitat ergibt sich hier aus Personal-
und Besucherverkehren.

Sofern die Einrichtung bauordnungsrechtlich noch als wohn&hnlich einzustufen ist, findet die
neue Nummer 1.8 ,selbstbestimmte Wohnformen fiir dltere Menschen oder Menschen mit
Behinderungen“ Anwendung, deren Stellplatznormbedarf fir Kraftfahrzeuge mit 0,25 je Woh-
nung festgesetzt ist.

Da unterstellt wird, dass die Bewohner jedoch zumindest temporér Pflege- und Betreuungs-
dienstleistungen in Anspruch nehmen, wird auch bei diesen Wohnformen unabhangig von
der Anzahl der Wohnungen eine Mindestanzahl des Stellplatznormbedarfs fur Kraftfahrzeuge
von 2 gefordert.

Die Richtzahlen fur Kraftfahrzeugstellplatze insbesondere fiir den gewerblichen Bereich
nach den Nummern 2 bis 10 sind im Wesentlichen unverdndert geblieben. Sie orientieren
sich bereits seit 1995 an den jeweils geringsten Richtzahlanforderungen anderer Bundeslan-
der. In Einzelfallen sind redaktionelle Vereinfachungen oder geringfiigige Anhebungen er-
folgt, sofern dies im Vergleich mit anderen Kommunen und unter Berlicksichtigung der Art
der Nutzung gerechtfertigt erscheint. Auch aus heutiger Sicht ist der sich jeweils aus den
Richtzahlen der Anlage 2 ergebende Stellplatznormbedarf noch vergleichsweise niedrig.
Durch die Vorgaben der Richtzahlentabelle sollen also fiir die Berechnung des Stellplatz-
normbedarfs nur so viele Stellplatze fir Kraftfahrzeuge gefordert werden, wie zur Vermei-
dung von Unzutréglichkeiten im 6ffentlichen StrafRenraum erforderlich sind. Die Frage einer
dariiber hinaus gehenden Versorgung der Nutzer und Besucher mit Stellplatzen fur Kraftfahr-
zeuge wird der Entscheidung der Bauherrin und des Bauherrn und damit dem Marktgesche-
hen Uberlassen, weil Bauherren - insbesondere im gewerblichen Bereich - mehr Stellplatze
fur Kraftfahrzeuge als bauordnungsrechtlich vorgegeben, real herstellen, wenn dies aus
Grunden der Funktionalitat und Vermarktung sinnvoll erscheint.
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Ein weiteres Absenken der Richtzahlen erscheint nicht zweckentsprechend, da es sich hier-
bei noch nicht um die im Ergebnis tatsachlich hergestellten Stellplatze fur Kraftfahrzeuge
handelt, sondern der auf Grundlage der Richtzahlentabelle ermittelte Stellplatznormbedarf
Ausgangspunkt fur anteilig verpflichtende MobilitatsmanagementmalRnahmen, Herstellung
oder auch der Ablésung von Stellplatzen fir Kraftfahrzeuge ist. In Verbindung mit dem er-
hohten und im Anwendungsbereich ausgeweiteten Einstiegsschwellenwert fiur die Erflllung
des Mobilitatsbedarfs erst bei mehr als drei notwendigen Stellplatzen fir Kraftfahrzeuge nach
8 5 Absatz 3 erscheint eine weitere Absenkung der Richtzahlen kontraproduktiv hinsichtlich
der Gbrigen Regelungsziele. Dies betrifft insbesondere die moglichen Einnahmen aus Ablo-
sebetragen.

Wegen der einheitlich stadtischen Struktur wird fur die Stadtgemeinde Bremen auch weiter-
hin an festen Richtzahlen (keine Rahmenvorgabe) festgehalten, um eine ,Verhandlung“ im
Baugenehmigungsverfahren zu vermeiden und somit die Rechtsanwendung zu erleichtern.

Bei Versammlungsstatten nach Nummer 4.1 wird die Richtzahl auf 1 Stellplatznormbedarf je
5 Sitzplatze (bisher 7) dem Vorbild anderer Kommunen angepasst, bestimmte Einrichtungen
kénnen hier aber aufgrund der neuen Abweichungsregelungen in 8 13 Absatz 3 einzelfallbe-
zogen von weiteren Erleichterungen profitieren.

Bei Sportstatten nach Nummer 5 wird aus Vereinfachungsriinden die bisher mit eigener
Richtzahl versehene Unterscheidung der Sportanlage in Abhéngigkeit davon, ob Besucher-
platze vorhanden sind oder nicht, aufgegeben und ist dem Vorbild anderer Kommunen fol-
gend mit der unveranderten Richtzahl mit einem Stellplatznormbedarf von 1 je 15 Besucher-
platze jeweils hinzuzuzéhlen.

Bei Sportplatzen, Sportstatten und Sportstadien wird die Richtzahl nach Nummer 5.1 ent-
sprechend kommunaler Vergleichssatzungen nachfragegerechter auf 1 Stellplatznormbedarf
je 500 m2 korrigiert (bisher 800 m2), gleiches gilt fiir Sporthallen nach Nummer 5.2 mit 1
Stellplatznormbedarf je 50 m2 Hallenflache (bisher 80 m?). Bei Bootsliegeplatzen nach Num-
mer 5.9 entfallt die bisherige Differenzierung, ob es sich um Ganzjahreslagerplatze handelt
oder nicht, mit einem neuen Mittelwert von 1 Stellplatznormbedarf je 5 Liegeplatze. Reitanla-
gen werden nach Nummer 5.10 mit einem Stellplatznormbedarf von 1 je 5 Pferdeeinstell-
platze neu aufgefihrt.

Bei Gaststatten und Beherbergungsbetrieben werden unter Nummer 6.1 Gaststatten von
Ortlicher Bedeutung und Imbissbetriebe (bisher Nummer 6.2 a.F.) aus Vereinfachungsrinden
mit 1 Stellplatznormbedarf je 15 m2 Nutzflache zusammengefihrt, da diesbeztligliche Abgren-
zungen in der Genehmigungspraxis nur schwer vorzunehmen sind und Imbissbetriebe génz-
lich ohne Sitzgelegenheiten heute nicht mehr der Realitat entsprechen.

Bei Krankenhausern werden unter Nummer 7.2 Pflegeheime und andere Einrichtungen zur
Pflege oder Betreuung von Personen mit Pflegebedirftigkeit oder Behinderung aufgefiihrt
und damit die entsprechende Begrifflichkeit aus der BremLBO tUbernommen. Der Stellplatz-
normbedarf betragt unveréndert 1 je 8 Betten, wobei sich die Kfz-Affinitat hier aus Personal-
und Besucherverkehren ergibt.

Bei Schulen und Einrichtungen der Kinder- und Jugendférderung nach Nummer 8.1 bis 8.4
und 8.6 wird mit Verweis auf eine ahnliche Hamburger Regelung vorgeschlagen, dass zu-
kinftig nicht mehr die Anzahl der Schiiler, sondern die Anzahl der Klassen / Gruppenraume
die maf3gebliche Bezugsgrofie sein soll. Die Richtzahlentabelle ist deshalb in den Nummern
8.1 bis 8.4 und 8.6 nach Abstimmung mit der Senatorin fir Kinder und Bildung sowie Immo-
bilen Bremen entsprechend angepasst worden.

Fur Fachhochschulen und Hochschulen inkl. ihrer Forschungsbereiche im Bereich der Uni-
versitat / Technologiepark wurde in der Genehmigungspraxis festgestellt, dass die bisherige
Berechnung nach Nummer 8.5 allein anhand der Anzahl der Studierenden keine praktikable
BezugsgroéRe mehr ist. Es erscheint sinnvoller, den Stellplatznormbedarf in diesem Bereich
nicht mehr kleinteilig vorhabenbezogen, sondern grof3flachig abstrakt mit einer gebietsbezo-
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genen Gesamtnachweisfihrung zu ermitteln. Hierzu sei auf die jeweilige Fach- oder Hoch-
schule inklusive ihrer Forschungsbereiche und einschliel3lich Wohnanlagen des Studieren-
denwerks Bremen abzustellen. Da eine solche Gesamtnachweisfiihrung einen erheblichen
Vorabstimmungsaufwand insbesondere mit der Senatorin fir Wissenschaft und Hafen verur-
sacht, wird im Gesetzentwurf in 8§ 4 Absatz 1 durch den neuen Satz 2 eine neue abstrakte
Mdoglichkeit eingeraumt, dass fur Hochschulen und Fachhochschulen einschlief3lich ihrer For-
schungsbereiche durch die untere Bauaufsichtsbehérde auch eine abweichende Nachweis-
fuhrung zugelassen werden kann.

Wird von dieser Moglichkeit kein Gebrauch gemacht, werden Fachhochschulen und Hoch-
schulen inkl. ihrer Forschungsbereiche unter Nummer 8.5 mit einem vereinfachten und ab-
gesenkten Stellplatznormbedarf von 1 je 10 Studierenden zusammengefasst. Die bisherige
Unterscheidung ob ein Semesterticket vorhanden ist oder nicht (bisherige Faktoren 1 zu 9

bzw. 1 zu 6), wird aus Griunden der Rechtsvereinfachung aufgegeben.

Bei gewerblichen Anlagen nach Nummer 9 werden unter Nummer 9.2 Lagerrdume, Lager-
platze, Ausstellungs- und Verkaufsplatze (bisher Ziffer 9.3 a.F.) mit Stellplatznormbedarf von
1 je 100 m2 Nutzflache oder je 3 Beschaftigte zusammengefihrt.

Bei Tankstellen mit Pflegeplatzen nach Nummer 9.4 wird zur Vereinfachung der Kombina-
tion mit Waschanlagen nach Nummer 9.5 die Richtzahl des Stellplatznormbedarfs auf 4 je
Pflegeplatz angepasst, gleichzeitig ist aber ein zusatzlicher Stellplatznormbedarf je 50 m?2
Verkaufsnutzflache erforderlich, sofern der Tankshop zu einem Minisupermarkt mit Nahver-
sorgungsqualitat erweitert wird.

Bei Nummer 9.5 werden automatische Kraftfahrzeugwaschstraf3en nach Nummer 9.6 a.F.
und Selbstbedienungswaschplatze nach Nummer 9.7 a.F. mit Stellplatznormbedarf von 4 je
Waschanlage zusammengefasst.

Entsprechend dem verkehrspolitischen Ziel, den Fahrradverkehr attraktiver zu machen, wer-
den die Richtzahlen fiir Fahrradabstellplétze bei den nachstehend angefuhrten Vorhaben
wie folgt angepasst:

Fur Vorhaben des Wohnungsbaus wird nach Uberschreiten der gegeniiber dem StellplOG-
2012 unverandert gebliebenen Einstiegsschwelle fir die verpflichtende Herstellung von Fahr-
radabstellplatzen bei mehr als zwei Wohnungen im Gebaude, zunachst der bisherige
Schwellenwert fiir den zweiten Fahrradabstellplatz je Wohnung von 60 m2 auf 40 m2 Wohn-
flache abgesenkt. Gleichzeitig wird fur alle Wohnnutzungen mit mehr als 40 m2 Wohnflache
nach den Nummern 1.1 bis 1.2 und 1.4 die Errechnung der Richtzahlen fir notwendige
Fahrradabstellplatze zukinftig in 30-m2-Schritten an die Gesamt-Wohnflache aller Wohnun-
gen im Gebaude gekoppelt und durch eine Mindestanzahl an herzustellenden notwendigen
Fahrradabstellplatzen im Geb&ude erganzt. Ziel dieser Regelung ist, durch die Gesamtbe-
trachtung der Wohnflache aller Wohnungen im Gebéaude die Anzahl an Fahrradabstellplat-
zen bedarfsgerecht zu erhéhen, wahrend dies bei der bisherigen ,isolierten“ Betrachtung je
Wohnung nicht moglich war. Fir Gebaude mit mehr als 3 Klein-Wohnungen unter jeweils

40 m2 Wohnflache ist nach Nummer 1.3 jeweils nur ein Fahrradabstellplatz je Wohnung er-
forderlich.

Fur nicht autoaffine Heimnutzungen nach Nummer 1.6 (Kinder-, Jugend- und Studierenden-
wohnheime ist neu ein notwendiger Fahrradabstellplatz je Bett erforderlich (bisher 1 je 2 Bet-
ten), bei sonstigen Wohnheimen nach Nummer 1.7 wird die Richtzahl auf 1 notwendigen
Fahrradabstellplatz je 2 Betten festgelegt.

Fir selbstbestimmte Wohnformen fur &ltere Menschen oder Menschen mit Behinderungen
nach Nummer 1.8 wird dagegen eine reduzierte Richtzahl von 0,5 je Wohnung, aber min-
destens 2 notwendige Fahrradabstellplatze angesetzt.

Die Richtzahlen der notwendigen Fahrradabstellplatze fir sonstigen Nutzungen nach Num-
mer 2 bis 10 sind unverandert geblieben, weil in 8 7 Absatz 2 Satz 2 mit der Nummer 3 die
Wahlmaoglichkeit fir Bauherren aufgenommen wird, zur Erfullung des notwendigen Anteils an
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Mobilitatsmanagement zusatzliche Fahrradabstellplatze herzustellen und diese entspre-
chend der Anlage 3 mit weiteren Serviceleistungen zu verknupfen.

Absatz 2 entspricht redaktionell gestrafft § 3 Absatz 4 Satz 1 und 2 a.F.

Satz 1 stellt unveréndert klar, dass der ermittelte Stellplatznormbedarf fir Kraftfahrzeuge auf
den Einstellbedarf flr zweispurige Personenkraftwagen abstellt. Besteht bei Anlagen mit An-
oder Auslieferverkehr ein spezieller Bedarf fur Einstellplatze fir Lastkraftwagen oder Auto-
busse, ist dieser entsprechend dem bisherigen Recht nach Satz 2 zusatzlich einzelfallbezo-
gen zu bestimmen und nachzuweisen. Da Besucher, die mit dem Autobus anreisen, keinen
PKW-Stellplatz benétigen, kann es kompensatorisch auch zulassig sein, die ansonsten not-
wendigen Kfz-Stellplatze entsprechend zu reduzieren. 8 3 Absatz 4 Satz 4 a.F. wurde nicht
explizit Ubernommen, es wird aber fur die Anrechnung weiterhin davon ausgegangen, dass
ein Autobusstellplatz vier PKW-Stellplatzen entspricht. Die bisherige einschrankende Rege-
lung nach § 3 Absatz 4 Satz 3 a.F., dass die Anrechnung erforderlicher Autobusstellplatze
nur bis zu einem Drittel des Stellplatznormbedarfs zuléssig ist, wurde ebenfalls nicht Gber-
nommen, um mehr Flexibilitat bei der Erflllung des Mobilitatsbedarfs zu ermdglichen.

Absatz 3 entspricht § 3 Absatz 2 a.F. Die Vorschrift wurde in Satz 1 um die ablesbare Még-
lichkeit ergéanzt, fir den festzusetzenden Stellplatznormbedarf fiir Kraftfahrzeuge auch eine
atypische Art der Nutzung beriicksichtigen zu kénnen. Satz 2 stellt klar, dass als Orientie-
rungsrahmen fir in der Richtzahlentabelle nicht aufgefiihrte Nutzungen dieser auch weiterhin
herangezogen werden kann.

Absatz 4 entspricht redaktionell gestrafft § 3 Absatz 3 a.F. Die Vorschrift reduziert den Stell-
platznormbedarf bei Vorhaben mit verschiedenen Nutzungen auf den gré3ten gleichzeitigen
Bedarf und ermdglicht dem geltenden Recht entsprechend eine solche wechselseitige Nut-
zung unter der Bedingung der sichergestellten Verfligbarkeit der Stellplatze fur Kraftfahr-
zeuge auch bei verschiedenen Bauvorhaben in zumutbarer Entfernung.

Absatz 5 enthalt die Rundungsregeln entsprechend § 3 Absatz 5 a.F. Satz 1 stellt aber dar-
Uber hinaus klar, dass zunachst die Stellplatznormbedarfe der einzelnen Nutzungen bis auf
zwei Nachkommastellen zu ermitteln sind und erst nach der Addition der verschiedenen Nut-
zungen eine den mathematischen Regeln entsprechende Auf- oder Abrundung auf einen
ganzzahligen Stellplatznormbedarf erfolgen darf. Das ermittelte Ergebnis ist insbesondere
maf3geblich fir die Bagatellgrenze nach § 5 Absatz 3, wonach ein Stellplatznormbedarf fir
die Erfullung nach 88 6 ff. erst entsteht, wenn dieser gerundet mindestens vier Stellplatzein-
heiten fur Kraftfahrzeuge betragt. Satz 2 stellt klar, dass die Anforderungen nach Satz 1
auch fir die Berechnung der Anzahl an notwendigen Fahrradabstellplatzen entsprechend
gelten.

Zu 85 - Reduzierung des Stellplatznormbedarfs, Bagatellgrenze

Absatz 1 entspricht redaktionell angepasst aber inhaltlich unverandert dem § 4 Absatz 1 a.F.

Satz 1 stellt klar, dass der nach 8 4 ermittelte Stellplatznormbedarf fur Kraftfahrzeuge ent-
sprechend der Gebietszoneneinteilung nach § 2 unter bestimmten Voraussetzungen zu ver-
ringern ist. Die Vorschrift ist eng mit den in § 2 genannten Zonierungskriterien verknipft, in-
dem unter Berticksichtigung integrativer Lagen der Quartiere und der ErschlieRungsqualitat
des OPNV der nach den Richtzahlen bestimmte Stellplatznormbedarf typisierend auf einen
festgelegten Prozentanteil gesenkt wird. Auf eine alternativ mogliche Scoring-Tabelle zur Er-
mittlung einzelfallbezogener Reduktionen ist aus Griinden einer einfachen Rechtsanwen-
dung verzichtet worden.

Nach Nummer 1 rechtfertigt die Giberdurchschnittlich gute OPNV-ErschlieRung in der Innen-
stadt und den innenstadtnahen Quartieren (Zone | a.F.) mit integrativer Lage entsprechend
den festgesetzten Gebietszonen | und Il eine pauschale Senkung des Stellplatznormbedarfs
fur das gesamte Gebiet der bisherigen Zone | unverdndert um 40 v. H.
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Das iibrige Stadtgebiet und die AuRenbereiche einschlieRlich des stadtbremischen Ubersee-
hafengebiets Bremerhaven ist zwar heterogener gepragt, weist aber Giberwiegend in bebau-
ten Gebieten zumindest eine durchschnittlich gute OPNV-ErschlieBung auf, was nach Num-
mer 2 fir die Gebietszone Il ebenfalls unveréndert gegeniiber dem bisherigen Recht (Zone
Il a.F.) eine pauschale Minderung des Stellplatznormbedarfs rechtfertigt, allerdings lediglich

um 20 v. H.
Gebietszonen | und Il

Innenstadt, innenstadtnahe Quartiere,
Ortsteile Vegesack, Grohn

Absenkung des Mobilitatsnormbedarfs um 40 %
aufgrund integrativer Lagen mit tberdurchschnitt-
lich guter OPNV-ErschlieRung.

Begrindung:

Sowohl die Innenstadt als auch die innenstadtna-
hen Quartiere weisen eine Uberdurchschnittlich
gute OPNV-ErschlieBung auf. MaRgebliche Krite-
rien sind:

a) Es handelt sich um integrative Lagen mit ho-
her verkehrlicher Zentralitdt. Mehrfacherle-
digungen je Parkvorgang sind zu bertck-
sichtigen.

b) Die Entfernung zu einer OPNV-Hauptlinie
mit hoher Taktdichte (werktags tagsuber
mindestens alle 10 Minuten, in Bremen-
Nord mindestens alle 15 Minuten) betragt in
der Regel in bebauten Gebieten nicht mehr
als 300 Meter.

c) Die Fahrzeit vom OPNV-Verknipfungs-
punkt Hauptbahnhof (bei den StraRenbahn-
linien 2 und 3 von den Haltestellen Am Brill
bzw. Domsheide, in Bremen-Nord zum
Bahnhof Vegesack) bis zur Grenzhaltestelle
der Gebietszone Il im entsprechenden Orts-
teil betrdgt maximal 15 Minuten.

Aufgrund ihrer integrativen Lage werden die Ort-
steile Vegesack und Grohn (hohe verkehrliche
Zentralitat fir Bremen-Nord) ebenfalls der Ge-
bietszone Il zugeordnet.

Gebietszone Il

Ubriges bebautes Stadtgebiet, AuRenbereiche,
stadtbremisches Uberseehafengebiet Bremer-
haven

Absenkung des Mobilitaétsnormbedarfs um 20 %
aufgrund Uberwiegend zumindest durchschnitt-
lich guter OPNV-ErschlieRung.

Begrindung:

Insgesamt kann fur das gesamte Ubrige im Zu-
sammenhang bebaute Stadtgebiet weitestge-
hend eine zumindest durchschnittlich gute
OPNV-ErschlieRung unterstellt werden, maRgeb-
liches Kriterium ist:

e Die Entfernung zu einer OPNV-Linie mit
werktags tagsiber mindestens 30-Minuten-
Takt betragt in zusammenhangend bebauten
Gebieten in der Regel nicht mehr als 600 Me-
ter.

Sofern eine OPNV-ErschlieRung in zusammen-
hangend bebauten Gebieten in Bezug auf die
Taktdichte unterdurchschnittlich ist oder es sich
um nicht durch den OPNV erschlossene AuRen-
bereiche handelt, stellt die Senkung von 20 % ei-
nen anteiligen Verzicht auf notwendige Stell-
platze dar. Dies ist vertretbar, weil in diesen Be-
reichen notwendige Stellplatze in der Regel auch
ohne Stellplatzpflicht real hergestellt werden, so
dass durch den anteiligen Stellplatzverzicht dort
keine negativen stadtebaulichen Auswirkungen
zu erwarten sind.

Soweit die Gebietszone Il auch Grundstiicke erfasst, die nicht gut an den OPNV ange-
schlossen sind, stellt die 20-prozentige Reduzierung des Stellplatznormbedarfs einen anteili-
gen Verzicht auf den Nachweis notwendiger Stellplatze fur Kraftfahrzeuge dar. Dieser wirkt
sich jedoch nicht nachteilig aus, da in solchen AuRenbezirken Stellplatze fur Kraftfahrzeuge
in ausreichender Anzahl auch unabhangig von dem Bestehen einer Pflicht zur Erflllung des
Mobilitatsbedarfs hergestellt werden, weil in diesen Bereichen die Flachen fur Stellplatze fir
Kraftfahrzeuge auf den Baugrundstiicken in der Regel vorhanden sind und die Bauherrin und
der Bauherr diese gerade wegen der unterdurchschnittlichen ErschlieBungsqualitat durch
den OPNV auch ohne Verpflichtung in ausreichender Anzahl herstellt.

Satz 2 verweist auf die Rundungsregeln nach § 4 Absatz 5 und stellt klar, dass die Rundung
zur Ermittlung des Stellplatznormbedarfs erst nach einer prozentualen Verringerung erfolgen

darf.

Absatz 2 entspricht § 4 Absatz 3 a.F. und nimmt entsprechend dem bisherigen Recht be-
stimmte Nutzungen von der Reduzierung des Stellplatznormbedarfs nach Absatz 1 aus. Aus
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Griinden der Rechtsklarheit werden diese Vorhaben bereits im Gesetzestext abschlie3end
aufgezahlt, so dass in der Richtzahlentabelle mit der Ful3note ,5)" in den Anmerkungen ein
entsprechender Verweis ausreichend ist.

Betroffen sind zum einem alle Wohngeb&ude nach Nummern 1.1 bis 1.8 der Richtzahlenta-
belle in Anlage 2, weil bei diesen im Allgemeinen auch bei sehr guter OPNV-Anbindung in
Verbindung mit einer Wohnnutzung zumindest anteilig ein Wunsch nach PKW-Stellplatzen
besteht. Dariiber hinaus sind die Richtzahlen wie zu § 4 Absatz 1 beschrieben fiir den Be-
reich der Wohnnutzung grundsétzlich Gberarbeitet und in Teilbereichen deutlich abgesenkt
worden, so dass sich die Reduzierung des Stellplatznormbedarfs fur bestimmte Wohnnut-
zungen direkt ablesbar aus der Richtzahlentabelle ergibt.

Darlber hinaus sind Kraftfahrzeugwerkstatten (Nummer 9.3), Tankstellen mit Pflegeplatzen
(Nummer 9.4) sowie bei automatischen Kraftfahrzeugwaschstra3en und Kraftfahrzeug-
waschplatzen zur Selbstbedienung (Nummer 9.5) ebenfalls unverdndert von der pauschalen
Reduzierung des Stellplatznormbedarfs nach Absatz 1 ausgenommen, weil diese autoaffinen
Nutzungen bereits aufgrund ihrer Charakteristik betriebsbedingt zumindest die Herstellung
der nach dem Stellplatznormbedarf erforderliche Anzahl an Stellplatzen fir Kraftfahrzeuge
erfordern und deshalb ein besonderes verkehrliches Interesse an der vollstéandigen Herstel-
lung dieser Stellplatze auf dem Baugrundstiick besteht.

Absatz 3 ist angelehnt an § 2 Absatz 2 Satz 2 a.F., aber im Anwendungsbereich deutlich
ausgeweitet. Nach Satz 1 finden die weitergehenden Anforderungen dieses Gesetzes hin-
sichtlich der Erfullung des vorhabenbezogenen Mobilitatsbedarfs nach § 6 keine Anwen-
dung, soweit der nach Mal3gabe dieses Gesetzes rechnerisch ermittelte Stellplatznormbe-
darf fir Kraftfahrzeuge weniger als vier Stellplatzeinheiten betragt.

Mit dieser Rechtsdnderung wurde einerseits die Einstiegsschwelle (Bagatellgrenze) zur Er-
fullung des Mobilitatsbedarfs fur Kraftfahrzeuge von bisher ,weniger als drei“ um eine Stell-
platzeinheit auf ,mindestens vier" angehoben, andererseits profitieren von diesen Erleichte-
rungen nicht nur die wie bisher durch Anderungen oder Nutzungsanderungen hervorgeru-
fene Mehrbedarfe, sondern die Einstiegsschwelle wird auch auf den Neubau ausgeweitet.

Aufgrund der mathematischen Rundungsregeln ist daher ab einen rechnerischen Wert von
3,5 der Stellplatznormbedarf auf 4 Stellplatzeinheiten aufzurunden. Erst ab diesem Wert
setzt die Erfullungspflicht nach § 6 ein. Wird die Einstiegsschwelle Gberschritten, sind jedoch
alle Stellplatzeinheiten in die Erfullungspflicht einzubeziehen.

Im Ergebnis soll mit der Anhebung der Einstiegsschwelle und der Ausweitung des Anwen-
dungsbereiches eine spirbare Privilegierung von kleineren gewerblichen Vorhaben, aber
auch kleineren Wohnungsbauvorhaben erreicht werden, welche durch differenzierte Richt-
zahlen zusétzlich profitieren.

Unterhalb des Schwellenwertes ist die Herstellung von Stellplatzen fur Kraftfahrzeuge in den
Gebietszonen Il und Il auch ohne gesetzliche Verpflichtung moglich, sofern der Errichtung
keine anderen 6ffentlich-rechtlichen Vorschriften entgegenstehen.

Die nachstehende Ubersicht verdeutlicht, ab welcher Anzahl von Wohneinheiten nach der
Richtzahlentabelle eine Erflllungspflicht fir den ermittelten Stellplatznormbedarf einsetzt:
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Nr. Verkehrsquelle Stellplatznormbedarf nach § 4 Absatz 1

Einstiegsschwelle Erfullungspflicht ab rechneri-
schem Wert von 3,5, aufgerundet auf 4,0

1. Wohngebaude? Gebietszone l und Il Gebietszone Il
1.1 Gebéaude mit bis zu 3 freiwillige Annahme 1 Stellplatz je Wohnung
Wohnungen (3 x 1 =3,0<4) = kein Stellplatznormbedarf / Baga-
tellgrenze unterschritten, 8 5 Absatz 3
1.2 Gebéaude mit mehr als 3 0,6 je Wohnung 0,8 je Wohnung
Wohnungen Uber jeweils _ _
. = ab 6 Wohnungen = ab 5 Wohnungen
40 m2z Wohnflache (6 X 0,6 = 3.6) (50,8 = 4,0)
1.3 Gebaude mit mehr als 3 0,25 je Wohnung 0,5 je Wohnung
Wohnungen unter jeweils _ _
. = ab 14 Wohnungen = ab 7 Wohnungen
40 m= Wohnfldche (14 x 0,25 = 3,5) (7% 0,5 = 3,5)
1.4 Gebaude mit mehr als 3 0,25 je Wohnung 0,5 je Wohnung
V%gﬂ%g%iﬂgesb%if::gﬁr- = ab 14 Wohnungen = ab 7 Wohnungen
gst (14 x 0,25 = 3,5) (7 x0,5 = 3,5)
Nachweis

Wird die Einstiegsschwelle (Bagatellgrenze) unterschritten, entsteht nach diesem Gesetz
keine Nachweispflicht zur Erflllung des anteiligen, auf den Stellplatznormbedarf fir Kraftfahr-
zeuge bezogenen Mobilitatsbedarf. Die Herstellung von ,nhicht notwendigen Stellplatzen* fur
Kraftfahrzeuge auf dem Baugrundstiick liegt damit in den Gebietszonen Il und Il in der freien
Entscheidung der Bauherren, sofern diese planungsrechtlich zul&ssig sind.

Diese Erleichterungen gelten jedoch ausdricklich nur fur Stellplatze fir Kraftfahrzeuge.

Satz 2 stellt deshalb ausdricklich klar, dass die Verpflichtung zur Herstellung notwendiger
Fahrradabstellplatze entsprechend der Richtzahlentabelle nach Anlage 2 unabh&ngig vom
Schwellenwert nach Satz 1 und ohne Reduktionsprivileg nach Absatz 1 besteht. Im Regelfall
sind damit bei Nichtwohngeb&uden und Wohngeb&auden mit mehr als zwei Wohnungen alle
nach der Richtzahlentabelle erforderlichen Fahrradabstellplatze verpflichtend nachzuweisen
und nach 8 9 herzustellen.

8 6 — Instrumente zur Erfillung des Mobilitdtsbedarfs

Die Vorschrift ist neu und soll zur Erleichterung der Rechtsanwendung in Form eines Aufzah-
lungskatalogs verdeutlichen, mit welchen Instrumenten die in 8 3 verankerte Pflicht zur Erfil-
lung des Mobilitatsbedarfs nachgewiesen werden kann.

Absatz 1 regelt die Erfullungsmaéglichkeiten fir den nach 88 4 und 5 abstrakt ermittelten
Stellplatznormbedarf fur Kraftfahrzeuge bei Erreichen des in § 5 Absatz 3 festgelegten
Schwellenwertes (Bagatellgrenze) von mindestens vier Stellplatzeinheiten und stellt hierfur
grundsatzlich folgende drei Instrumente zur Verfiigung, die unter Berticksichtigung der Anfor-
derungen dieses Gesetztes miteinander kombinierbar sind:

nach Nummer 1 durch MobilititsmanagementmalRnahmen nach § 7,
nach Nummer 2 durch Herstellung von Stellplatzen fir Kraftfahrzeuge nach 8§ 8 und

nach Nummer 3 durch Zahlung eines entsprechenden Ablésungsbetrages nach § 10
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Die Anforderungen an die jeweiligen Instrumente werden in den Begriindungen zu den jewei-
ligen Einzelvorschriften konkretisiert.

Absatz 2 ist neu und schrankt die Wahlmdéglichkeiten der Erfiillung nach Absatz 1 bezogen
auf die neue Gebietszone | (inneres Stadtgebiet, siehe ausfuhrlich zu 8 2 Satz 1 Nummer 1)
dergestalt ein, dass die Herstellung von Stellplatzen fir Kraftfahrzeuge dort nur ausnahms-
weise nach Erteilung einer Abweichung entsprechend 8§ 13 Absatz 2 Nummer 2 durch die
untere Bauaufsichtsbehérde zulassig ist.

Die Einschrankung einer ,ausnahmsweisen Zulassigkeit* stellt einen unter Wirdigung des
VerhaltnismaRigkeitsgrundsatzes tragfahigen Kompromiss zwischen den Regelungszielen
dieses Gesetzes und den berechtigten Eigentums- bzw. Nutzerinteressen bei Bauvorhaben
im vorhandenen Bestand sowie bei Neubauten dar.

Tatbesténde, bei denen die Erteilung einer Abweichung im Regelfall als sachgerecht ange-
sehen wird, werden in der Begriindung zu § 13 Absatz 2 Nummer 2 ndher ausgefihrt.

Die urspriingliche Uberlegung, evtl. fur bestimmte stellplatzintensive, gewerbliche Vorhaben
(z.B. Einzelhandelsvorhaben) eine Obergrenze der herzustellenden Stellplatze festzulegen,
ist aus rechtlichen Griinden nicht weiterverfolgt werden. Ebenso wird auch eine grof3flachige
(zonenmalige) Festlegung von Obergrenzen der Realherstellung in diesem fiir das gesamte
Stadtgebiet giltigen Ortsgesetz im Hinblick auf die Wahrung von Eigentumsgrundrechten als
verfassungsmanig bedenklich eingestuft.

Fur das im Verhéaltnis zum gesamten Stadtgebiet (flachenmé&Rig relativ kleine) innere Stadt-
gebiet der Gebietszone | wird die geplante als Ausnahme geltende Zulassigkeit der Realher-
stellung hingegen als vertretbar angesehen. Zur Verwirklichung der Verkehrswende mit einer
»-autofreien Innenstadt” sollen dort zur gewlinschten Starkung der Aufenthaltsqualitat insbe-
sondere grol3e oberirdische Stellplatzanlagen vermieden werden, welche in Verbindung mit
dem durch das Vorhaben ausgeldsten Zu- und Abgangsverkehr im Sinne des § 9 BremLBO
als verunstaltend angesehen werden und sich stérend auf das stadtebauliche Umfeld auswir-
ken.

Absatz 3 stellt klar, dass der vorhabenbezogene Mobilitdtsbedarf in Bezug auf die nach der
Richtzahlentabelle laut Anlage 2 ermittelte Anzahl an notwendigen Fahrradabstellplatzen

nach Nummer 1 im Regelfall durch die Herstellung von notwendigen Fahrradabstellplatzen
nach § 9 oder

nach Nummer 2 ausnahmsweise durch Zahlung eines entsprechenden Ablésungsbetrages
nach 8§ 11 nach Erteilung einer Abweichung entsprechend § 13 Absatz 2 Nummer 7 zu erfll-
len ist.

Absatz 4 wird ebenfalls neu hinzugefligt und verpflichtet die Bauherrin oder den Bauherren,
in Satz 1 die beabsichtigte Umsetzung der Erfillungspflicht nach den Abséatzen 1 bis 3 als
Bauvorlage mit Einreichung des Bauantrages bei der unteren Bauaufsichtsbehérde in Text-
form zu dokumentieren. In Form eines vorhabenbezogenen Mobilitdtsnachweises nach § 9
Absatz 5 Nummer 3 der Bremischen Bauvorlagenverordnung (BremBauVorlV) ist nachvoll-
ziehbar zu berechnen bzw. darzustellen:

a) Die Ermittlung des Stellplatznormbedarfs fiir Kraftfahrzeuge unter Einbeziehung der
Reduzierung des Bedarfs und die Anzahl notwendiger Fahrradabstellplatze geman
88 4 und 5.

b)  Die geplante Erflllung des Mobilitatsbedarfs nach § 3 mit den Instrumenten nach § 6
(fur Kraftfahrzeuge nach Uberschreiten des in 8 5 Absatz 3 normierten Bagatell-
grenze).

c) Die geplante Umsetzung von MaRnahmen des Mobilitdtsmanagements entsprechend
dem Auswahlkatalog nach § 7 Absatz 2 in Verbindung mit Anlage 3.
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Daruber hinaus ist die geplante Erfullungspflicht nach 8§ 3 in den weiteren betreffenden Bau-
vorlagen nach der BremBauVorlV auch zeichnerisch darzustellen, soweit es sich um bauli-
che MalRnahmen handelt.

Satz 2 legt fest, dass die Feststellung der Erfullung des vorhabenbezogenen Mobilitatsbe-
darfs, insbesondere die Zulassung von MalRhahmen des Mobilitdtsmanagements nach § 7
und die Festlegung der Dauer, Gegenstand der Baugenehmigung sind. Die untere Bauauf-
sichtsbehdrde prift zunéchst die Bauvorlagen auf Vollstéandigkeit und Plausibilitat. Sofern
MobilitatsmanagementmalRnahmen umgesetzt werden sollen, holt sie gemafR § 69 Absatz 1
BremLBO i.V.m. 8§ 7 Absatz 4 Satz 2 eine fachliche Stellungnahme von der fir das Mobili-
tatsmanagement zustéandigen Stelle ein. Unter Bertcksichtigung der planungsrechtlichen
Festsetzungen flir das Baugrundstiick entscheidet die untere Bauaufsichtsbehdrde tber die
Zulassung von dokumentierten MaRnahmen des Mobilitdtsmanagements. Bei Verfahren
nach 88 63 und 64 BremLBO ist in der Baugenehmigung festzulegen:

a) Der ermittelte Stellplatznormbedarf fur Kraftfahrzeuge und die Anzahl an notwendi-
gen Fahrradabstellplatzen (vorhabenbezogener Mobilitdtsbedarf).

b) Die (anteilige) Erfullung durch Mobilitatsmanagement, Herstellung mit Anzahl der
Stellplatze fur Kraftfahrzeuge und Ablosung mit Angabe des Ablésungsbetrages, so-
fern die Bagatellgrenze dieses Gesetzes Uberschritten wird.

C) Erteilte Abweichungen nach § 67 BremLBO i.V.m. § 13.

Satz 3 stellt klar, dass bei Bauvorhaben, die der Genehmigungsfreistellung geméan § 62
BremLBO unterliegen und somit keiner Baugenehmigung bedurften, nur mégliche Zulas-
sungsentscheidungen nach 8§ 7 oder beantragte Abweichungen nach § 13 Gegenstand einer
isolierten bauordnungsrechtlichen Priifung sind. Ansonsten wird mangels Prifprogramm ent-
sprechend der Eigenverantwortung der Bauherrschaft bzw. der Entwurfsverfasserin oder des
Entwurfsverfassers nach § 52 Absatz 1 BremLBO die Richtigkeit der eingereichten Bauvorla-
gen unterstellt. Dies gilt auch fir das vereinfachte Baugenehmigungsverfahren nach § 63
BremLBO ohne bauordnungsrechtliche Prifung. Sofern keine offensichtlichen Fehler in den
Bauvorlagen erkennbar sind, ist lediglich der Erfullung des Mobilitatsbedarfs in der Bauge-
nehmigung festzustellen.

Zu 8 7 - Mobilitdtsmanagement

Die Vorschrift ist neu und wurde aus der bisher in 8 9 a.F. enthaltenen freiwilligen, innovati-
ven Mdglichkeit zur Aussetzung der Stellplatzverpflichtung durch Mobilitdtsmanagement auf
Grundlage der nunmehr seit 2013 vorliegenden Erfahrungen aus der Genehmigungspraxis
zu einer verpflichtenden Vorschrift weiterentwickelt.

Im April 2021 ist hierzu eine von der Firma team red Deutschland GmbH im Auftrag des Mo-
bilitatsressorts erstellte Studie zur Evaluation tber die Wirksamkeit von Mobilitatsmanage-
mentmalinahmen, die im Rahmen des 8§ 9 StellplOG-2012 umgesetzt wurden, der Offentlich-
keit vorgestellt worden®.

Die Studie kommt zu dem Ergebnis, dass sich die umgesetzten Malinahmen zur Reduzie-
rung des tatséchlichen Stellplatzbedarfs grundsétzlich als wirksam herausgestellt haben. Es
erscheint deshalb sachgerecht, Mobilitdtsmanagement nunmehr als verpflichtendes Instru-
ment im Rahmen dieser Neufassung des Mobilitats-Bau-Ortsgesetzes anteilig abgestuft un-
ter Beriicksichtigung der Gebietszoneneinteilung zu verankern.

Durch den nunmehr im Regelfall anteilig verpflichtenden Einsatz von Mobilitdtsmanagement
wird die Mobilitatspflicht damit nicht mehr - wie noch im StellplOG-2012 ausgefihrt - diesbe-
zuglich lediglich ,anteilig ausgesetzt, sondern es erfolgt eine Aufwertung zu einem vollwerti-

8 Vgl. die Studienergebnisse von der Firma team red Deutschland GmbH stehen unter
https://www.bauumwelt.bremen.de/wohnungsbau/planen_und_bauen/rechtsgrundlagen-3559
zum Download fur jedermann bereit (Stand 26.04.2021)
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gen Erfullungsinstrument im Sinne des § 6 Absatz 1 Nummer 1 und schafft mit der Neukon-
zeption fur die Bauherren einen deutlich verbesserten individuellen Anreiz, durch den Einsatz
von Mobilititsmanagementmafinahmen eine geringere Anzahl an Stellplatzen fir Kraftfahr-
zeuge real herstellen oder ablésen zu missen.

Absatz 1 legt in Satz 1 mit den Nummern 1 bis 3 fest, welche Anteile von dem nach 8§ 4
und 5 ermittelten Stellplatznormbedarf fur die Erfillung des vorhabenbezogenen Mobilitats-
bedarfs durch ein notwendiges Mobilitatsmanagement im Sinne von 8§ 86 Absatz 1 Nummer
4 Buchstabe b) BremLBO mit MafRnahmen nach Absatz 2 zu ersetzen sind:

Nach Nummer 1 in der Gebietszone | drei Viertel der Stellplatze fur Kraftfahrzeuge, dies ent-
spricht einem Faktor von 0,75 in Bezug auf den ermittelten Stellplatznormbedarf. Dieser
hohe Prozentanteil ist fir das innere Stadtgebiet gerechtfertigt, da dort im Gegenzug die Her-
stellung von Stellplatzen fir Kraftfahrzeuge nach § 6 Absatz 2 nur noch ausnahmsweise fir
zulassig erklart wird.

Nach Nummer 2 in der Gebietszone |l die Halfte der Stellplatze fur Kraftfahrzeuge, dies ent-
spricht einem von Faktor 0,5 in Bezug auf den ermittelten Stellplatznormbedarf. Der hélftige
Prozentanteil ist fur die innenstadtnahen Quartiere gerechtfertigt, da aufgrund der Bebau-
ungsdichte oftmals keine ausreichenden Flachen fir eine vollstdndige Realherstellung zur
Verfiigung stehen und insbesondere in diesen Teilen des Stadtgebietes eine bewusste Len-
kungswirkung zugunsten oOffentlicher Verkehrsmittel und alternativer Mobilitatsformen erzielt
werden soll, die in einigen Quartieren durch konsequente MaRnahmen einer offentlichen
Parkraumbewirtschaftung® flankiert wird. Siehe hierzu Kapitel 4 der Teilfortschreibung des
Verkehrsentwicklungsplanes zum Thema ,Parken in Quartieren®.

Nach Nummer 3 in der Gebietszone Il ein Viertel der Stellplatze fur Kraftfahrzeuge, dies
entspricht einem Faktor von 0,25 in Bezug auf den ermittelten Stellplatznormbedarf. Aller-
dings setzt die Verpflichtung fur notwendiges Mobilititsmanagement dort erst ein, soweit der
nach MalRRgabe dieses Gesetzes rechnerisch ermittelte Stellplatznormbedarf mindestens acht
Stellplatzeinheiten betrégt. Dieser in der Gebietszone 11l weitere, neben der gebietszonen-
Ubergreifend geltenden allgemeinen Einstiegsschwelle (Bagatellgrenze) des 8 5 Absatz 3, zu
ermittelnde Schwellenwert stellt auRerhalb inneren Stadtgebiets (Gebietszone 1) und der in-
nenstadtnahen Quartiere (Gebietszone Il) mit hoher Verdichtung eine wesentliche Erleichte-
rung fur kleinere und mittlere Bauvorhaben im von der stadtebaulichen Struktur sehr hetero-
genen im Ubrigen Stadtgebiet dar. Fir die Berechnung ist die Aufteilung eines zeitlich und
raumlich zusammenhangenden Bauvorhabens der gleichen Bauherrin oder des gleichen
Bauherrn in getrennte Bauvorhaben jedoch unzulassig, damit der Schwellenwert von acht
Stellplatzeinheiten nicht jeweils durch gesplittete Antrage bewusst unterlaufen wird.

Die nach Satz 1 jeweils notwendigen prozentualen Anteile an Mobilititsmanagement stehen
allesamt unter dem kompensatorischen Vorbehalt des § 10 Absatz 3, wonach es wahlweise
zulassig ist, diese Anteile an notwendigem Mobilitatsmanagement anteilig oder vollstandig
durch Abl6sung zu erfillen, sofern die geforderte Erfullungsquote sich vorhabenbezogen als
nicht zweckgerecht erweisen sollte oder die Bauherrin oder der Bauherr sich von der gesetz-
lich festgelegten Quote ,freikaufen” mochte.

Es ist fur die Bauherrschaft auch zulassig, freiwillig einen héheren prozentualen Anteil durch
Mobilitaitsmanagement zu leisten, wenn dieses vorhabenbezogen zweckmaliig erscheint.

Um der Heterogenitat der Gebietszone 1l ausreichend Rechnung zu tragen und die Bildung
weiterer Gebietszonen zu vermeiden, enthélt die Vorschrift in Satz 2 zwei weitere lagebezo-
gene ablesbare Rickausnahmen, in denen notwendiges Mobilititsmanagement fir die Bau-
herrschaft insbesondere in landlich gepragten Gebieten mit keiner oder unterdurchschnittli-
cher OPNV-ErschlieRung und langen Reisezeiten Richtung Innenstadt eine unverhaltnisma-
Rige Beschwer bedeuten wiirde und bei objektiver Betrachtung keine vergleichbare Alternati-

9 Siehe hierzu ausfuhrlich unter: https://www.bauumwelt.bremen.de/mobilitaet/verkehrsentwicklungs-
plan/fortschreibung_des_vep-343552
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ven zur Wahl eines Kraftfahrzeuges als Fortbewegungsmittel bestehen. Dies kann bei ver-
kehrlich typisierender Betrachtungsweise unterstellt werden flir Vorhabengrundstiicke, die in
den Ortsteilen Blockland, Strom, Seehausen, Werderland, im stadtbremischen Uberseeha-
fengebiet Bremerhaven oder im Auf3enbereich im Sinne von § 35 des Baugesetzbuches lie-
gen. Dabei soll jedoch nur auf grof3flachige AulRenbereichslage nach § 35 BauGB abgestellt
werden, wahrend ,kleinere* Auf3enbereichslagen im ansonsten zusammenhangend bebau-
ten Innenbereich nicht von der Privilegierung erfasst werden sollen.

Absatz 2 enthalt im Satz 1 einleitend die abstrakte Legaldefinition fir Mobilitatsmanage-
ment, welches im Sinne dieses Gesetzes demnach alle Mal3hahmen umfasst, die unter Be-
ricksichtigung der 6rtlichen Verkehrsverhaltnisse und der zu erwartenden Nutzung der bauli-
chen Anlage geeignet sind, den Bedarf an der Herstellung von Stellplatzen fur Kraftfahr-
zeuge dauerhaft zu reduzieren oder zu einer Verringerung des motorisierten Individualver-
kehrs beizutragen.

Die Satze 2 und 3 listen mit nicht abschlieRendem Aufzéhlungskatalog in Bezug auf die be-
griffliche Legaldefinition nach Satz 1 konkrete geeignete Mal3nahmen fur ein vorhabenbezo-
genes Mobilititsmanagement auf.

Satz 2 nennt diejenigen MaRnahmen, die jeweils bereits fur sich isoliert oder in Kombination
miteinander vorhabenbezogenen in dem erforderlichen Umfang zur Erfullung des anteiligen
Mobilitdtsbedarfs im Sinne des 8§ 6 auf Grundlage mindestens der notwendigen Stellplatzan-
teile nach Absatz 1 beitragen kdnnen. Dies sind

nach Nummer 1 die Zurverfiigungstellung von Zeitkartenkontingente fiir den Offentlichen
Personennah- und Fernverkehr nach Buchstabe a) oder Carsharing-Mitgliedschaften fur die
Nutzer der Anlage nach Buchstabe b),

nach Nummer 2 die Errichtung und Einbindung von Car-Sharing Stationen auf dem Bau-
grundstiick oder einem anderen geeigneten Grundstiick in der ndheren Umgebung oder

nach Nummer 3 die Errichtung von zusatzlichen Fahrradabstellplatzen, insbesondere mit
Ausstattungsmerkmalen nach § 9 Absatz 4.

Satz 3 zahlt diejenigen MaRnahmen auf, deren verkehrliche Entlastungswirkung allein als zu
gering eingeschétzt wird und deshalb nur in Kombination mit MaRnahmen nach Satz 2 er-
génzend zugelassen werden kdnnen, namlich

nach Nummer 1 die Einbindung von Lastenradsharing oder Bikesharing-Mitgliedschaften,
sowie weitere Sharing-Angebote, wie z. B. Elektro-Tretrollersharing fir die Nutzer der An-
lage,

nach Nummer 2 die Anschaffung und Zurverfiigungstellung von Lastenfahrradern, Fahrrad-
anhangern oder vergleichbare Angebote fur Nutzer der Anlage,

nach Nummer 3 die Einrichtung und der Betrieb einer Fahrradwerkstatt, welche typisierend
in allen Baugebieten nach der BauNVO als gebietsvertraglicher nicht stérenden Handwerks-
betrieb zumindest ausnahmsweise zugelassen werden kann. Die Fahrradwerkstatt ist mog-
lichst innerhalb der tGberbaubaren Grundsticksflache, welche Gegenstand des bauaufsichtli-
chen Verfahrens ist, vorzusehen, um bauplanungsrechtliche Nutzungskonflikte auf den nicht
Uberbaubaren Grundstticksflachen zu vermeiden. Sie bietet sich aber auch insbesondere fir
gebundelte Pooling-Losungen nach Absatz 3 an;

nach Nummer 4 die gebrauchsfertige Ausstattung von Ladeinfrastruktur fir Carsharing, E-
Lastenrader, E-Bikes und Pedelecs. Auf eine Aufnahme von Ladeinfrastruktur fur Elektro-
fahrzeuge im Eigenbesitz ist bewusst verzichtet worden, da hierdurch keine Reduzierung des
Kraftfahrzeugbestandes erfolgt.

Satz 4 weist darauf hin, dass die Kategorisierung der zulassigen Mobilitditsmanagementmali3-
nahmen nach Satz 2 und 3 entsprechend ihrer verkehrlichen Wirkung sich aus Anlage 3
ergibt.
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Im Rahmen der Erstellung des Gesetzentwurfs wurden zwei verschiedene Varianten der
maoglichen Bewertung von Mobilititsmanagementmalnahmen entwickelt:

1. Variante 1: Quantitative Bewertung nach verkehrlicher Wirkung (Mafinahme = Anteil
Stellplatz; Vertragswert # Abldsesumme)

2. Variante 2: Qualitative Bewertung fur verkehrliche Wirkung nach Abldseaquivalent
(MaRnahme Kategorienzuordnung; Ablésesumme = Vertragswert, Aquivalenzprinzip)

Bei jeder Variante besteht Bedarf nach einer qualifizierten Beratung der Bauherren durch die
fur das Mobilitdtsmanagement zustandigen Stelle, damit von dort vorhabenbezogene, sinn-
volle Entscheidungen bei der Auswahl der Mobilitatsangebote fir die jeweilige Zielgruppe ge-
troffen werden kdnnen.

Im Zuge dessen fand ein intensiver Austausch mit anderen Kommunen (Dresden, Nirnberg
und Bochum) sowie Beratungsunternehmen (team red Deutschland GmbH und Sweco
GmbH zur Stellplatzsatzung von Minchen und Frankfurt a. M.) hinsichtlich einer Bewertung
der Mobilitatsmanagementmalnahmen nach Stellplatzanteil vs. anderer Methoden (wie z. B.
die prozentuale Reduktion von der Stellplatzherstellungspflicht durch Mobilitdtsmanagement)
statt. Dieser gangige Ansatz in anderen Kommunen ist in Bremen jedoch von der Senatorin
fur Justiz als rechtlich bedenklich eingestuft worden. Alternativ ist von dort bereits der Ansatz
des Aquivalenzprinzips nach Variante 2 empfohlen worden.

Wahrend zunachst die Variante 1 mit einer verkehrlichen Bewertung nach Stellplatzanteilen
anhand einer Scoring-Tabelle favorisiert wurde, fand parallel zum Benchmarking auch eine
intensive Recherche zur Praktikabilitat dieses Ansatzes in der Umsetzung in den einzelnen
Genehmigungsverfahren statt.

Diverse Rechenbeispiele, die fur verschiedenste fiktive Bauobjekte durchgefiihrt wurden,
warfen jedoch zahlreiche Fragen auf (z. B. behordlicher Einfluss auf eine sinnvolle Mal3nah-
menkombination, Verfolgung der Malinahmen, Laufzeiten, Belastbarkeit der Bewertung,
Kosten der Umsetzung und Kommunikationsstrategien). Nach kritischer Prufung hat sich die
Erstellung einer an Stellplatzeinheiten orientierten Scoring-Tabelle bei vielen MaBhahmen
des Mobilitatsmanagements als zu ,,unscharf* und damit letztlich als nicht zielfihrend erwie-
sen, weshalb der Gesetzentwurf nunmehr aus folgenden Griinden auf der Variante 2 mit ei-
ner Bewertung nach Abldseéquivalent basiert:

a) Die Kosten fir die MaRnahmen sind fir die Bauherren transparent und es wird im
Grundsatz eine finanzielle Gleichbehandlung gegentber der alternativ méglichen Ablo-
sung sichergestellt. Da die Ablésesumme nicht vollstéandig erreicht werden muss (Ziel-
wert ca. 90 %), ist der wirtschaftliche Vorteil des Mobilitatsmanagements sowohl ge-
genuber der Realherstellung als auch der Abldsung auf einem Blick eindeutig und re-
duziert das Risiko, dass sich Bauherren von der Mobilitdtsmanagementpflicht umzuset-
zen, freikaufen”.

b)  Der Nachweis der Erflllung des Konzeptes ist vereinfacht, da nur Vertrage oder eine
Bankbiirgschaft vorgelegt werden missen. Eine Detail- und Malinahmenprifung bei
jedem Objekt vor Ort durch die Senatorin fur Klimaschutz, Umwelt, Mobilitat, Stadtent-
wicklung und Wohnungsbau (SKUMS) ist nicht erforderlich. Die Anzahl und der Um-
fang der Uberpriifung vor Ort kann flexibel gesteuert werden.

c) Dieser Ansatz dhnelt dem bisherigen Verfahren nach 8 9 StellplOG-2012 a.F. Der be-
reits vertraute Ansatz kann von Bauherren weitergefiihrt werden und bietet fir Objekte,
die bereits in der Planung sind, fur die aber noch keinen Bauantrag eingereicht wurde,
dennoch eine gewisse Planungssicherheit, wenn das MobBauOG perspektivisch im
Laufe des Jahres 2022 in Kraft tritt.

d) Gegenuber dem Verfahren nach verkehrlicher Wirkung bietet die Variante 2 auch mehr
Transparenz hinsichtlich der Fragen, welche MaRnahmen in Kombination geltend ge-
macht werden kénnen und wie diese ganzheitlicher zu bewerten sind (entsprechend
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der Anlage 3 zum MobBauOG nach Kategorien und ihrem verkehrlichen qualitativen
Wirkungsgrad).

e) Die Variante 2 lasst mehr Flexibilitdt zu, wenn sich die Detailplanung des Bauobjekts,
die Nutzergruppen oder die verfligbaren Anbieter im Verlaufe des Verfahrens oder der
Nutzung andern sollten (z. B. bei der Insolvenz eines Mobilitatsdienstleisters kénnen
bei der Variante 2 die verbleibenden Betrdge in andere Mal3nahmen investiert werden.
Ware die MalRnahme nach der Variante 1 bewertet worden, kbnnte nur ein identisches
Angebot geschaffen werden — dies ist nicht immer méglich). Demzufolge ist auch eine
behdrdliche Nachjustierung bei Variante 2 einfacher.

f) Die Malinahmen kdnnen zielgruppengerecht angepasst an den Bedarf individueller

Haushalte angeboten werden (z. B. sind nicht alle MaBhahmen fir alle Wohneinheiten
bzw. Zwecke eines Objektes sinnvoll: Bei der Variante 1 missten alle Angebote wie z.
B. Carsharing-Mitgliedschaften fur alle Wohneinheiten angeboten werden, beispiels-
weise bei einer Pflegeeinrichtung mdgen Carsharing-Mitgliedschaften nur fir wenige
Nutzerinnen oder Nutzer sinnvoll sein. Nur die Variante 2 ermdglicht, dass verfligbare
MalRnahmen angemessen an die diversen Nutzungsbedurfnisse der Mieter/Kaufer zu-
geschnitten und kumulativ angewendet werden kénnen.

g) Es kdnnen problemlos weitere/neue Mobilitatsmanagementmalnahmen aufgenommen
werden, ohne dass diesen ein konkreter Stellplatzanteil zugeordnet und bei jedem neu
auftretenden Mobilitatsangebot die Anlage 3 zum MobBauOG angepasst werden
muss.

Mit der im April 2021 veroffentlichten Studie von der Firma team red Deutschland GmbH zur
~Wirksamkeit der Mobilitdtskonzepte nach Bremer Stellplatzortsgesetz* wurde offensichtlich,
dass ein transparenter und einfacher Umgang mit der Bewertung der Mobilitatskonzepte flr
Investoren wichtig ist.

Es ist zu erwarten, dass eine qualitative Bewertung der Mobilititsmanagementmafnahmen
sowie eine klare Orientierung an einen ansonsten alternativ erforderlichen Ablésebetrag eine
hohere Transparenz fir Bauherren schafft und deshalb gegeniber einer rein quantitativen
Bewertung nach Variante 1 zu bevorzugen ist.

Entscheidend ist, dass die Bauherren im Rahmen des nach § 6 Absatz 4 erforderlichen Mo-
bilitdtsnachweises in einem lberzeugenden Konzept belastbare Rickschliisse auf die kon-
krete stellplatzmindernde Wirkung der jeweiligen Mal3nahme aufzeigen. Die Bewertung fallt
daher umso positiver aus, je langer die Laufzeit vereinbart wird.

Aus aktueller Sicht sollen die rechtlichen Anforderungen an das Mobilititsmanagement je-
doch nicht zu hoch angesetzt werden, um einen méglichst schlanken Vollzug zu gewahrleis-
ten. Insbesondere wird nicht erwogen, Reserveflachen fur eine ggf. spatere Realherstellung
zu verlangen und durch Baulast zu sichern oder eine alternativ mogliche Ablésung durch
Bankburgschaft abzusichern.

Bleibt der Kapitaleinsatz fur das Mobilititsmanagement jedoch bereits zum Zeitpunkt der An-
tragstellung wesentlich, d.h. mehr als 10 v. H. hinter dem Abléseaquivalent zurlick, kann die
fur das Mobilitatsmanagement zustandige Stelle nach Satz 8 eine anteilige Ablésung fordern,
sofern eine maf3nahmenbezogene Nachbesserung nicht méglich oder nicht zielfiihrend ist.

Satz 5 verdeutlicht den innovativen Charakter des Mobilititsmanagements, indem auch wei-
tere MalBnahmen zugelassen werden kdnnen, sofern im Rahmen eines Mobilitatskonzeptes
glaubhaft dargestellt wird, dass sich dadurch der Verzicht auf die Nutzung von Kraftfahrzeu-
gen oder der durch die Art der Nutzung verursachte Zu- und Abgangsverkehr dauerhaft ver-
ringert und deshalb die Herstellung ansonsten notwendiger Stellplatze fir Kraftfahrzeuge
entbehrlich wird.

Satz 6 stellt einschrénkend klar, dass ausschlief3lich vertragliche Regelungen zum Verzicht
auf die Nutzung von Kraftfahrzeugen unzulassig sind. Dies vor dem Hintergrund, dass solche
Vereinbarungen einen hohen abstrakten Regelungsaufwand erzeugen, der rechtlich nicht
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durchsetzbar ist, da es grundrechtlich niemandem verboten werden soll/kann, ein Kraftfahr-
zeug zu besitzen oder dieses zu benutzen. Auch dirfte eine notwendige Ubertragung sol-
cher Vereinbarungen auf mogliche Rechtsnachfolger rechtlich nicht haltbar sein. Uber die
rechtlichen Bedenken hinaus ist eine derartige Vollzugskontrolle durch die Bauaufsichtsbe-
horden nicht leistbar. Ebenso ist zu berticksichtigen, dass rein vertragliche Verzichtsregelun-
gen bei der Bauherrin oder beim Bauherren keinen finanziellen Aufwand erzeugen und somit
gegen den Gleichbehandlungsgrundsatz verstofRen wirden.

Satz 7 fuhrt zusammenfassend aus, dass samtliche Mobilititsmanagementmalnahmen mit-
einander kombinierbar und wahrend der Laufzeit durch ein Kommunikationskonzept fur die
Nutzerschaft der Anlage zu begleiten sind. Je nach Umfang des Mobilitdtskonzeptes kann
dieses entsprechend Anlage 3 anteilig auf die Erflllung des Mobilitatsbedarfs angerechnet
werden.

Satz 8 fordert, dass der Kapitaleinsatz fur MobilitatsmanagementmaRhahmen sich am an-
sonsten jeweils alternativ erforderlichen Ablésedquivalent nach § 10 Absatz 1 oder 2 orien-
tieren soll. Mit dieser Festlegung wird eine grundsatzliche finanzielle Gleichbehandlung des
Kapitaleinsatzes fur Mobilitatsmanagement und Abldsung hergestellt, zumal sich die Bauher-
ren nach § 6 Absatz 1i.V.m. 8 10 Absatz 3 vollstandig oder teilweise fur das Instrument der
Ablosung entscheiden kdnnen, wenn Mobilitatsmanagementmalnahmen als nicht zielfih-
rend eingestuft werden oder schlicht nicht gewollt sind (,,Freikauf*).

Die aufzuwendende Gesamtsumme fur das Mobilititsmanagement soll mindestens 90 Pro-
zent des nach § 10 alternativ notwendigen Ablésebetrages betragen. Ein finanzieller Abzug
von bis zu 10 Prozent ist aufgrund der gewlnschten politischen Lenkungswirkung vertretbar,
da im Vergleich zur alternativ aufzuwendenden Abldsesumme keine genauen ,finanziellen
Punktlandungen® erreicht werden kdénnen.

Durch die Orientierung am Abldsedquivalent wird zudem der fir das Mobilititsmanagement
zustandigen Stelle im Abstimmungsprozess mit der Bauherrin oder dem Bauherrn vorhaben-
bezogen ein gréRerer Spielraum hinsichtlich des jeweiligen Umfangs von Einzelmaf3hahmen
und sinnvoller Kombinationsmdglichkeiten im Sinne des Satzes 7 eingerdumt.

Liegt der fur die Umsetzung notwendige Kapitaleinsatz bei einem ansonsten zustimmungsfa-
higen Mobilitdtskonzept deutlich unter diesem Schwellenwert, so ist der Differenzbetrag bis
zu 90 Prozent der ansonsten erforderlichen Ablésesumme als Teilablésung im Sinne des

§ 10 zu entrichten.

Erfolgt eine freiwillige Erhéhung von Malinahmen des Mobilitatsmanagements tber die ver-
pflichtenden Anteile hinaus, ist davon auszugehen, dass die Ablésung im Vergleich zu dem
hierfir zu erbringenden Kapitaleinsatz aufgrund dieser Privilegierungsregelung immer unat-
traktiver wird.

Der bisherige Mindestsockel fur die Realherstellung oder Ablésung von 20 Prozent nach § 9
Absatz 2 a.F. ist - der neuen Gesetzessystematik folgend - im Umkehrschluss nicht tber-
nommen worden. Der bisherige Sockel ist auch deshalb entbehrlich, weil im Regelfall nicht
damit zu rechnen ist, dass die Bauherren den Stellplatznormbedarf ausschlief3lich, also zu
100 Prozent, durch Mobilitatsmanagement erfillen werden. Es ist vielmehr davon auszuge-
hen, dass der tatsachlichen Nachfrage entsprechend vorhabenbezogen weiterhin eine Min-
destzahl von Stellplatzen fur Kraftfahrzeuge fiir Bewohner, Beschaftigte, Besucher, Lieferan-
ten oder Menschen mit Behinderung als erforderlich angesehen und deshalb auch real her-
gestellt wird.

Absatz 3 knlpft an die ,Pooling-Moéglichkeit* in § 2 Absatz 5 Satz 4 des Kinderspielflachen-
ortsgesetzes vom 24. November 2020 (Brem.GBI. S. 1473) an, wonach es unter den Voraus-
setzungen dieses Gesetzes zulassig ist, den vorhabenbezogenen Mobilitatsbedarf verschie-
dener Bauvorhaben ganz oder teilweise durch gebindelte Mobilitatsmanagementmal3nah-
men zu erflllen. In Verknipfung mit § 8 Absatz 2 Satz 4 ist es damit moglich, sowohl die not-
wendigen oder ausnahmsweise zulassigen Stellplatze fur Kraftfahrzeuge verschiedener Bau-
vorhaben als auch gemeinschaftlich durchgefiihrte MobilitdtsmanagementmalRnahmen auf
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einem Grundstiick zusammengefasst nachzuweisen. Die Biindelung ist im Mobilitdtsnach-
weis nach 8 6 Absatz 4 mit Verkniipfung zu allen betroffenen Vorhaben zu dokumentieren.
Ein erganzender stadtebaulicher Vertrag zwischen den beteiligten Akteuren kann zur Absi-
cherung ebenfalls sinnvoll sein. Auf diese Weise kbnnen ,quartiersbezogene Mobilitdtsanker”
entstehen, wahrend auf anderen Baugrundstiicken inshesondere Stellplatzanlagen fur Kraft-
fahrzeuge verzichtbar werden und damit mehr ,unversiegelte* Flachen fur eine attraktive
Freiraumgestaltung erhalten bleibt.

Absatz 4 regelt die Abwicklung von Mobilititsmanagement im Rahmen der bauaufsichtlichen
Verfahren nach der BremLBO.

Satz 1 setzt eine diesbeziigliche Anzeigepflicht fest. Demnach sind geplante Mobilitatsma-
nagementmafinahmen mit Einreichung des Bauantrages durch die Bauherrin oder den Bau-
herren im Rahmen des nach § 6 Absatz 4 zu erstellenden vorhabenbezogenen Mobilitats-
nachweises nicht nur bei der unteren Bauaufsichtsbehorde einzureichen, sondern auch zeit-
gleich bei der fur das Mobilititsmanagement zustéandigen Stelle in Textform anzuzeigen.
Diese erhalt somit friihzeitig Kenntnis von dem geplanten Bauvorhaben und hat die Mdglich-
keit, der Bauherrschaft eine friihzeitige Zustimmung zu signalisieren oder zweckmafige An-
derungen rechtzeitig mit den beteiligten Akteuren abzustimmen. Sofern erforderlich kann so-
mit frihzeitig eine Anpassung der eingereichten Bauvorlagen erfolgen. Die Umgestaltung in
eine Anzeigepflicht ist somit verfahrensékonomisch sinnvoll, da sie in Verbindung mit der
perspektivischen Digitalisierung des bauaufsichtlichen Verfahrens den behérdlichen Abstim-
mungsprozess erleichtert.

Satz 2 legt fest, dass die untere Bauaufsichtsbehorde abschlieRend Uber die Zulassigkeit der
Mobilitatsmanagementmalnahmen nach Beteiligung der fir das Mobilititsmanagement zu-
standigen Stelle entsprechend § 69 Absatz 1 BremLBO entscheidet. Dadurch wird es mog-
lich, auch im weiteren Verfahrensverlauf, notwendige Umplanungen noch entsprechend be-
ricksichtigen zu kénnen. Im Rahmen des bauaufsichtlichen Verfahrens bittet die Bauauf-
sichtsbehdrde die fiir das Mobilitatsmanagement zustandige Stelle um eine fachliche Stel-
lungnahme, sofern diese von dort nicht bereits im Rahmen der durch die Anzeigepflicht aus-
gelosten Prifmdglichkeit erstellt und an die untere Bauaufsichtsbehdrde Gbermittelt wurde.
Diese fachliche Stellungnahme hat jedoch nicht den Charakter einer eigenstandigen Geneh-
migung, sondern wird analog dem erforderlichen Bericht eines Prifingenieurs Uber die
Brandschutzpriifung nach § 66 Absatz 4 BremLBO an die Bauaufsichtsbehdrde Ubermittelt,
die in diesem Fall unter Berticksichtigung der planungsrechtlichen Parameter abschlieRend
Uber die Zulassigkeit entscheidet und die Erfullung des Mobilitédtsbedarfs entsprechend § 6
Absatz 4 Satze 2 oder 3 in der Baugenehmigung oder mit isoliertem Bescheid feststellt.

Absatz 5 regelt anknupfend an 8 9 Absatz 3 a.F. die Durchfuhrungs- und Nachweispflicht
und stellt in Satz 1 ausdrticklich klar, dass die Verantwortung fur die Durchfihrung sowie
eine eventuelle Nachweispflicht fiir vorhabenbezogene Mobilitdtsmanagementmaflinahmen
eigenverantwortlich im Sinne des 8§ 52 Absatz 2 BremLBO der Eigentimerin oder dem Ei-
gentimer der baulichen Anlage obliegen. Sie sind jedoch im Innenverhaltnis berechtigt, ei-
gene Verpflichtungen auf die tatsachlichen Nutzer oder Betreiber der baulichen Anlage zu
Ubertragen, sofern dies entsprechend der Nutzung zweckmafig ist.

Satz 2 rdumt der fur das Mobilitdtsmanagement zustandigen Stelle das Recht ein, sich jeder-
zeit Erfillungsnachweise nach Satz 1 vorlegen zu lassen. Dies gilt insbesondere bei begriin-
deten Verdachtsfallen, dass festgelegte Mobilititsmanagementmalinahmen innerhalb der
vereinbarten Laufzeit nicht mehr vorgehalten werden. Dartber hinaus sind entsprechend

§ 58 Absatz 2 BremLBO auch stichprobenhafte Vor-Ort-Kontrollen zulassig.

Satz 3 verpflichtet die Eigentiimer, es der fir das Mobilitditsmanagement zustandigen Stelle
unverziglich anzuzeigen, wenn eine Malinahme des Mobilitdtsmanagements vorzeitig abge-
brochen wird, damit gemeinsam nach einer sinnvollen Alternatividsung gesucht werden
kann.

Die fur das Mobilitdtsmanagement zustandige Stelle setzt die Bauaufsicht Gber das Ergebnis
in Kenntnis, die mit Satz 4 deshalb das sanktionierende Recht erhélt, die Eigentimerin oder
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den Eigentimer zur Zahlung einer zumindest anteiligen Ablosung der Restverpflichtung nach
MalRgabe des dann gliltigen Ablosungsbetrages verpflichten kann. Die Abldsung ist ein deut-
lich milderes Mittel gegenuliber einer sonst nach § 79 Absatz 1 Satz 2 BremLBO erforderli-
chen Nutzungsuntersagung. Wird der vorzeitige Abbruch von Mobilitaitsmanagementmal-
nahmen der Bauaufsichtsbehérde nicht rechtzeitig mit entsprechenden Kompensationslosun-
gen angezeigt, handelt es sich hierbei entsprechend § 14 Nummer 1 um einen Ordnungswid-
rigkeitstatbestand.

Werden die zugelassenen MalRhahmen des Mobilititsmanagements hingegen Uber die ge-
samte Dauer einer nach § 6 Absatz 4 Satze 2 oder 3 festgelegten Laufzeit vorgehalten, gilt
die Pflicht zur Deckung des vorhabenbezogenen Mobilitdtsbedarfs im Sinne des 8§ 3 als er-
fullt. Dies regelt Satz 5.

8 8 - Herstellung von Stellplatzen fur Kraftfahrzeuge

§ 8 fasst die Anforderungen an Stellplatze fur Kraftfahrzeuge hinsichtlich der Lage nach § 5
a.F. sowie an die Beschaffenheit und Gestaltung nach 8§ 10 a.F. redaktionell gebindelt in ei-
ner Vorschrift zusammen.

Absatz 1 ist an 8 5 Absatz 1 a.F. angelehnt und bestimmt gleichlautend mit dem bisherigen
Recht, dass die Stellplatze fur Kraftfahrzeuge entweder auf dem Baugrundsttick oder nach
Absatz 2 in zumutbarer Entfernung auf einem anderen geeigneten Grundstiick herzustellen
sind. Die Bauherrin oder der Bauherr kdnnen zwischen beiden Alternativen frei wéhlen, wo-
bei auch die Bauaufsichtsbehdrde aus stadtebaulichen und verkehrlichen Griinden ein be-
stimmtes Grundstiick vorschlagen kann. Hierfiir bedarf es neben der dffentlich-rechtlichen
Sicherung nach Absatz 2 im Regelfall eines erganzenden stadtebaulichen Vertrages, um im
Hinblick auf bestehende Eigentumsverhaltnisse die konkrete Ausgestaltung der Stellplatzan-
lage, ggf. gekoppelt mit anderen Mobilitditsmanagementmalnahmen, auch im Rahmen von
moglichen Pooling-Lésungen nach Absatz 2 Satz 4 i.V.m. § 7 Absatz 3 festzulegen.

Absatz 2 Satze 1 und 2 konkretisieren laut 8 5 Absatz 2 a.F. die nach § 49 Absatz 1
BremLBO bestehende Mdglichkeit, Stellplatze fur Kraftfahrzeuge unter der Voraussetzung
einer offentlichen Sicherung der Benutzbarkeit durch Baulasteintrag nach 8§ 82 BremLBO auf
einem anderen Grundstiick in zumutbarer Entfernung vom Baugrundstiick herzustellen. Die
fuBlaufige Entfernung darf von der Grundstiicksgrenze aus gerechnet

nach Buchstabe a) bei notwendigen gewerblichen Stellplatzen fir Kraftfahrzeuge in allen
Gebietszonen und ausnahmsweise zulassigen Stellplatzen fur Kraftfahrzeuge fur Wohnungs-
bauvorhaben in der Gebietszone | hochstens 500 Meter und

nach Buchstabe b) bei notwendigen Stellplatzen fir Kraftfahrzeuge flir Wohnungsbauvorha-
ben in den Gebietszonen Il und Il héchstens 300 Meter

betragen.

In der perspektivisch anzustrebenden ,autofreien Innenstadt” wird die maximale Entfernung
der Stellplatze fir Kraftfahrzeuge von 200 Metern auf 500 Meter erweitert, um die Mdglich-
keit zu schaffen, eine ausnahmsweise Zulassigkeit von Stellpléatzen fir Kraftfahrzeuge auch
an etwas entfernterer Stelle (z. B. in vorhandenen Parkgaragen) rechtskonform nachweisen
zu koénnen.

Im Gegensatz zum StellplOG-2012 wird die fir die Gebietszone Il und Il bei Wohnungsbau-
vorhaben zulassige Entfernung von 200 Metern zur Grundstiicksgrenze des pflichtigen
Grundstiicks mittlerweile als zu knapp bemessen angesehen und soll deshalb auf 300 Meter
angehoben werden. Dies entspricht in grol3en Teilen des Stadtgebiestes auch der durch-
schnittlichen fuRlaufigen Entfernung zur nachsten OPNV-Haltestelle und erhoht gleichzeitig
die Attraktivitat fir Pooling-Mdglichkeiten nach § 7 Absatz 3.
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Die Erfahrung aus der Genehmigungspraxis hat ergeben, dass weitere Entfernungen des
Kraftfahrzeugstellplatzes zum Bauvorhaben im Regelfall nicht mehr zumutbar sind und des-
halb dazu fihren, dass weiter vom Baugrundstiick entfernte notwendigen Stellplatze fur
Kraftfahrzeuge nicht angenommen werden. Im Ausnahmefall kbnnen weitere Entfernungen
jedoch Uber eine Abweichung nach § 13 Absatz 2 Nummer 3 zugelassen werden.

Satz 3 entspricht unverandert 8 5 Absatz 2 Satz 3 a.F. und stellt durch den gegeniiber der
unteren Bauaufsichtsbehdrde in allen Verfahren zu erbringenden Nachweis sicher, dass die
erforderliche 6ffentlich-rechtliche Sicherung auch bei den Bauvorhaben vorzunehmen ist, bei
denen die Erfullung des Mobilitatsbedarfs nicht zum Prifumfang eines Baugenehmigungs-
verfahrens gehort.

Satz 4 ist neu und ermoglicht es im Sinne von anzustrebenden ,gemeinschaftlichen Pooling-
Lésungen®, die erforderlichen Stellplatze fir Kraftfahrzeuge verschiedener Bauvorhaben auf
einem Grundstiick zusammengefasst nachzuweisen. Eine Koppelung einer gemeinschattlich
genutzten Stellplatzanlage mit ebenfalls gemeinschaftlich durchgefiihrten Mobilitditsmanage-
mentmaflnahmen nach § 7 Absatz 3 ist mdglich, um auf diese Weise ,quartiersbezogene
Mobilitdtsanker” entstehen zu lassen.

Die Abséatze 3 bis 8 regeln die Anforderungen an die Beschaffenheit und Gestaltung von
Stellplatzen fur Kraftfahrzeuge und sind im Wesentlichen unverandert aus § 10 StellplOG-
2012 a.F. ibernommen worden.

Absatz 3 Satz 1 stellt entsprechend § 10 Absatz 1 a.F. klar, dass Stellplatze fir Kraftfahrzeuge
ohne Uberquerung anderer Stellplatze ungehindert erreichbar sein miissen. ,Gefangene Stell-
platze fur Kraftfahrzeuge® sind allerdings abweichend von Satz 1 bei Wohngebauden der Ge-
baudeklasse 1 und 2 mit nicht mehr als 2 Wohnungen nach Satz 2 zulassig, weil bei diesen
Bauvorhaben unterstellt wird, dass die Benutzung der Stellplatze fur Kraftfahrzeuge so orga-
nisiert werden kann, dass die Benutzbarkeit ,gefangener Stellplatze fir Kraftfahrzeuge* aus-
reichend sichergestellt wird. Ein expliziter Verweis auf die verkehrssichere Benutzbarkeit von
Stellplatzen fur Kraftfahrzeuge ist an dieser Stelle entbehrlich, weil die grundsétzliche Ver-
kehrssicherheit baulicher Anlagen bereits durch 8 16 BremLBO gefordert wird und der mdg-
lichst kurze Fahrweg sowie eine direkte Anfahrbarkeit ein Anliegen ist, das jede vernlnftige
Bauherrin oder jeder verniinftige Bauherr aus eigenem Interesse berlicksichtigt, sofern nicht
besondere Grundstiicksverhéltnisse vorliegen.

Absatz 4 entspricht redaktionell angepasst § 10 Absatz 2 a.F. und regelt die Anforderungen
an notwendige Stellplatze fur Kraftfahrzeuge fiir Menschen mit Behinderungen. Diese Stell-
platze fir Kraftfahrzeuge sind hinsichtlich ihrer Erforderlichkeit im Rahmen der prozentual
verbleibenden Wabhlfreiheit zwischen Realherstellung und Ablésung mit Prioritat herzustellen
und in der neuen Gebietszone | (inneres Stadtgebiet) im Rahmen des nach § 13 Absatz 2
Nummer 2 Buchstabe b) bb) eingerdaumten Ausnahmeermessens im besonderen Malie be-
zuglich ihrer vorhabenbezogenen Notwendigkeit nach Art der Nutzung zu wurdigen.

Nach Satz 1 wird der bisherige Grundsatz des StellplOG-2012 beibehalten, dass von dem
nach 88 4 und 5 ermittelten Stellplatznormbedarf 4 v. H. der Stellplatze fur Kraftfahrzeuge fur
Menschen mit Behinderungen auf dem Baugrundstiick herzustellen und zu reservieren sind.
Der Prozentsatz ist gegentber dem bisherigen Recht um 1 v. H. angehoben worden, um un-
ter Beriicksichtigung der UN-Behindertenrechtskonvention den Belangen von Menschen mit
Behinderungen pauschaliert in verbessertem Mal3e Rechnung zu tragen. Unter Berticksichti-
gung rechnerischer Rundungsregeln fihrt dies dazu, dass nunmehr bereits ab dem 13. not-
wendigen Stellplatz ein Stellplatz fur Kraftfahrzeuge fir Menschen mit Behinderungen erfor-
derlich wird (13/100 x 4 = 0,52). Nach dem StellplOG-2012 war dies erst ab dem 17. Stell-
platz der Fall. Der Mindestbedarf von einem Stellplatz wird entsprechend dem bisherigen
Recht nur bei Wohngebauden mit barrierefreien Wohnungen nach § 50 Absatz 1 BremLBO
bestimmt. Da die barrierefreie Erreichbarkeit von notwendigen Stellplatzen fir Kraftfahrzeuge
fur Menschen mit Behinderungen die logische Voraussetzung fur die zweckentsprechende
Nutzbarkeit ist, wird eine entsprechende Kennzeichnung und eine Herstellung nach Maf3-
gabe der gemanR § 85 Absatz 5 BremLBO als Technische Baubestimmungen eingefihrten

Seite 34



Begriindung zum Mobilitats-Bau-Ortsgesetz fir die Stadtgemeinde Bremen

technischen Regeln gefordert. Auf konkrete bauliche Anforderungen zur Barrierefreiheit wird
im Mobilitatsbauortsgesetz bewusst verzichtet, da sich die notwendigen Konkretisierungen
aus der DIN 18040 ergeben, die tiber die BremVVTB insoweit unveréndert als Technische
Baubestimmung eingefihrt worden ist.

Satz 2 eroffnet die unveranderte Moglichkeit, anlagenbezogen die Zahl der Stellplatze fur
Kraftfahrzeuge fiir Menschen mit Behinderungen zu erhéhen, wenn die Anlage erfahrungs-
gemal von einer grolieren Anzahl von Menschen mit Behinderungen besucht wird. Diese
Regelung stellt den erhéhten Stellplatzbedarf fur Kraftfahrzeuge insbesondere fir solche
Bauvorhaben sicher, die nach dem abschlieBenden Katalog des 8§ 2 Absatz 4 BremLBO
keine Sonderbauten sind (z. B. Arztpraxen) und fur die deshalb auf der Grundlage des § 51
BremLBO keine besonderen Anforderungen hinsichtlich der barrierefreien Nutzbarkeit ge-
stellt werden kdnnen. Dies gilt auch fur Wohnungsbauvorhaben, sofern dort ein erhdhter Be-
darf an barrierefreien Stellplatzen fur Kraftfahrzeuge besteht.

Satz 3 stellt klar, dass bei Sonderbauten bereits nach 8 51 Nummer 15 und 16 BremLBO un-
ter Berlicksichtigung ihrer besonderen Zweckbestimmung weitergehende Anforderungen hin-
sichtlich der barrierefreien Nutzbarkeit von Stellplatzen fir Kraftfahrzeuge und deren Anzahl
gestellt werden kénnen. Andererseits ist in der Gebietszone | der Ausnahmevorbehalt nach

§ 6 Absatz 2 zu berilcksichtigen, was im Einzelfall dazu flihren kann, dass z. B. bei Bauvor-
haben in FuRBgéangerzonen die erforderliche Abweichung auch fiir die ausnahmsweise Her-
stellung von Stellplatzen fir Kraftfahrzeuge fir Menschen mit Behinderungen nicht erteilt
wird.

Absatz 5 Gbernimmt die in 8§ 10 Absatz 3 a.F. enthaltene Anforderung, dass samtliche Stell-
platze fir Kraftfahrzeuge so angeordnet und hergestellt werden missen, dass sie die Anlage
von nach § 8 Absatz 3 BremLBO erforderlichen privaten, hausnahen Kinderspielplatzen auf
dem Baugrundstiick nicht verhindern. Die Regelung korrespondiert mit § 1 Absatz 3 des Kin-
derspielflachenortsgesetzes (KSpOG) und soll hinsichtlich der Standortwahl nach § 2 Absatz
3 KSpOG Gefahrdungen und erhebliche Belastigungen bei der Nutzung der Kinderspiel-
platze vermeiden. Durch diesen Steuerungsmechanismus wird der Schaffung von privaten
Kinderspielflachen den Vorrang gegeniber der Herstellung von Stellplatzen fir Kraftfahr-
zeuge eingeraumt, wenn auf einem Baugrundstiick fir die Erfullung dieser beiden gesetzli-
chen Verpflichtungen nicht gentigend Flache vorhanden ist. Gleichzeitig wird durch den nach
8 7 Absatz 1 verpflichtend umzusetzenden Stellplatzanteil von Mobilititsmanagement oder
einer Ablésung nach § 10 die Anzahl der real herzustellenden Stellplatze fur Kraftfahrzeuge
verringert, was auf dem Baugrundstiick die Flachenverfiigbarkeit zur Herstellung der Kinder-
spielflache aber auch zur Umsetzung einer natirlichen Freiflachengestaltung im Sinne des

§ 8 Absatz 1 und 2 BremLBO erhoht.

Absatz 6 Ubernimmt die Klarstellungen aus 8§ 10 Absatz 3 Satz 2 und 3 a.F. Satz 1 enthalt
unverandert das grundsatzliche Verbot, einer zweckfremden Nutzung notwendiger Stell-
platze fir Kraftfahrzeuge. Satz 2 nennt gegeniiber dem bisherigen Recht ausgeweitete Aus-
nahmetatbestdnde von Nutzungen, die nicht als zweckentfremdend im Sinne des Satzes 1
eingestuft werden:

Nach Nummer 1 wie bisher das Abstellen von Fahrradern aller Art und deren Zubehoér, um
im Einzelfall flexibel auf einen evtl. Mehrbedarf an Fahrradabstellméglichkeiten reagieren zu
kénnen,

nach Nummer 2 neu die Nutzung als betriebener Carsharing-Stellplatz,
nach Nummer 3 neu die Nutzung als Ladestation fur Elektromobilitat

nach Nummer 4 neu die Einrichtung einer Mobilitatsstation und

nach Nummer 5 neu die Vermietung von Stellplatzen an andere Personen.

Die Stellplatznutzungen nach den Nummern 2 bis 5 sind als gewerbliche Nebenleistungen
untergeordneten Umfangs in allen Baugebieten zulassig, da zum Anwendungsbereich des
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8§12 BauNVO auch alle privaten bauliche Anlagen fir den ruhenden Verkehr auf den Bau-
grundstiicken der Baugebiete gehdren. Dies schlief3t auch die Mdglichkeit ein, ein Baugrund-
stuck ausschlief3lich zu gebundelten Abstellzwecken im Sinne des Absatzes 2 Satz 4 zu nut-
zen und mit Mobilitditsmanagementmalnahmen im Sinne des 8§ 7 Absatzes 3 zu kombinie-
ren.

Da § 12 Absatz 2 BauNVO bestimmt, dass Stellplatze und Garagen in Kleinsiedlungsgebie-
ten, reinen Wohngebieten und allgemeinen Wohngebieten sowie Sondergebieten, die der Er-
holung dienen, nur fur den durch die zugelassene Nutzung verursachten Bedarf zulassig
sind, gilt fur die Ubrigen, nichtin § 12 Absatz 2 BauNVO genannten Baugebiete, dass dort
Stellplatze und Garagen fiir jeglichen Bedarf und in jeglicher GréRRe zuléassig sind. Ist in den
nicht § 12 Absatz 2 BauNVO genannten Gebieten eine funktionale Zuordnung zu einer
Hauptnutzung nicht erforderlich, kdnnen in diesen Gebieten auch Einstellplatze gewerblich
betrieben werden, selbst wenn diese Nutzung als Gewerbebetrieb an sich nicht genehmi-
gungsfahig ware. Allein der Umstand, dass ein privater Park- oder Garagenplatz nach Num-
mer 5 vom Eigentiimer an einen Dritten vermietet wird, fihrt dies nicht zur Annahme eines
Gewerbebetriebs.

Gewerbliche Nebenleistungen untergeordneten Umfangs, wie etwa die Bewachung der ab-
gestellten Fahrzeuge, die Wagenpflege, die Abgabe von Treibstoff und kleinere Reparaturen,
bertihren die Nutzungsart Stellplatz/Garage im Sinne des § 12 Absatz 2 BauNVO nicht,
wenn die Leistungen nach Ausmalf und stadtebaulichen Auswirkungen tatsachlich nur als
geringfligige Nebendienste zu bewerten sind und dem Gebietscharakter nicht widerspre-
chen. Diese Aussagen lassen sich sinngeman auch auf eine Car-Sharing-Station nach Num-
mer 2, Ladestationen fur Elektromobilitdt nach Nummer 3 oder Mobilitatsstationen nach
Nummer 4 Ubertragen, die ebenfalls eine stationsentsprechende Ausstattung des Betreibers
bendtigen.

Absatz 7 Gbernimmt redaktionell gestrafft die Anforderungen an eine ,Pflanzpflicht“ nach

§ 10 Absatz 4 StellplOG-2012, die auch fiir nicht notwendige, also freiwillig hergestellte Stell-
platze fur Kraftfahrzeuge gelten und auf der Ermachtigungsgrundlage des 8§ 86 Absatz 1
Nummer 5 BremLBO beruhen.

Satz 1 enthélt die gegenliber dem bisherigen Recht um zwei Stellplatze abgesenkte Ver-
pflichtung, je vier oberirdischer Stellplatze fur Kraftfahrzeuge mindestens einen geeigneten
Laubbaum zu pflanzen. Die Einstiegsschwelle wird gegentiber dem bisherigen Recht eben-
falls um einen Stellplatz abgesenkt und setzt nun bereits ein, wenn auf einem Baugrundsttick
mehr als vier zusammenhéngende Stellplatze geschaffen werden. Anderseits wird die Ver-
pflichtung nur auf oberirdische Stellplatze fur Kraftfahrzeuge bezogen, die bei Tiefgaragen-
stellplatzen unterstellt wird, dass diese im Regelfall durch das Hauptgeb&aude tberbaut sind
und daher keine zusatzliche Bodenversiegelung stattfindet.

In der Vorschrift entfallt die bisherige zusatzliche Anforderung eines ,grof3kronigen” Laub-
baumes, da die bisherige Genehmigungspraxis zu der Erkenntnis gefuhrt hat, dass es genu-
gend Bauvorhaben mit nur kleineren Stellplatzflachen gibt und dort groBkronige B&aume nicht
standortgerecht gepflanzt werden kdnnen.

Die gestalterische Anforderung in Satz 2, wonach die Pflanzorte so zu wéhlen sind, dass
durch die Baume der Eindruck einer grof3en, befestigten Grundstiicksflache abgemildert
wird, entspricht unverandert 8§ 10 Absatz 4 Satz 2 StellplOG-2012 a.F.

Satz 3 fasst die Anforderungen des 8§ 10 Absatz 4 Sétze 4 und 5 a.F. inhaltlich zusammen
und verpflichtet die Bauherren zu einer entsprechend den anerkannten Regeln der Technik
fachgerechten Pflanzung (z. B. durch Beauftragung einer Fachfirma des Garten- und Land-
schaftsbaus) und Unterhaltung der Baume sowie zu einer Neupflanzung bei Verlust. Hieraus
ergibt sich, dass eine Beseitigung der Baume nicht zuldssig ist.

Die bisher in § 10 Absatz 4 Satz 3 a.F. enthaltenen konkreten Anforderungen an die Bepflan-
zung sowie den Schutz dieser Baume sind nicht tbernommen worden, da in Satz 3 der Hin-
weis auf die anerkannten Regeln der Technik ibernommen wurde, um damit dynamisch auf
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rechtsaktuelle Anpassungen der einschlagigen Technischen Regelwerke reagieren zu kén-
nen.

Als anerkannte Regeln der Technik sind fir die praktische Umsetzung der Vorschrift diesbe-
zuglich zu beachten:

1. Die Richtlinie der Forschungsgesellschaft Landschaftsentwicklung und Landschaftsbau
e. V. (FLL) ,Empfehlungen fur Baumpflanzungen, Teil 2: Standortvorbereitungen fur
Neupflanzungen, Pflanzgruben und Wurzelraumerweiterung, Bauweisen und Sub-
strate” in der jeweils aktuellen Fassung (derzeit giltig ist die Ausgabe 2010).

2. Fur die Pflanzgrubenbauweise 1 — offene, nicht Gberbaute Pflanzgrube (FLL-Richtlinie,
Seite 24) ergibt sich eine offene Baumscheibe von mindestens 8 m2 Flache. Diese
Baumscheibengréfe ergibt sich aus der MindestgréfRe der Pflanzgrube von 12 m3 so-
wie einer Mindesttiefe von 1,50 m. Kann die Mindestgré3e von 8 m2 Flache fur eine of-
fene Baumscheibe nicht eingehalten werden, ist im Regelfall die Pflanzgrubenbau-
weise 2 — Uberbaute Pflanzgrube anzuwenden.

3. Fur die Lieferung der zu pflanzenden Baume gelten die TL-Baumschulpflanzen (Tech-
nischen Lieferbedingungen) in der jeweils aktuellen Fassung (derzeit gultig ist die Aus-
gabe 2020). Als Mindeststandard fiir die Pflanzqualitat wird ein Hochstamm in der Sor-
tierung Hochstamm 3 x verpflanzt, mit Drahtballen, Stammumfang 18-20, Stammhd&he
mindestens 200 cm (H. 3xv. mDB. StU 18-20) empfohlen.

Absatz 8 Satz 1 entspricht unverandert 8 5 Absatz 3 a.F. und stellt klar, dass notwendige
Stellplatze fur Kraftfahrzeuge spatestens zum Zeitpunkt der Anzeige der Nutzungsaufnahme
der baulichen Anlage nach 8§ 81 Absatz 2 BremLBO hergestellt sein missen. Anderenfalls ist
eine entsprechende Blrgschaft in Héhe des alternativ moglichen Ablésungsbetrages zu hin-
terlegen.

Satz 2 enthdalt den Kklarstellenden Hinweis, dass - sofern erforderlich - bei der Herstellung o-
der Anderung von Stellplatzanlagen die erganzenden Anforderungen des Gesetzes zur
Elektromobilitatsinfrastruktur (GEIG) vom 18. Méarz 2021 (BGBL. | Nr. 11, S. 354) zu beach-
ten sind, welches nach Verkiindung im Bundesgesetzblatt am 25. Méarz 2021 in Kraft getre-
ten ist. Das GEIG setzt die Vorgaben der Richtlinie (EU) 2018/844 vom 30. Mai 2018 zur
Anderung der Richtlinie 2010/31/EU (iber die Gesamtenergieeffizienz von Gebauden und der
Richtlinie 2012/27/EU Uber Energieeffizienz (EU-Geb&uderichtlinie) um und fordert, dass
Bauherren und Eigentiimer fir Stellplatzanlagen, die sich in oder an Gebauden befinden,
auch Ladepunkte und die Leitungsinfrastruktur fir Elektrofahrzeuge vorsehen.

8 9 - Herstellung von Fahrradabstellplatzen

8 9 fasst die Anforderungen an Fahrradabstellpléatze hinsichtlich der Lage nach § 5 a.F. so-
wie an die Beschaffenheit nach § 11 a.F. redaktionell gebundelt in einer Vorschrift zusam-
men.

Wie zur Ermittlung des Stellplatznormbedarfs zu 8 4 Absatz 1 ausgefiihrt, ist auch die Anzahl
der notwendigen Fahrradabstellplatze als abstrakt typisierend ohne weitere Differenzierung
der Anzahl zwischen Bewohnern, Besuchern, Beschéftigten oder sonstigen Nutzern anzuse-
hen, da die diesbeziglich ,vorhabeninterne“ Verteilung der notwendigen Fahrradabstell-
platze je nach Art der Nutzung sehr unterschiedlich ausfallen kann. Im Ergebnis wird Ent-
scheidung Uber eine sinnvolle nutzerbezogene Aufteilung der Fahrradabstellplatze auf dem
Baugrundstiick den Bauherren (iberlassen. Die Uberpriifung der Einhaltung der gesetzlichen
Anforderungen an die Lage und Ausstattung ist jedoch ein bauordnungsrechtliches Anliegen
im Hinblick auf die ,Ordnung des ruhenden Verkehrs* auf dem Baugrundstick.

10 https://www.bmwi.de/Redaktion/DE/Artikel/Service/Gesetzesvorhaben/gebaeude-elektromobili-
taetsinfrastruktur-gesetz.html
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Absatz 1 konkretisiert in Anlehnung an 8 11 Absatz 1 a.F. die Lage von notwendigen Fahr-
radabstellplatzen. Diese sind nach Satz 1 gemal § 48 Absatz 2 Satz 1 BremLBO in der bau-
lichen Anlage oder auf dem Baugrundstiick in unmittelbarer Néhe des Eingangsbereichs
zum Hauptgeb&aude herzustellen.

Satz 2 fordert unverandert entsprechend 8 11 Absatz 1 Satz 2 a.F., dass samtliche notwen-
digen Fahrradabstellplatze von der 6ffentlichen Verkehrsflache aus ebenerdig oder tiber
Rampen verkehrssicher und leicht erreichbar sein missen.

Auf die Konkretisierung einer maximal zulassigen Rampenneigung wurde im Gesetzentwurf
bewusst verzichtet, weil eine generelle Vorgabe entweder den unterschiedlichen Verhaltnis-
sen des Einzelfalles nicht gerecht wird oder nicht erforderlich ist. Sofern die Rampe in Ver-
bindung mit einer Tiefgaragenzufahrt (maximal 15 Prozent Steigung gemaf der in Bremen
nach § 85 BremLBO als Technische Baubestimmungen eingefihrten Muster-Garagenverord-
nung) oder in Verbindung mit Vorschriften zum barrierefreien Bauen (maximal 6 Prozent
Steigung gemaf DIN 18040-1) erstellt wird, ist eine Konkretisierung nicht erforderlich.

Problematisch sind Vorgaben zur Rampenneigung immer dann, wenn diese in Verbindung
mit Treppen erstellt werden, die nach DIN 18065 eine Steigung von bis zu 40 Prozent

(36 Grad) haben durfen. Als Orientierungshilfe fir den Einzelfall kann hier ergénzend die
Vorgabe der Deutschen Gesetzlichen Unfallversicherung (BGI/ GUV-1-561) herangezogen
werden, die festlegt, dass ,Fahrradrampen mit Stufen in Schulen eine Neigung zwischen
10 Prozent und maximal 25 Prozent haben sollen.!

Da viele Gebaude jedoch entweder tber die Vorschriften zum barrierefreien Bauen oder un-
mittelbar Uber die Aufzugsverpflichtung nach 8 39 BremLBO Uber Aufzugsanlagen verfugen,
die tblicherweise auch Fahrradabstellraume im Kellergeschoss erschlieRen, sind Fahrrad-
rampen an Treppen haufig nicht erforderlich.

Die unveranderten Anforderungen an die Sicherheit in Satz 3 sind durch gute Einsehbarkeit
und Beleuchtung umzusetzen. Die Vorschrift dient damit sowohl dem Schutz der Nutzer-
schaft selbst als auch dem Eigentumsschutz.

Absatz 2 fasst die bisher in 8 5 Absatz 2 a.F. normierten Anforderungen an eine Herstellung
den notwendigen Fahrradabstellplatzen auf einem anderen Baugrundstiick Ubersichtlich zu-
sammen, welche kumulativ vorliegen missen.

Ob die nachfolgenden Tatbestandsvoraussetzungen nach den Nummern 1 bis 3 fiir eine
ausnahmsweise Zulassigkeit der Herstellung den notwendigen Fahrradabstellplatzen auf ei-
nem anderen Grundstick erfillt sind, ist tber eine Abweichung nach § 67 BremLBO i.V.m.
§ 13 Absatz 2 Nummer 6 durch die untere Bauaufsichtsbehdrde zu entscheiden.

Nach Nummer 1 muss die tatséachliche Herstellung notwendiger Fahrradabstellplatze auf
dem Baugrundstiick im Sinne des Absatzes 1 nicht oder nur unter gro3en Schwierigkeiten
maoglich sein. Ein solcher konkurrierende Fall lage z. B. vor, wenn unter Berticksichtigung
von § 9 Absatz 5i.V.m § 8 Absatz 5 sowohl die Herstellung der notwendigen Fahrradabstell-
platze neben der Herstellung von hausnahen privaten Kinderspielflachen auf dem Baugrund-
stiick entsprechend der gesetzlichen Vorschriften jeweils mit Prioritat umzusetzen ist. Bei
Flachenknappheit kann demnach der mdglichst hausnahen Kinderspielflache Vorrang einge-
raumt werden, wohingegen die Herstellung von notwendigen Fahrradabstellplatzen auch
»hachrangig” auf einem anderen nahen gelegenen Baugrundstiick zugelassen werden kann.

Nach Nummer 2 darf in Anlehnung an 8§ 5 Absatz 2 Satz 2 a.F. die fu3laufige Entfernung
von der Grundsticksgrenze des pflichtigen Baugrundstiickes in allen Gebietszonen hdchs-
tens 100 Meter betragen, wobei die maximal zuldssige Entfernung von 60 auf 100 Meter er-
weitert wurde. Noch weitere Entfernungen werden als nicht zweckméaRig angesehen, da sie
bei fehlender Akzeptanz der Nutzer ein ,unkontrollierbares* Abstellen von Fahrradern im 6f-
fentlichen Verkehrsraum verursachen wirden.

11 DGUV, BGI/ GUV-I-561, Information Treppen, S. 22 (4.5), April 1991 aktualisierte Fassung Juli 2010
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Nach Nummer 3 muss das andere Baugrundstiick fur diesen Zweck entsprechend durch
Baulasteintragung 6ffentlich-rechtlich gesichert sein. Die Vorgaben des § 8 Absatz 2 Satze 2
bis 4 fur Stellplatze fur Kraftfahrzeuge sind hier analog anzuwenden. Sofern im Rahmen der
Prufung des Abweichungsantrages den Voraussetzungen nach 8§ 9 Absatz 2 Nummer 1

und 2 zugestimmt wird, ist die beantragte 6ffentlich-rechtliche Sicherung zu veranlassen, die
Eintragung im Baulastverzeichnis muss bei Erteilung der Abweichung noch nicht erfolgt, aber
beantragt sein.

Die Abséatze 3 bis 5 entsprechen materiell und redaktionell angepasst § 11 Abséatze 2 bis 4
a.F.

Absatz 3 konkretisiert inhaltlich unverandert die Beschaffenheit von notwendigen Fahrradab-
stellplatzen.

Satz 1 greift mit den Nummern 1 bis 4 die Mindestanforderungen an den einzelnen Fahr-
radabstellplatz unter den Aspekten der Zugénglichkeit, GroRe der Abstellflaiche, Sicherheit
und Standsicherheit auf.

Bei Wohngebauden ist nach Satz 2 wegen des begrenzten Nutzerkreises der Abstellrdume
eine AnschlieBmadglichkeit entbehrlich und der Verzicht auf Anlehnbiigel ermdglicht es, auch
ohne Abweichung nach 8§ 13 andere Fahrradabstellsystemen errichten zu durfen (z. B. Hoch-
parker).

Die bisher in § 11 Absatz 2 Satz 3 StellplOG-2012 enthaltene Anforderung, Fahrradabstell-
raume fur Wohngeb&ude mit Steckdosen zum Aufladen von Pedelecs auszustatten, ist ge-
strichen worden, da diese Anforderung in der Regel keinen zusatzlichen baulichen Aufwand
erfordert, da abgeschlossene Raume Ublicherweise auch mit einer Stromquelle versehen
sind und das Laden der Fahrrad-Akkus Ublicherweise in den Wohnungen und nicht in den
nach § 48 Absatz 2 BremLBO erforderlichen Abstellrdumen erfolgt. Eine zusatzliche Ausstat-
tung mit Ladeinfrastruktur wird stattdessen in die Anlage 3 als freiwillige bauliche Mobilitats-
managementmalnahme Uberfuhrt.

Absatz 4 soll entsprechend dem StellplOG-2012 die Attraktivitat groéRerer notwendiger Fahr-
radabstellanlagen mit dem Ziel erhéhen, die Fahrradnutzung weiter zu fordern.

Satz 1 setzt deshalb den bisherigen Schwellenwert firr die Anforderung an eine Uberdach-
ung der Fahrradabstellanlage von bisher mehr als 12 auf mehr als zehn notwendige Fahr-
radabstellplatze herab.

Satz 2 fordert angepasst an den herabgesetzten Schwellenwert nach 8§ 9 Absatz 4 Satz 1,
fur jeden zehnten notwendigen Fahrradabstellplatz eine zusatzliche Flache von mindestens
1,5 m2 bereitzustellen, auf welcher Lasten- oder Kinderanhanger abgestellt werden kénnen.

Absatz 5 regelt durch Verweis auf § 8 Absétze 5 und 6 Satz 1, dass auch notwendige Fahr-
radabstellplatze (bei Flachenkonkurrenz) die Herstellung von Kinderspielplatzen nach § 8
BremLBO nicht verhindern und nicht zweckentfremdet benutzt werden dirfen. Eine zweck-
widrige Nutzung entsteht auch durch das Abstellen von nicht gebrauchsfahigen Fahrradern
Uber einen langeren Zeitraum. Der Verweis auf § 8 Absatz 8 Satz 1 stellt klar, dass auch not-
wendige Fahrradabstellplatze spatestens zum Zeitpunkt der Nutzungsaufnahme nach § 81
Absatz 2 BremLBO gebrauchsfertig hergestellt sein missen.

Zu 8 10 — Ablosung von Stellplatzen fir Kraftfahrzeugen

§ 10 fasst die bisherigen 8 6 a.F. (Erfullung der Stellplatz- und Fahrradabstellplatzverpflich-
tung durch Ablésung) und § 7 a.F. (Ablosungsbetrage) redaktionell zusammen.

Die Absétze 1 und 2 legen entsprechend § 7 Absatz 1 und 2 a.F. die Hohe der Ablésungs-
betrage fest, wobei der Erméachtigungsgrundlage in § 86 Absatz 1 Nummer 4 Buchstabe c)
folgend entsprechend der Art der Nutzung (z. B. Wohn- oder Gewerbenutzung) eine differen-
zierte Festsetzung erfolgt.
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Absatz 1 Satz 1 entspricht 8 6 Absatz 1 a.F. und erklart die Ablésung von Stellplatzen far
Kraftfahrzeuge als ein der Instrumente zur Erfillung des Mobilitatsbedarfs nach § 6 auch
weiterhin grundsatzlich wahlweise fir zulédssig. Die Beibehaltung der Wahlmadglichkeit fir die
Abldsung anstelle der Umsetzung von Mobilititsmanagementmalinahmen nach 8§ 7 oder der
Realherstellung nach § 8 tragt dem Umstand Rechnung, in der Stadtgemeinde Bremen
durch die Einnahmen aus Ablésungsbetrdgen auch weiterhin zumindest einen anteiligen Fi-
nanzierungsbeitrag fir kommunale Mobilititsmanagementmalinahmen leisten zu kdnnen.

Um Uber die Neufestsetzung der Ablésungsbetrage entscheiden zu kénnen, sind zunachst
die tatsachlichen Herstellungskosten je Stellplatz in Abhangigkeit zu den verschiedenen
Stellplatzanlagen zu aktualisieren. Die Gebietszonen | und Il werden in Bezug auf die bishe-
rige Zone | a.F. fur die Ermittlung der Ablésungsbetrage aufgrund ihrer verdichteten integrati-
ven Lage weiterhin gemeinsam betrachtet. Da die Abgrenzung zwischen den Gebietszonen
I und 1l im Wesentlichen unverandert geblieben ist, kann die flinfstufige Vorgehensweise fiir
die Ermittlung der aktualisierten Abldsungsbetrdge analog zum StellplOG-2012 beibehalten
werden:

Ermittlung des Baukostenanteils nach Index
Ermittlung des Bodenwertanteils

Addition von Baukostenanteil und Bodenwertanteil

W NP

Prozentuale Gewichtung der Herstellung von Parkeinrichtungen
5. Festsetzung differenzierter Abldsungsbetrage

Aus Transparenzgriinden sind die Vergleichswerte aus dem Jahr 2011, die maf3geblich fur
das StellplOG-2012 waren, ebenfalls weiterhin dargestellt.

Zu 1. Ermittlung des Baukostenanteils nach Index:

Ausgangspunkt ist die Bestimmung aktualisierter durchschnittlicher Herstellungskosten fir
bestimmte typisierte Parkeinrichtungen.

Die nachstehende Tabelle weist die bereits dem bisherigen Recht nach dem StellplOG-2012
und der Verwaltungsvorschrift Stellplatze aus dem Jahr 1998 zugrunde gelegten Typen von
Parkeinrichtungen mit den im Jahre 2019 ermittelten durchschnittlichen Herstellungskosten
aus, die anhand des Indexwertes — gewerbliche Baukosten inkl. Umsatzsteuer (Vergleich
2011 — 2019: Indexwert 122,5) sowie durch Beriicksichtigung fortgeschriebener Bodenwerte
auf den Stand 2019 aktualisiert worden sind.

Ein Vergleich dieser aktualisierten Herstellungskosten mit den Erfahrungswerten der BRE-
PARK hat ergeben, dass die zunachst mit dieser Methode auf 14.781,- Euro aktualisierten
Herstellungskosten bei Parkeinrichtungen des Typ 3 (Hoch- und Tiefgaragen bis zu 3 Ebe-
nen) nicht realistisch sind. Bei diesem Typ sind offenbar seit den neunziger Jahren zu ge-
ringe Baukosten veranschlagt worden. Hier musste bereits im StellplOG-2012 eine Nach-
steuerung auf 17.500,- € erfolgen. Die BREPARK empfiehlt'?, auch fur die aktuelle Novelle,
fur diesen Typ von durchschnittlichen Herstellungskosten von 21.450,- Euro auszugehen.

Somit ergeben sich die nachstehend aktualisierten durchschnittlichen Herstellungskosten fr
Parkeinrichtungen:

Parkeinrichtungen in den Ge- durchschnittliche Baukosten pro Stellplatz
bietszonen I und Il nach Index

2011 2019
Typ 1: Tiefgaragen mit mehr als 3 25.833,- € 31.645,- €
Ebenen

12 Siehe Stellungnahme vom 10.03.2020
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Typ 2: Hochgaragen mit mehr als 18.951,- € 23.215,- €
3 Ebenen

Typ 3: Hoch- und Tiefgaragen bis 17.500,- € 21.450,- €
zu 3 Ebenen

Parkeinrichtungen in der Ge-

durchschnittliche Baukosten pro Stellplatz

Parkpaletten bis zu 2 Ebenen

bietszone Ill nach Index

2011 2019
Typ 3: Hoch- und Tiefgaragen bis 17.500,- € 21.450,- €
zu 3 Ebenen
Typ 4: Ebenerdige Stellplatze und 4.968,- € 6.086,- €

Zu 2.: Ermittlung des Bodenwertanteils

Im nachsten Schritt wurde nach Abfrage bei Geoinformation der jeweilige Bodenwertanteil

fur die Gebietszonen ermittelt.

Parkeinrichtungen in den Bodenwert / m2 Grund- Bodenwertanteil
Gebietszonen | und Il sticksanteil

2011 2019 je Stellplatz 2011 2019
Typ 1: Tiefgaragen mit 1.000,- € | 1.500,- € 7 m2 7.000,- € | 10.500,- €
mehr als 3 Ebenen
Typ 2: Hochgaragen mit 1.000,- € | 1.500,- € 7 mz2 7.000,- € | 10.500,- €
mehr als 3 Ebenen
Typ 3: Hoch- und Tiefgara- 300,- € 550,- € 15 m2 4.500,- € 8.250,- €
gen bis zu 3 Ebenen
Parkeinrichtungen in der Baukosten Grund- Bodenwertanteil
Gebietszone Il 5011 5019 §tucksantell 5011 5019

je Stellplatz

Typ 3: Hoch- und Tiefgara- 300,- € 550,- € 15 mz2 4.500,- € 8.250,- €
gen bis zu 3 Ebenen
Typ 4: Ebenerdige Stell- 150,- € 250,- € 25 m?2 3.750,- € | 6.250,-€
platze und Parkpaletten bis
zu 2 Ebenen

Zu 3.:

Addition von Baukostenanteil und Bodenwertanteil

Die Herstellungskosten ergeben sich durch Addition der Baukosten je Stellplatz nach Ziffer 1
mit den jeweiligen Bodenwertanteilen nach Ziffer 2.

Parkeinrichtungen in Baukosten Bodenwertanteil Herstellungskosten
den Gebietszonen | je Stellplatz
und Il 2011 2019 2011 2019 2011 2019
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Typ 1: Tiefgaragen mit | 25.833,- € | 31.645,- € | 7.000,- € | 10.500,- € | 32.833,- € | 42.145,- €
mehr als 3 Ebenen
Typ 2: Hochgaragen 18.951,- € | 23.215,-€ | 7.000,- € | 10.500,- € | 25.951,- € | 33.715,- €
mit mehr als 3 Ebenen
Typ 3: Hoch- und Tief- | 17.500,- € | 21.450,- € | 4.500,- € | 8.250,- € | 22.000,- € | 29.700,- €
garagen bis zu 3 Ebe-
nen
Parkeinrichtungen in Baukosten Bodenwertanteil Herstellungskosten
der Gebietszone Il je Stellplatz

2011 2019 2011 2019 2011 2019
Typ 3: Hoch- und Tief- | 17.500,- € | 21.450,- € | 4.500,- € | 8.250,- € | 22.000,- € | 29.700,- €
garagen bis zu 3 Ebe-
nen
Typ 4: Ebenerdige 4.968,-€ | 6.086,-€ | 3.750,-€ | 6.250,-€ | 8.718,-€ | 12.336,- €
Stellplatze und Parkpa-
letten bis zu 2 Ebenen

Zu 4.:

Prozentuale Gewichtung der Herstellung von Parkeinrichtungen

Im vierten Schritt erfolgt die prozentuale Prognose, zu welchen Anteilen die Stadt aus Ablo-
sungsbetragen in jeweiligen Gebietszonen derartige Parkeinrichtungen herstellen wiirde. Die
Herstellungskosten pro Stellplatz aus Ziffer 3 werden dabei prozentual gewichtet. Die jeweili-
gen Prozentsatze sind gegeniber dem StellplOG-2012 unverdndert geblieben.

Parkeinrichtungen in Herstellungskosten (HK) | Gewich- HK gewichtet

den Gebietszonen | 5011 5019 tung 5011 5019
und Il

Typ 1: Tiefgaragen mit 32.833,- € 42.145,- € 5% 1.642,- € 2.107,- €
mehr als 3 Ebenen

Typ 2: Hochgaragen 25.951,- € 33.715,- € 25 % 6.488,- € 8.429,- €
mit mehr als 3 Ebenen

Typ 3: Hoch- und Tief- 22.000,- € 29.700,- € 70 % 15.400,- € 20.790,- €
garagen bis zu 3 Ebe-

nen

Gesamtsumme durch- 23.529,- € 31.326,- €
schnittlicher Herstel-

lungskosten

Parkeinrichtungen in Herstellungskosten (HK) | Gewich- HK gewichtet

der Gebietszone Il 5011 5019 tung 5011 5019
Typ 3: Hoch- und Tief- 22.000,- € 29.700,- € 10 % 2.200,- € 2.970,- €
garagen bis zu 3 Ebe-

nen
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Typ 4: Ebenerdige 8.718,- € 12.336,- € 90 % 7.846,- € 11.102,- €
Stellplatze und Parkpa-

letten bis zu 2 Ebenen

Gesamtsumme durch- 10.046,- € 14.072,- €

schnittlicher Herstel-
lungskosten
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Ergebnistbersicht der durchschnittlichen Herstellungskosten (HK) pro Stellplatz
2011 2019 Steigerung
Gebietszonen | und 23.529,- € 31.326,- € 33 %
Il
Gebietszone lll 10.046,- € 14.072,- € 40 %
Zu 5.: Festsetzung differenzierter Ablésungsbetrage

Im letzten Schritt wird unter Zugrundelegung eines bestimmten Vom-Hundert-Satzes der un-
ter Ziffer 4 ermittelten durchschnittlichen Herstellungskosten pro Stellplatz die Héhe der Ab-
Idsungsbetrage festgelegt.

Dies vor dem Hintergrund, dass einem Ablésebetrag von 100 Prozent die notwendige Akzep-
tanz fehlen wiirde und es nicht der Billigkeit entspricht, als Aquivalent zu einem nicht real
hergestellten notwendigen Stellplatz einen Abldsungsbetrag in HOhe von 100 Prozent der
Herstellungskosten zu verlangen, weil kein Gegenwert in Form eines real hergestellten Stell-
platzes vorhanden ist und die generierten Ablésesummen auch nicht in der ndheren Umge-
bung des Baugrundstiicks eingesetzt werden muissen.

Darlber hinaus ist es bereits seit langerem erklartes politisches Ziel, die Herstellung von
Stellplatzen zu verringern, indem einerseits mit diesem Gesetz erstmals ein verpflichtender
Anteil an Mobilitatsmanagement gefordert wird, andererseits aber auch die Moglichkeit der
Ablésung durch verminderte Betrédge im Vergleich zur Realherstellung fiir die Bauherren ins-
besondere finanziell weiterhin attraktiv ausgestaltet bleibt.

Die insgesamt vorgenommene moderate Erh6hung der Abléseprozentsatze wird mit einer
erwinschten Lenkungswirkung als Alternative zugunsten notwendiger oder dariiber hinaus
freiwilliger Mobilititsmanagementmal3inahmen nach § 7 begriindet. Zudem ist zu beriicksich-
tigen, dass die tatsachlichen Kosten fir die Realherstellung von Stellplatzen fur Kraftfahr-
zeuge auch unabhangig von der aktuellen Gesetzesnovelle seit 2011 laut der vorangestell-
ten Berechnung um 33 bzw. 40 Prozent angestiegen sind, wonach mit der Anpassung eine
entstandene ,Gerechtigkeitsliicke* geschlossen wird.

Unter Berlicksichtigung dieser Regelungsziele sind die Ablésungsbetrage deshalb — nach er-
folgter Rundung auf volle Hundert-Euro-Betrage — in Absatz 1 wie folgt festgelegt worden:

Nach Nummer 1 wird der fir die Regelablésung fir Bauvorhaben nach Nummern 2 bis 10
der Richtzahlentabelle der Anlage 2 mafRgebliche Vom-Hundert-Satz auf 60 v. H. der durch-
schnittlichen Herstellungskosten erhoht (bisher 50 v. H. nach § 7 Absatz 1 StellplOG-2012).
Dies fuhrt auf der Grundlage der aktualisierten durchschnittlichen Herstellungskosten bei im
Regelfall gewerblichen Bauvorhaben zu einer Erhdhung des Abldsungsbetrages je KFZ-
Stellplatz in den Gebietszonen | und Il um 6.800,- € auf abgerundete 18.600,- € und in der
Gebietszone Ill um 3.400,- € auf 8.400,- €.
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Fur einen erleichterten Uberblick sind die erlauterten Veranderungen gegenuber dem Stell-
plOG-2012 in der nachfolgenden Ubersicht zusammenfassend dargestellt:

8§ 7 Absatz 1 StellplOG-2012 a.F. § 10 Absatz 1 MobBauOG-2022
Art der Nut- Regelablésung fir Bauvorhaben nach Nummern 2 bis 10 der Richtzah-
zung lentabelle
Prozentsatz 50 % 60 %
der HK
Abldsungsbe- Zone | Zone ll Gebietszonen | Gebietszone llI
trag je KFZ- und Il
Stellplatz

11.800,- € 5.000,- € 18.600,- € 8.400,- €

Absatz 1 Nummer 2 und Absatz 2 enthalten dem bisherigen Recht nach § 7 Absatz 2 a.F.
folgend fur bestimmte privilegierte Nutzungen Uber die Regelablésung hinaus ermafigte Ab-
I6sungsbetrage. Der bisherige Gesetzesvorbehalt, dass Uber § 7 Absatz 1 a.F. hinausge-
hende erméRigte Abldsungsbetrdge nur zugrunde gelegt werden durften, wenn festgestellt
wurde, dass die abzulésenden Stellplatze fur Kraftfahrzeuge nur mit einem unverhaltnisma-
Rigen Mehraufwand real hergestellt werden konnten, ist nicht tbernommen worden, da diese
Prifung in der Genehmigungspraxis in den meisten Fallen aus verfahrensgkomischen Griin-
den nicht vorgenommen wurde. Vor dem Hintergrund einer politisch gewlinschten Reduzie-
rung der Realherstellung von Stellplatzen fur Kraftfahrzeuge wird auch eine rein finanziell
motivierte Abldsung von notwendigen Stellplatzen fur Kraftfahrzeuge in Kauf genommen.
Dies geschieht auch vor den Hintergrund, dass die Ablosung weiterhin eine frei wahlbare
Kompensationslésung fir nicht moégliches oder nicht gewolltes Mobilititsmanagement dienen
soll und die Stadtgemeinde Bremen weiterhin ein finanzielles Interesse an der Generierung
von Ablésungsbetragen hat.

Nummer 2 ist angelehnt an § 7 Absatz 2 Nr. 1 a.F. fortgeschrieben und setzt fiir alle Wohn-
nutzungen nach Nummer 1 der Richtzahlentabelle der Anlage 2 ermafiigte Ablésungsbe-
trage fest, um den Wohnungsbau auch zukiinftig im besonderen Mafl3e zu privilegieren. Je-
doch wird der fir alle Wohnungsbauvorhaben nach Nummer 1 der Richtzahlentabelle maR-
gebliche Vom-Hundert-Satz auf 40 v. H. der durchschnittlichen Herstellungskosten erhdht
(bisher 30 v. H.). Dies fuhrt auf der Grundlage der aktualisierten durchschnittlichen Herstel-
lungskosten zu einer Erhéhung des Abldésungsbetrages je KFZ-Stellplatz in der Gebietszo-
nen | und Il um 5.500,- € auf 12.600,- € und in der Gebietszone Il um 2.600,- € auf 5.600,- €.

Fur einen erleichterten Uberblick sind die erlauterten Veranderungen gegenuber dem Stell-
plOG-2012 in der nachfolgenden Ubersicht zusammenfassend dargestellt:

§ 7 Absatz 2 Nr. 1 StellplOG-2012 a.F. § 10 Absatz 1 Nummer 2
MobBauOG-2022
Art der Nut- Wohnnutzungen (allgemein) nach Nummer 1 der Richtzahlentabelle
zung
Prozentsatz 30 % 40 %
der HK
Ablosungsbe- Zone | Zone I Gebietszonen | Gebietszone lll
trag je KFZ- und Il
Stellplatz
7.100,- € 3.000,- € 12.600,- € 5.600,- €
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Nicht ibernommen wurde 8 6 Absatz 2 a.F. Nach dem StellplOG-2012 stand die Abldsung
von KFZ-Stellplatzen fir Wohnungsbauvorhaben unter dem Vorbehalt, dass die hierfir not-
wendigen Stellplatze fir Kraftfahrzeuge nur abgeldst werden durften, wenn und soweit nicht
im Einzelfall wegen der Anzahl der notwendigen Stellplatze fur Kraftfahrzeuge oder der be-
sonderen 6rtlichen Verhaltnisse eine erhebliche Beeintrachtigung des ruhenden oder fliel3en-
den Verkehrs unter Beriicksichtigung auch der Belange des Ful3ganger- und Fahrradver-
kehrs zu erwarten war. Die Vorschrift hat aufgrund der Auslegungsschwierigkeiten der Tat-
bestandsmerkmale in der praktischen Rechtsanwendung keine Bedeutung erlangt. Die recht-
lichen Hirden fur eine daraus resultierende Unzuldssigkeit im Einzelfall im Sinne des § 15
BauNVO haben sich in der Genehmigungspraxis nahezu als ,unerreichbar erwiesen®, da in
innerstadtisch dicht bebauten Gebieten ein latenter Parkdruck ebenso hinzunehmen ist wie
z. B. eine nachbarliche Einsichtnahme in Nachbargrundstiicke. In wenigen Féllen konnte
durch eine Umplanung (z. B. Reduzierung der Anzahl der Wohnungen und damit auch der
Anzahl der erforderlichen Stellplatze fiir Kraftfahrzeuge) eine Genehmigungsfahigkeit er-
reicht werden.

Zudem wird ein Festhalten an der Vorschrift des § 6 Absatz 2 StellplOG-2012 a.F. im Rah-
men der Umsetzung der anzustrebenden Verkehrswende als kontraproduktiv angesehen, da
es ja gerade Regelungszweck dieses Gesetz ist, die Anzahl der herzustellenden Stellplatze
fur Kraftfahrzeuge z. B. durch alternatives Mobilitatsmanagement zu reduzieren. Im Ubrigen
soll insbesondere der Umbau im vorhandenen Bestand auch im Hinblick auf die Baukosten
durch Absenken der Richtzahlen fir den Wohnungsbau (siehe Nummern 1.2 bis 1.4 der
Richtzahlentabelle in Anlage 2) oder besondere Riickausnahme- bzw. Abweichungstatbe-
stande bei Ausbau, Aufstockung oder Umnutzung von Bestandsgebauden besonders privile-
giert werden.

Nichtsdestotrotz behdlt der abstrakte rechtliche Hinweis seine Gliltigkeit, dass die Genehmi-
gung eines Vorhabens ohne oder nur unzureichend vorhandene Stellplatze fir Kraftfahr-
zeuge im Einzelfall gegen das nachbarschiitzende Gebot der Riicksichtnahme verstol3en
kann (OVG Bremen, Beschl. v. 18.10.2002 - 1 B 315/02; Urt. v. 13.10.1995 - 1 BA 10/94 -,
ZfBR 1997,166; vgl. auch Niedersachsisches OVG, Beschl. v. 14.03.1997 - 1 M 6589/96).

Ebenfalls nicht Gbernommen wurde § 6 Absatz 5 a.F. wonach bei gemischten Nutzungen im
Fall einer Teilablésung die real hergestellten Stellplatze fur Kraftfahrzeuge vorrangig auf den
durch die Wohnnutzung ausgeldsten Pflichtstellplatzbedarf anzurechnen waren und die er-
forderliche Ablésung vorrangig nach Mal3gabe des Ablésungsbetrages flur gewerbliche Vor-
haben zu erfolgen hatte. Die Entscheidung, welche vorhabenbezogenen Stellplatze fur Kraft-
fahrzeuge abgeldst werden und inwiefern eine Anrechnung auf die Nachfolgenutzungen er-
folgen soll, wird damit den Bauherren tberlassen.

Absatz 2 ist fortgeschrieben an § 7 Absatz 2 Nr. 2 a.F. angelehnt und setzt fir besonders
privilegierte Nutzungsarten im Vergleich zu Absatz 1 nochmals deutlich ermafigte Abl6-
sungsbetrage fest. Hierzu zéhlen wie bisher nach Nummer 1 Bauvorhaben in Bezug auf Kul-
turdenkmaler und nach Nummer 2 Bauvorhaben in Baullicken nach Absatz 4.

Gegenuber dem bisherigen Recht wird der Anwendungsbereich nach Nummer 3 auf den ge-
forderten Wohnungsbau ausgedehnt. Im Hinblick auf das dauerhaft weiter zu verfolgende
stadtebauliche Ziel der Innenverdichtung in Verbindung mit einem gewerblichen Strukturwan-
del wird die bestehende besondere Privilegierung durch Ausbau, Aufstockung oder Nut-
zungsanderungen bestehender Gebaude nicht mehr nur auf die Schaffung zusétzlicher Woh-
nungen beschrankt, die nunmehr von 8 3 Absatz 2 vom Anwendungsbereich dieses Geset-
zes ausgenommen sind, sondern nach Nummer 4 auf samtliche Bauvorhaben zu Nicht-
wohnzwecken im vorhandenen Bestand ausgedehnt.

Der fur diese Vorgaben maRRgebliche Vom-Hundert-Satz wird auf 25 v. H. der durchschnittli-
chen Herstellungskosten erhoht (bisher 15 v. H.). Dies fuhrt auf der Grundlage der aktuali-
sierten durchschnittlichen Herstellungskosten zu einer Erh6hung des Ablésungsbetrages je
KFZ-Stellplatz in den Gebietszonen | und Il um 4.400,- € auf 7.900,- € und in der Gebiets-
zone Il um 2.000,- € auf 3.500,- €.
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Fur einen erleichterten Uberblick sind die erlauterten Veranderungen gegenuber dem Stell-
plOG-2012 in der nachfolgenden Ubersicht zusammenfassend dargestellt:

§ 7 Absatz 2 Nr. 2 StellplOG-2012 a.F. § 10 Absatz 2 MobBauOG-2022
Art der Nut- 1. Kulturdenkmaler 1. Kulturdenkmaler
Zung Baullicken 2. Baulucken
Ausbau, Aufstockung 3. Geftrderter Wohnungsbau
g?ai{ é?]rédzuvr\]/%i?]g\?ve- 4. Ausbau, Aufstockung oder Nut-
cken zungsanderungen im Bestand
zu Nichtwohnzwecken
Prozentsatz 15% 25 %
der HK
Abldsungsbe- Zone | Zone ll Gebietszonen | Gebietszone Il
trag je KFZ- und Il
Stellplatz
3.500,- € 1.500,- € 7.900,- € 3.500,- €

Durch die Anpassung der Hohe der Ablésungsbetrage sollen die ,geplanten Einnahmever-
luste” durch die nach § 7 Absatz 1 nunmehr verpflichtenden Anteile von Mobilitatsmanage-
ment zumindest teilweise ausgeglichen werden. Die tatsachliche Einnahmeentwicklung aus
Ablésungsbetragen hangt allerdings auch weiterhin einerseits wesentlich von der zuktinftigen
Baukonjunktur ab, insbesondere von der Realisierung ,ablésungstrachtiger Gro3bauvorha-
ben. Andererseits ist nicht absehbar, inwieweit Bauherren unter den geanderten Rahmenbe-
dingungen von verpflichtendem Mobilitditsmanagement im Rahmen der verbleibenden Wahl-
freiheit neben der Realherstellung noch fir das Instrument der Ablésung entscheiden. Die
tatséchliche Einnahmeentwicklung der Ablésungsbetrage lasst sich demnach nicht sicher
vorhersagen.

Nach Absatz 3 bleibt die grundsétzliche Wahlmdéglichkeit bestehen, den gemaf 8 7 Absatz 1
notwendigen Mobilititsmanagementanteil vollstdndig oder anteilig durch Zahlung einer Ablo-
sesumme zu erfillen. Im Gesetz wird dadurch ein Rechtsanspruch fur die Bauherrschaft ver-
ankert, das Instrument der Ablésung immer anwahlen zu kénnen, um den erforderlichen Mo-
bilitatsbedarf fur Kraftfahrzeuge im Sinne des § 3 zu erfillen.

Absatz 4 entspricht 8§ 7 Absatz 3 a.F. Satz 1 ,dynamisiert” die nach damaligem Recht des
mit dem StellplOG-2012 aufgehobenen Ablésungsortsgesetzes statisch auf den 15. Juni
1992 fixierte Baullickendefinition.

Die Definition des Baultickenbegriffs in Satz 1 bleibt unverandert, allerdings wird die bisher
im StellplOG-2012 festgesetzte Nachwirkungsfrist von flinf auf vier Jahre verkiirzt. Nach den
Erfahrungen aus der Genehmigungspraxis werden auch vier Jahre als ausreichend angese-
hen, um hinreichend abzusichern, dass aus dem Baultickenprivileg bei der Stellplatzabl6-
sung keine Abbruchpramie wird. Aus der Prifung der Voraussetzungen fur das Baullicken-
Testat ist kein einziger Fall bekannt, in dem das Bauliickenprivileg erkennbar der Grund ge-
wesen sein kdnnte, die Stellung des Bauantrages hinauszuzégern. Haufiger dagegen wer-
den selbst marode Baubestande erst in zeithnahem Zusammenhang mit einem Neubauvorha-
ben abgebrochen.

Satz 2 fordert die verfahrensrechtliche Einbindung eines Baullickentestats zur fachlich ein-
heitlichen Dokumentation des Baullickenstatus eines Grundstiickes. Sofern die Mobilitats-
pflicht im Baugenehmigungsverfahren gepriift wird, erleichtert es die bauaufsichtliche Ent-
scheidung.
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Absatz 5 ist neu und aufgrund der eingeflihrten besonderen Privilegierung fur den geférder-
ten Wohnungsbau erforderlich, da analog zum Baullickentestat ein entsprechender Nach-
weis von der fir das Wohnungswesen zustandigen Stelle zur Inanspruchnahme der beson-
ders ermaliigten Ablésebetrage als erforderlich angesehen wird.

Absatz 6 entspricht § 6 Absatz 3 a.F. wonach die Ablésung von nach § 8 Absatz 4 erforderli-
chen Stellplatzen fur Kraftfahrzeuge fir Menschen mit Behinderungen in Anlehnung an die
Abweichungsanforderungen des 8 50 Absatz 5 BremLBO nur zuldssig ist, sofern

nach Buchstabe a) in allen Gebietszonen die Herstellung nicht oder nur mit unverhaltnisma-
Rigem Mehraufwand maoglich ist oder

nach Buchstabe b) in der Gebietszone | die fir die Herstellung nach § 13 Absatz 2 Nummer
2 erforderliche Abweichung nicht erteilt werden kann.

Ob die Tatbestandsvoraussetzungen fir eine Abldsung vorliegen, ist entsprechend § 13 Ab-
satz 2 Nummer 4 i.V.m. § 67 BremLBO im Rahmen einer Abweichungsentscheidung zu kla-
ren.

Ziel der Vorschrift ist, im Rahmen der Realherstellung von Stellplatzen fir Kraftfahrzeuge zu-
mindest auf die Herstellung der Stellplatze fur Kraftfahrzeuge fir Menschen mit Behinderung
hinzuwirken. Es ist anzunehmen, dass dieser Personenkreis bei typisierender Betrachtungs-
weise von den ergédnzend erforderlichen MobilitdtsmanagementmalRhahmen nur einge-
schrankt profitieren kann und daher ein Kraftfahrzeug mit eigenem PKW-Stellplatz im Sinne
der Umsetzung der UN-Behindertenrechtskonvention in bestimmten Féllen die einzig mogli-
che Mobilitatsform sein kann. Ein unverhéltnisméniiger Mehraufwand im Sinne dieses Geset-
zes kann z. B. dann vorliegen, wenn nur fur die Errichtung der Stellplatze fur Kraftfahrzeuge
fir Menschen mit Behinderungen eine sonst nicht erforderliche Tiefgarage hergestellt wer-
den musste.

Absatz 7 entspricht 8 6 Absatz 6 a.F. und beriicksichtigt den Umstand, dass die Erfullung
des Mobilitatsbedarfs bei Wohngeb&uden in der Genehmigungsfreistellung oder dem verein-
fachten Genehmigungsverfahren bauaufsichtlich nicht gepruft wird. Satz 1 verlangt von der
Bauherrin oder dem Bauherrn, dass die Zahlung des Ablésungsbetrages der unteren Bau-
aufsichtsbehdrde vor Erteilung der Baugenehmigung nachzuweisen ist. Nach Satz 2 ist bei
Bauvorhaben der Genehmigungsfreistellung nach § 62 BremLBO der Nachweis der Zahlung
den erforderlichen Bauvorlagen beizufligen. Sofern die Ablésungsvoraussetzungen Gegen-
stand einer behdrdlichen Abweichungsentscheidung nach 8 13 sind, ist die Zahlung eines
Abldsungsbetrages der unteren Bauaufsichtsbehdrde spatestens mit Einreichung der Baube-
ginnanzeige in analoger Anwendung des § 72 Absatz 7 BremLBO nachzuweisen. Satz 3 ent-
spricht redaktionell gestrafft § 6 Absatz 4 a.F. und legt die Ausnahmen fest, unter denen ein-
gezahlte Ablésungsbetrage ganz oder anteilig zurtickerstattet werden. Ob die Voraussetzun-
gen vorliegen, ist nach Prifung des Antrages durch die untere Bauaufsichtsbehérde einzel-
fallbezogen zu entscheiden.

Absatz 8 stellt klar, dass die nach den Abséatzen 1 und 2 generierten Abldsungsbetrage ent-
sprechend § 49 Absatz 2 BremLBO nur zweckgebunden verwendet werden durfen fir

1.  die Herstellung zusatzlicher oder die Instandhaltung, die Instandsetzung oder die Mo-
dernisierung bestehender Parkeinrichtungen,

2. sonstige MaRnahmen zur Entlastung der Stralen vom ruhenden Verkehr, einschlief3-
lich investiver MalBnahmen des o6ffentlichen Personennahverkehrs und eines kommu-
nalen Mobilitdtsmanagements.

Wahrend das MobBauOG im § 7 Malinahmen eines vorhabenbezogenen Mobilitdtsmanage-
ments regelt, die durch den Bauherrn zu planen und durchzufthren sind, fallen unter die Be-
grifflichkeit des ,kommunalen Mobilitdtsmanagements* alle MaBhahmen, die von der Stadt-
gemeinde Bremen geplant und vorgehalten werden und ebenso geeignet sind, den Bedarf
an Kraftfahrzeugen und vorhabenbezogenen Stellplatzen fur Kraftfahrzeuge zu verringern.
Sie kénnen Uber die generierten Ablosungsbetrage anteilig mitfinanziert werden. Dies
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schlie3t nach ressortinterner Abstimmung auch die Mdglichkeit ein, die Ablésungsbetrage
nicht nur zentral fir gesamtstadtische MaBhahmen und Grof3projekte (z. B. Ausbau der
OPNV- oder Fahrradinfrastruktur) zu verwenden, sondern auch zweckgebunden fiir be-
stimmte quartiersbezogene Mobilititsmanagementmalinahmen ,vor Ort* verwenden zu dir-
fen.

Eine zuklnftig ausschlieflich ortsteilbezogene Verwendung ist jedoch nicht vertretbar, da die
Gesamtsumme der j&hrlichen Ablésungsbetrage mit durchschnittlich jahrlich 420 TEUR stark
schwankend ist und eine sachgerechte Mittelverwendung eine zentrale Steuerung durch das
Mobilitatsressort erfordert. Eine rein orteilbezogene Aufteilung wirde zu einer unkalkulierba-
ren Zersplitterung der Einnahmen fiihren und wird deshalb als nicht zweckmé&Rig eingestuft.

Zu 8 11 - Ablésung von Fahrradabstellplatzen

Absatz 1 Satz 1 entspricht 8§ 6 Absatz 3 a.F. und legt fest, dass notwendige Fahrradabstell-
platze nur im Ausnahmefall abgeltst werden durfen, sofern die Herstellung entsprechend der
Vorgaben der in 8 9 normierten Voraussetzungen nicht oder nur mit einem unverhaltnismani-
gen Mehraufwand moglich ist. Hierzu zahlen insbesondere grundstiicks- oder gebédudebezo-
gene Besonderheiten im vorhandenen Bestand.

Satz 2 verweist auf die Anforderungen nach § 10 Absatz 7 hinsichtlich der Nachweispflicht
und Absatz 8 wonach die generierten Ablésungsbetrage ebenfalls entsprechend § 49 Ab-
satz 2 BremLBO zu verwenden sind.

Absatz 2 Satz 1 entspricht § 8 a.F. und legt die Ablésungsbetrage fur notwendige Fahr-
radabstellplatze fest. Grundlage ist auch hier eine Aktualisierung der durchschnittlichen Her-
stellungskosten. Angenommen wird hier ebenfalls eine Kostensteigerung von 22,5 Prozent
(von 2011 — 2019) auf Grundlage der Indexentwicklung fur gewerbliche Baukosten inkl. Um-
satzsteuer.

Bei der Typisierung wird wie bisher an einer zweistufigen Einteilung festgehalten. Sofern in
die Gebietszonen | und Il eine Abldsung erfolgen soll, wird angenommen, dass die Stadtge-
meinde dafir in den innerstadtischen Bereichen grol3flachige, Gberdachte Fahrradabstellan-
lagen errichtet, wahrend in der Gebietszone Il in der Regel nur Anlehnbtigel errichtet wer-
den.

Gebietszone | und Il Gebietszone lll
aktualisierte Herstellungs- 1.284,- € 484,- €
kosten 2019
Vom-Hundert-Satz der 80v. H.

durchschnittlichen Herstel-

lungskosten (angehoben um 20 % gegenuber StellplOG-2012)

auf volle 100 Euro gerunde- 1.000,- € 400,- €
ter Ablésebetrag

bisheriger Ablosungsbetrag 650,- € 250,- €
nach StellplOG-2012

Unter Bericksichtigung der gestiegenen durchschnittlichen Herstellungskosten und einer
gleichzeitigen prozentualen Anhebung des Vom-Hundert-Satzes um 20 % gegentber dem
StellplOG-2012 auf nunmehr 80 v. H. ergibt sich fiir notwendige Fahrradabstellplatze eine
Erh6hung der Ablésungsbetrage in den Gebietszonen | und Il um 350,- Euro auf nunmehr
1.000,- Euro (bisher 650,- Euro) und fur die Gebietszone Il um 150,- Euro auf 400,- Euro
(bisher 250,- Euro).
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Die Anhebung des Prozentsatzes fur die Ablésung um 20 v. H. gegeniber dem StellplOG-
2012 ist vertretbar, um die gemaR § 13 Absatz 2 Nummer 6 unter Abweichungsvorbehalt ste-
hende und somit nur im Ausnahmefall mdgliche Ablésung auch finanziell méglichst unattrak-
tiv auszugestalten, um im Regelfall die gewiinschte Realherstellung aller notwendigen Fahr-
radabstellplatze zu erreichen.

8 12 — Beseitigung von Stellplatzen fur Kraftfahrzeuge und Fahrradabstellplatzen

Die Vorschrift ist neu und wird in Anlehnung an die Regelungssystematik des Kinderspielfla-
chenortsgesetzes fir die Stadtgemeinde Bremen Gibernommen.

Absatz 1 stellt in Satz 1 klar, dass vorhandene im Sinne dieses Gesetzes notwendige Stell-
platze und Fahrradabstellplatze nur mit Zustimmung der unteren Bauaufsichtsbehorde ganz
oder teilweise beseitigt werden dirfen. Ein Zuwiderhandeln ist nach § 15 Nummer 4 ein Ord-
nungswidrigkeitstatbestand und soll damit verhindern, dass vorhabenbezogene Stellplatze
fur Kraftfahrzeuge und Fahrradabstellplatze auf dem Baugrundstiick im Laufe der Nutzungs-
dauer der baulichen Anlage beseitigt werden und sich dadurch der durch die Art der Nutzung
ausgeloste Parksuchverkehr in den 6ffentlichen Verkehrsraum verlagert. Satz 2 regelt, dass
die Beseitigung in Textform mit Begriindung zu beantragen ist.

Absatz 2 Satz 1 stellt klar, dass die Zustimmung zu Beseitigung mit Auflagen und unter Be-
dingungen erteilt werden kann. Nach Satz 2 kann insbesondere ein Ersatz durch Mal3nah-
men des Mobilitdtsmanagements nach § 7 oder eine Ablosung nach 88 10 oder 11 gefordert
werden.

Die Anrechnungsregelung in Absatz 3 entspricht 8 6 Absatz 5 a.F. Eine Kombination in Ver-
bindung mit einer Neuberechnung nach § 13 Absatz 3 Nummer 2 ist zulassig.

8 13 - Abweichungen

Absatz 1 entspricht 8 13 a.F. stellt generalisierend klar, dass die flexible Abweichungsvor-
schrift des 8 67 BremLBO nicht nur bei Abweichungen von Anforderungen der BremLBO, son-
dern ausdrtcklich auch von Anforderungen solcher Vorschriften gilt, die — wie dieses Mobili-
tats-Bau-Ortsgesetz - auf der Grundlage der BremLBO erlassen worden sind. Darauf weist
8§ 67 Absatz 1 Satz 1 BremLBO ausdrucklich hin.

Laut § 67 Absatz 2 Satz 2 BremLBO sind bei Bauvorhaben, die der Genehmigungsfreistellung
nach 8 62 BremLBO oder dem vereinfachten Baugenehmigungsverfahren nach 8 63
BremLBO unterfallen, Abweichungen von den Vorschriften dieses Gesetzes isoliert* zu bean-
tragen.

Uber die Erteilung einer beantragten Abweichung, auch im Rahmen des bauaufsichtlichen
Prufprogramms nach § 64 BremLBO, entscheidet die untere Bauaufsichtsbehdrde. Sie kann
die fir das Mobilitatsmanagement zustandige Stelle bei der Entscheidungsfindung beteiligen.

Das bisher in § 12 a.F. normierte verfahrensrechtliche Instrument der ,Zustimmung der Ge-
meinde” bei Verfahren nach 88 62 oder 63 BremLBO ohne bauordnungsrechtliche Priifung ist
im Sinne einer Entbirokratisierung nicht ibernommen worden, da es in der Genehmigungs-
praxis seit 2013 nahezu keine Relevanz erlangt hat und die materiellen Anforderungen im
Einzelfall bei solchen Verfahren entsprechend der bauordnungsrechtlichen Regelsystematik
nach § 67 Absatz 2 Satz 2 BremLBO {Uber ,isolierte Abweichungsentscheidungen* tberpriift
werden kénnen.

Absatz 2 ist neu und regelt sich aus dem materiellen Kontext ergebende konkrete Abwei-
chungstatbestéande. Unter Wirdigung verkehrlicher, stadtebaulicher und vorhabenbezogener
Besonderheiten kann die erforderliche Abweichung erteilt werden, sofern:

1. Es nach Nummer 1 in besonders begriindeten Ausnahmefallen unter Beriicksichtigung
der Art und Lage des Vorhabens sowie der Grundstiickssituation sachgerecht erscheint,
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den notwendigen Anteil an MobilitatsmanagementmalRhahmen nach § 7 Absatz 1 zu-
gunsten der Realherstellung von Stellplatzen fur Kraftfahrzeuge zu reduzieren oder zu
ersetzen.

Die Entscheidung uber die Zulassigkeit einer Abweichung nach Nummer 1 trifft die un-
tere Bauaufsichtsbehdrde in Abstimmung mit der fir das Mobilitdtsmanagement zu-
standigen Stelle unter Bertcksichtigung der Tatbestandsmerkmale sowie der das Bau-
grundstiick betreffenden planungsrechtlichen Voraussetzungen. Bei sachgerechter Er-
messensausuibung wird es dadurch im gesamten Stadtgebiet mdglich, in Ausnahmefal-
len einzelfallbezogen passgenaue Lésungen zu finden, ohne dafir nach 8 1 Absatz 1
~-aufwendig” das Planungsrecht anpassen zu missen und somit besondere Hartefalle
insbesondere fir stellplatzintensive Nutzungen zu vermeiden (z. B. bei der Errichtung
von Reihenhausern in der Rechtsform des Wohnungseigentumsgesetzes, dem Le-
bensmitteleinzelhandel, Baumarkten etc.).

Nach Nummer 2 in Verbindung mit § 6 Absatz 2 die Herstellung von Stellplatzen fir
Kraftfahrzeuge in der Gebietszone | ausnahmsweise zugelassen werden soll.

Dies kann inshesondere dann der Fall sein, sofern es nach Buchstabe a) unter Beriick-
sichtigung der Art und Lage der Nutzung sachgerecht erscheint.

Hinsichtlich der Art der Nutzung kommen insbesondere Anlagen fir soziale oder ge-
sundheitliche Zwecke aber auch Wohnnutzungen in Betracht. Insbesondere bei Vorha-
ben des Wohnungsbaus ist der Nachweis einer Realherstellung nach 8§ 8 Absatz 2 Buch-
stabe a) auch in bis zu 500 Meter entfernten Parkeinrichtungen méglich, sofern dort eine
vorhabenbezogene Sicherung durch Baulast erfolgt.

Hinsichtlich der Lage ist auf eine ,verkehrsgtinstige” ErschlieBung von Bauvorhaben an
HauptverkehrsstraRen oder am Gebietszonenrand abzustellen oder, ob bei Anderungen
oder Nutzungsanderungen im vorhandenen Bestand Stellplatze fur Kraftfahrzeuge auf
dem Baugrundstiick bereits vorhanden sind und die konkrete Grundstiickssituation einer
ausnahmsweisen Zulassung nicht entgegensteht, da sie sich mit den Zielen einer auto-
freien Innenstadt vereinbaren lasst.

Nach Buchstabe b) Doppelbuchstabe aa) kdnnen Tiefgaragenstellplatze unter ergan-
zender Berlcksichtigung von Art und Lage des Vorhabens ebenfalls ausnahmsweise
zugelassen werden, weil diesbeztiglich das Argument einer oberirdischen Verunstaltung
im Sinne des § 9 BremLBO nicht herangezogen werden kann.

Die Herstellung von nach § 8 Absatz 4 erforderlichen Stellplatzen fir Kraftfahrzeuge fir
Menschen mit Behinderungen kann entsprechend Doppelbuchstabe bb) nach Wrdi-
gung der berechtigten Belange von Menschen mit Behinderungen ebenfalls als zweck-
mafig und erforderlich angesehen werden.

Nach Nummer 3 eine Abweichung von den Entfernungsvorgaben fiir die Herstellung
nach 8§ 8 Absatz 2 vertretbar ist,

Nach Nummer 4 entsprechend § 8 Absatz 4 die Abldsung von notwendigen Stellplat-
zen fur Kraftfahrzeuge fir Menschen mit Behinderungen als zuléssig eingestuft wird,

Nach Nummer 5 Stellplatzanlagen als Zwischennutzung nur befristet angelegt werden
sollen und deshalb ein Verzicht auf eine Pflanzpflicht nach § 8 Absatz 7 sachgerecht
erscheint,

Nach Nummer 6 notwendige Fahrradabstellplatze ausnahmsweise nach § 9 Absatz 2
auf einem anderen Grundstlick hergestellt oder nach § 11 Absatz 1 abgelost werden
sollen oder

Nach Nummer 7 ermaRigte Abldsungsbetrage nach § 10 Absatz 2 in Anspruch ge-
nommen werden sollen und das Vorliegen der normierten Voraussetzungen einer
Uberprifung durch die untere Bauaufsichtsbehérde bedarf.
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Absatz 3 wurde ebenfalls neu hinzugefugt und geht tber den Anwendungsbereich des Ab-
satzes 2 hinaus. Er raumt der Bauaufsichtsbehdrde nach Austibung des pflichtgemafen Er-
messens die Erteilung einer Abweichung nach 8 67 BremLBO zum vollstandigen oder anteili-
gen Verzicht auf den Nachweis der Erfiillung des Mobilititsnormbedarfs auch bei Uber-
schreiten der Bagatellgrenze nach 8 5 Absatz 3 wie folgt ein:

1. Nach Nummer 1 bei der Aufstockung, Erweiterung, Umbau oder Nutzungsé&nderung
bestehender Gebaude zu Nichtwohnzwecken, sofern die Erfullung aufgrund der Art
und Lage des Vorhabens nicht und auch Mobilitdtsmanagement nicht funktionsgerecht
maoglich ist

Uber diesen Abweichungstatbestand ist unter Beteiligung der fiir das Mobilitatsma-
nagement zustandigen Stelle zu entscheiden, nachdem die Bauaufsichtsbehdrde fest-
gestellt hat, dass eine Abweichung bei stadtebaulicher und bodenrechtlicher Betrach-
tung unter Beriicksichtigung der Art der baulichen Nutzung (z.B. bei atypischer Nut-
zung oder in Bezug auf den vorhabenbezogenen Mobilitdtsbedarf) in Verbindung mit
grundstiicksbezogenen Besonderheiten (z.B. Flachenkonkurrenzen durch Baulastsi-
cherung von Grundstiicksflachen zugunsten Dritter, Grundstiickszuschnitt, periphere
Lagen) vertretbar ware. Der Abweichungstatbestand kann auch zur privilegierten For-
derung von ,kultureller Subkultur® herangezogen werden, sofern diese in der Rechts-
form gemeinnitziger Vereine oder sonstiger, nicht auf Gewinnerzielung ausgerichteten
kulturellen Einrichtungen organisiert sind und die zuvor genannten Abweichungstatbe-
sténde zutreffend sind.

2. Nach Nummer 2 bei Nachberechnungen des Stellplatznormbedarfs fir Kraftfahrzeuge
und die Anzahl notwendiger Fahrradabstellpléatze auf Grundlage dieses Gesetzes bei
Umbau, Sanierung oder Nutzungsanderungen im Bestand. Insbesondere bei bestands-
geschitzten Nutzungen, bei denen im Laufe der Zeit mehrere bauliche Erweiterungen
oder Nutzungsanderungen vorgenommen wurden, kann es sinnvoll sein, z.B. im Rah-
men von Sanierungsmaflnahmen am Gebaudebestand den aktuellen Stellplatznorm-
bedarf fur Kraftfahrzeuge und die Anzahl der notwendigen Fahrradabstellplatze auf
Grundlage dieses Gesetzes ohne zeitaufwendige Vergleichsrecherche in den Archivak-
ten neu zu errechnen und unter Beriicksichtigung von Art und Lage des Vorhabens
Uber eine zeitgemalie Erfillung des Mobilitdtsbedarfs zu entscheiden. Dies kann in
Verbindung mit 8 12 auch zu einem teilweisen Rickbau von in der damaligen Dimen-
sion nicht mehr zeitgemaler Stellplatzanlagen flhren. Ist ansonsten kein bauaufsichtli-
ches Verfahren erforderlich, kann tber die das Ergebnis der Neuberechnung des Mobi-
litatsbedarfs auch mit ,isolierten Bescheid“ entschieden werden.

3. Nach Nummer 3 bei Zwischennutzungen bestehender Gebaude und Grundstiicke zur
Forderung von befristeten gewerblichen Vorhaben aller Art. Die Zwischennutzung
sollte in Bezug auf die ,,Ausnutzungsfrist* einer Baugenehmigung nach § 73 Absatz 1
BremLBO einen Zeitraum von drei Jahren nicht Gberschreiten.

8 14 - Ordnungswidrigkeiten

Die Vorschrift entspricht 8 14 a.F. und bestimmt entsprechend § 83 Absatz 1 Nummer 1
BremLBO mit den Nummern 1 bis 4 die buRgeldbewahrten Tatbestande der Satzung, es sei
denn, die Behotrde hat nach § 67 BremLBO i.V.m. § 13 dieses Ortsgesetzes eine entspre-
chende Abweichung zugelassen.

Der Aufzéhlungskatalog wurde gegeniber dem bisherigen Recht um die Nummer 3 neu er-
ganzt, wonach auch die zweckentfremdende Nutzung von Stellplatzen fir Kraftfahrzeuge und
Fahrradabstellplatzen einen Ordnungswidrigkeitstatbestand darstellt.
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§ 15 - Ubergangsvorschrift

Die Ubergangsvorschrift entspricht § 15 a.F. und enthalt eine sogenannte ,Meistbeguinsti-
gungsklausel“. Bei Bauvorhaben, bei denen das bauaufsichtliche Verfahren vor dem Inkraft-
treten der Neufassung dieses Ortsgesetzes eingeleitet worden ist, gilt das neue Recht nur,
soweit es fir die Bauherren eine im Vergleich mit dem bisherigen Recht glinstigere Rege-
lung enthélt.

Zu 8 16 - Inkrafttreten, AulRerkrafttreten

Satz 1 regelt das Inkrafttreten der Neufassung des Mobilitatsortsgesetzes am 1. Oktober 2022,
verkiindet im Gesetzblatt der Freien Hansestadt Bremen.

Satz 2 setzt fest, dass damit gleichzeitig das bisherige Ortsgesetz tber Stellplatze und Fahr-
radabstellplatze in der Stadtgemeinde Bremen vom 18. Dezember 2012 (Brem.GBI. S. 555 —
2130-d-1a) auBer Kraft tritt.

Anlage 1 Gebietszonenkarte (zu § 2)
Anlage 2 Richtzahlentabelle (zu § 4 Absatz 1)
Anlage 3 Ubersicht der zulassigen MobilitaitsmanagementmaRnahmen und Kategorisie-

rung nach Wirkung (zu 8§ 7 Absatz 2)
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	2. Neue Gebietszoneneinteilung (siehe § 2 i.V.m. Anlage 1)
	4.1 Zunächst ist für jedes Vorhaben nach § 4 Absatz 1 unter Berücksichtigung der Art der Nutzungen der erforderliche Stellplatznormbedarf in Stellplatzeinheiten zu ermitteln. Hierzu wird die bisherige Richtzahlentabelle der Anlage 2 unverändert als „a...
	Wird bei der abstrakten Ermittlung des Stellplatznormbedarfs für Kraftfahrzeuge die Bagatellgrenze nach Ziffer 5.2 überschritten, ist der durch ein Bauvorhaben ausgelöste Mobilitätsbedarf für Kraftfahrzeuge anschließend entsprechend den gesetzlichen V...
	6.1 Mobilitätsmanagement (siehe § 7)
	6.2 Herstellung von Stellplätzen (siehe § 8) oder
	6.3 Ablösung (siehe § 10).
	Für Fachhochschulen und Hochschulen inkl. ihrer Forschungsbereiche im Bereich der Universität / Technologiepark wurde in der Genehmigungspraxis festgestellt, dass die bisherige Berechnung nach Nummer 8.5 allein anhand der Anzahl der Studierenden keine...
	Stellplatznormbedarf nach § 4 Absatz 1
	Verkehrsquelle
	Nr.
	Einstiegsschwelle Erfüllungspflicht ab rechnerischem Wert von 3,5, aufgerundet auf 4,0
	Gebietszone III
	Gebietszone I und II
	Wohngebäude2
	1.
	freiwillige Annahme 1 Stellplatz je Wohnung
	Gebäude mit bis zu 3 Wohnungen 
	1.1
	(3 x 1 = 3,0 < 4) = kein Stellplatznormbedarf / Bagatellgrenze unterschritten, § 5 Absatz 3
	0,8 je Wohnung
	0,6 je Wohnung
	Gebäude mit mehr als 3 Wohnungen über jeweils 40 m² Wohnfläche
	1.2
	= ab 5 Wohnungen (5 x 0,8 = 4,0)
	= ab 6 Wohnungen (6 x 0,6 = 3,6)
	0,5 je Wohnung
	0,25 je Wohnung
	Gebäude mit mehr als 3 Wohnungen unter jeweils 40 m² Wohnfläche
	1.3
	= ab 7 Wohnungen(7 x 0,5 = 3,5)
	= ab 14 Wohnungen (14 x 0,25 = 3,5)
	0,5 je Wohnung
	0,25 je Wohnung
	Gebäude mit mehr als 3 Wohnungen des geförderten Wohnungsbaus mit Nachweis
	1.4
	= ab 7 Wohnungen(7 x 0,5 = 3,5)
	= ab 14 Wohnungen (14 x 0,25 = 3,5)
	Nach Nummer 3 in der Gebietszone III ein Viertel der Stellplätze für Kraftfahrzeuge, dies entspricht einem Faktor von 0,25 in Bezug auf den ermittelten Stellplatznormbedarf. Allerdings setzt die Verpflichtung für notwendiges Mobilitätsmanagement dort ...
	Im Gegensatz zum StellplOG-2012 wird die für die Gebietszone II und III bei Wohnungsbauvorhaben zulässige Entfernung von 200 Metern zur Grundstücksgrenze des pflichtigen Grundstücks mittlerweile als zu knapp bemessen angesehen und soll deshalb auf 300...
	1. die Herstellung zusätzlicher oder die Instandhaltung, die Instandsetzung oder die Modernisierung bestehender Parkeinrichtungen,
	2. sonstige Maßnahmen zur Entlastung der Straßen vom ruhenden Verkehr, einschließlich investiver Maßnahmen des öffentlichen Personennahverkehrs und eines kommunalen Mobilitätsmanagements.
	Die Entscheidung über die Zulässigkeit einer Abweichung nach Nummer 1 trifft die untere Bauaufsichtsbehörde in Abstimmung mit der für das Mobilitätsmanagement zuständigen Stelle unter Berücksichtigung der Tatbestandsmerkmale sowie der das Baugrundstüc...


